Strategien der Aufstandsbekämpfung 


Jetzt zugreifen! 


Unser Angebot gilt bis zum 31.12.1989 


Für jedes von Dir (Abonnentln der „blätter des iz3w“) vermittelte Jahresabo 
(Geschenk- oder Normalabo) erhältst Du nach Wahl eines der folgenden Bücher: 
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r Sean 
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HOCH DIE INTERNATIONALE 


|  SOLIDARITAT 


Ein Fotoband 
zur IWF/WB-Kampagne 


WUT . » WITZ 
WIDERSTAND. 


für jede/n UrlauberIn 


ar, 
schön war’s, aber...” 


Tourismus 
in die Dritte Welt 


Wer bis zum 31.12.1989 die „blätter des iz3w“ abonniert kommt noch in den Genuß des alten Abopreises von 
DM 40,-*. Ab Januar 1990 müssen wir den Abopreis an die gestiegenen Produktionskosten anpassen. 


Das Normalabo wird auf DM 48,-* erhöht. 


"Einkommensschwache Abonnentinnen erhalten den reduzierten Preis von DM 30,- (DM 38,- ab Jan. 1990). 
Wir möchten hierbei darauf hinweisen, daß der reduzierte Preis nicht kostendeckend ist. 


Ich bin die/der AbonnentIn, die/der eine/n 
neue/n AbonnentIn geworben hat oder ein 
Jahresabo verschenkt: 


Name 


Straße/Hausnummer 


Postleitzahl/Wohnort 


Datum/Unterschrift 

Ich möchte das folgende Buch als Geschenk 
für die Abowerbung/für das Geschenkabo 
U Wut, Witz, Widerstand 

U Hoch die Internationale Solidarität! 

[] „Klar, schön war’s, aber...“ 

Ich erhalte das Buchgeschenk nach Eingang 


des Betrages für das Neuabo/Geschenk- 
abo. 


Ich möchte ein Jahresabo verschenken — 
und zwar an folgende Person: 


Name 


Ich bestelle die „blätter des iz3w“ (acht Aus- 

gaben/Jahr) 

O im Abonnement (DM 40,-) für minde- 
stens ein Jahr. 
Das Abo kann jeweils zum Jahresende 
schriftlich gekündigt werden. 


Straße/Hausnummer 


Postleitzahl/Wohnort 


Datum/Unterschrift 


Ich weiß, daßich diesen Aboauftrag innerhalb einer Wo- 
che widerrufen kann und bestätige dies mit meiner zwei- 
ten Unterschrift. 


Datum/Ünterschrift 


Alle Abos incl. Porto; Ausland zuzüglich 
Differenz zum Inland; Rechwung abwarten 
oder Scheck beilegen! 


An: iz3w, Postfach 53 28 
7800 Freiburg 


DO als unverbindliches Probeabo von drei 
Ausgaben für DM 10,- 

Oinbar 

U in Briefmarken 

U per Scheck 


Name 


Straße/Hausnummer 


Postleitzahl/Wohnort 


Datum/Ünterschrift 


Ich weiß, daß ich diesen Aboauftrag innerhalb einer Wo- 
che widerrufen kann und bestätige dies mit meiner zwei- 
ten Unterschrift. 


Datum/Ünterschrift 


Qaddafıs 
neue 


Ausgleichspolitik 


Mit immensem materiellen Aufwand 
sowie einem mehrtägigen Festpro- 
gramm, darunter Veranstaltungen im 
Stadion von Tripolis am 31. August 
1989, eine Sondersitzung der Allge- 
meinen Volkskonferenz am Vormittag 
und eine Militärparade auf dem Grü- 
nen Platz am Abend des 1. September 
feierte Libyen seit Ende August den 
20. Jahrestag der Septemberrevolu- 
tion. Außerhalb Libyens wurde diese 
Revolution seit je wenig gewürdigt; der 
Person Qaddafis wurde von der Welt 
wesentlich mehr Interesse geschenkt 
als der von ihm vollbrachten radikalen 
Umgestaltung der libyschen Gesell- 
schaft. Bezeichnenderweise haben 
hierzulande nur wenige von der vor et- 
wa zwei Jahren eingeleiteten Liberali- 
sierung im ökonomischen und politi- 
schen Bereich Notiz genommen. 


Lioyen 


ie libysche Revolution vollzog sich 
D in verschiedenen Phasen und 

durch mehrmalige institutionelle 
Neuanfänge entsprechend der von Qaddafi 
seit 1972/1973 postulierten Dritten Uni- 
versal-Theorie' und ihrer seit 1975 verfaß- 
ten Handlungsanleitung, dem Grünen 
Buch?. Innenpolitische Militanz bei der 
Umsetzung des sich seit 1976 herauskri- 
stallisiierenden Jamahiriya-Staatsstruk- 
turmodells?, basierend auf Basisvolkskon- 
ferenzen und Volkskomitees*, bis hin zur 
Liquidierung von libyschen Oppositionel- 
len im Ausland (Kampagnen Anfang der 
achtziger Jahre) durch Mitglieder der Re- 
volutionskomitees? sowie außenpolitische 
Aktivitäten, die von zahlreichen betroffe- 
nen Staaten — teilweise zurecht — als sub- 
versiv, destabilisierend und expansioni- 
stisch (z.B. Tschad) bezeichnet wurden, ha- 
ben Libyen besonders seit Ende der siebzi- 
ger Jahre zunehmend isoliert. Der Konflikt 
mit den USA, kulminierend im US-Angriff 
auf Tripolis und Benghazi vom April 1986 
hat dies offen manifestiert und die Nieder- 
lagen der libyschen Streitkräfte im Nordt- 
schad 1987 habendas Scheitern der außen- 
politischen Ambitionen Qaddafis ein wei- 
teres Mal bestätigt. 

Indes, Qaddafıi ist durchaus auch — wie 
u.a. Francois Soudan zu recht in der Zeit- 
schrift „Jeune Afrique“ vom 30. August 
1989 schrieb — „ein Realist“, der bereit ist, 
auf politische Positionen und Strategien zu 


ASB - FREIBURG 


verzichten, wenn die Kosten oder die nega- 
tiven Effekte bei ihrer Durchsetzung zu 
hoch und zu gravierend sind. Seit 1987 ist 
der politische Beobachter in diesem Sinne 
Zeuge eines inzwischen zwei Jahre andau- 
ernden innen-, außen- und wirtschaftspoli- 
tischen Umorientierungsprozesses, dem so 
griffige Bezeichnungen wie „libysche Pere- 
stroika“, oder „Revolution in der Revolu- 
tion“ (arabische Presse) gegeben wurden. 

Worin bestanden nun im einzelnen die 
Schritte, die mit solchen positiven Attribu- 
ten versehen werden können? 


Reformen im Wirtschaftsbe- 


reich 


Der Ausgangspunkt war die Entwicklung 
im wirtschaftlichen Bereich. Parallel zu den 
immer weiter ansteigenden Erdöleinnah- 
men Ende der siebziger Jahre intensivierte 
sich nach der Publikation des zweiten Teils 
des Grünen Buches („Die Lösung des öko- 
nomischen Problems“) ab 1978 derideolo- 
gische Zugriff auf den Wirtschaftssektor, 
wo in verschiedenen Phase das Miet-/Woh- 
nungseigentum teilweise sozialisiert, teil- 
weise privatisiert wurde zugunstendesehe- 
maligen Mieters, Produktionsunterneh- 
men in sog. „Volksbesitz“ überführt wurden 
unter Kontrolle von betriebsintern gewähl- 
ten Produktionsräten (bei staatlicher 
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Qaddafi mit dem tunesischen Präsidenten Ben Ali 


Übernahme von Verlusten) und privater 
Handel ab 1980/81 untersagt wurde zu- 
gunsten von sog. „Volksmärkten“ (unter 
Kontrolle der lokalen politischen Organe, 
der Basisvolkskonferenzen) oder Distribu- 
tionspunkten der mit dem Import beauf- 
tragten Monopolgesellschaften. 


Dieses dezentralisierte, in der Praxis al- 
lerdings inneffiziente Produktions- und 
Distributionssystem führte in Verbindung 
mit der Finanzierungskrise ab 1982, ge- 
kennzeichnet durch einen von Libyen zu 
verkraftenden Devisenrückgang aus den 
Erdölexporten von 22 Mrd. US$ (1981) 
aufrund 5 Mrd. US$ (1986) beizunehmen- 
der mittelfristiger Mittelbindung seit den 


Nicht zuletzt der Rückgang der Erdöleinnahmen erzwang eine wirtschaftspolitische Kurs- 


korrektur 


siebziger Jahren durch wirtschaftliche 
Großprojekte und Militärimporte, zu einer 
Strangulation der libyschen Wirtschaft mit 
den bekannten Konsequenzen: 1985 Aus- 
weisung zahlreicher Gastarbeiter aus Tu- 
nesien, Ägypten, der Türkei, Syrien, Mau- 
retanienu.a. Staaten (unterteilsinhumanen 
Bedinungen), rigorose Reduzierung der 
Importe, Versorgungsengpässe und Bil- 
dung von Schlangen vor den Distributions- 
zentren, Gehaltskürzungen, Limitierung 
der Ausreisemöglichkeiten usw. Auf diese 
Situation, die auf der jährlichen Sitzung der 
Allgemeinen Volkskonferenz Ende Febru- 
ar 1987 in Sebha von verschiedenen Dele- 
gierten kritisiert wurde, reagierte der liby- 
sche Revolutionsführer Qaddafi mit einer 
Kritik an der umgesetzten Entwicklungs- 
politik und mit der Ankündigung von Wirt- 
schaftsreformen. 
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Libyen 


Eingeleitet wurde die zunächst wirt- 
schaftliche Liberalisierungsphase durch 
zwei Reden Qaddafis im März und im Mai 
1987, in denen er ein Restrukturierungs- 
programm ankündigte, dessen zentraler In- 
halt neben Vorschlägen zur Effizienzstei- 
gerung in der Landwirtschaft und der Indu- 
strie u.a. durch Forcierung neuer, den 
Marktgesetzen unterworfenen Arbeiter- 
kooperativen der Abbau der ideologisch 
motivierten Wirtschaftseingriffe — wie sie 
noch im zweiten Teil des Grünen Buches 
1978 postuliert wurden — war: die dadurch 
ermöglichte Liberalisierung der Wirtschaft 
in Form einer Wiederzulassung privaten 
Handels, die Aufkündigung des staatlichen 
Importmonopols und die Förderung priva- 
ter Produktionstätigkeit hat inzwischen 


sichtbare Erfolge gebracht und neben einer 
generellen Verbesserung der Versorgungs- 
lage (trotz zur Zeit stagnierender Erdölein- 
kommen von rund 6 Milliarden US-$ jähr- 
lich, bei allerdings geringeren Verteidi- 
gungsausgaben) dazu geführt, daß sich der 
alte Souk von Tripolis, seit 1981 mehr oder 
weniger einer Geisterstadt, wiederbelebte, 
und zahlreiche neue Märkte entstanden, 
auf denen die besonders seit der Grenzöff- 
nung zu Tunesien von dort importierten 
Waren (Konsum- und Gebrauchsgüter) 
umgeschlagen wurden. 

Die Abschaffung 
des staatlichen Import- und Exportmono- 
pols am 1.9.1988 hat darüberhinaus dazu 
geführt, daß sich zunehmend private Initia- 
tive entwickelte und Importdefizite bzw. 
Verteilungsmängel reduziert wurden. Un- 
beschadet des Devisenrückgangs vollzog 


sich auch die Arbeit am sog. Großen Künst- 
lichen-Flußprojekt°, dessen Ausführung 
höchste Priorität genoß, so daß im Sommer 
1989 die erste Baustufe termingerecht ab- 
geschlossen werden konnte und Oaddafi 
am 26. August im Rahmen der Revolu- 
tionsfeierlichkeiten in einer landesweit im 
Fernsehen übertragenen Zeremonie den 
Grundstein für die zweite Stufe legen konn- 
te. Neben der als strategisch erachteten In- 
wertsetzung der Landwirtschaft ging auf 
der anderen Seite der ebenfalls als wichtig 
eingestufte Diversifizierungsprozeß im pe- 
trochemischen Bereich und hinsichtlich 
der Auslandsinvestionen (Gründung einer 
Foreign Petroleum Investment Corpora- 
tion im April 1988) weiter. In diesem Sek- 
tor hat sich trotz US-amerikanischen 


Drucks die Kooperation vor allem mit 
Westeuropa intensiviert. Immerhin rückte 
Libyen im März 1989 auf Platz eins der 
Erdöllieferanten der Bundesrepublik 
Deutschland vor. 

Der seit 1987 eingeleiteten wirtschaftli- 
chen Kurskorrektur kam umso größere Be- 
deutung zu, als die Niederlagen der liby- 
schen Streitkräfte im Nordtschad seit Ende 
1986 bis zum Waffenstillstand im Septem- 
ber 1987 wegen der Unpopularität des 
Tschadengagements bei der libyschen Be- 
völkerung die Toleranzschwelle erreichten 
und systemgefährdende Dimensionen an- 
genommen hatte. In dieser Situation be- 
schloß die libysche Revolutionsführung 
weitreichende, ins Politische reichende 
Maßnahmen, um sowohl die außenpoliti- 
sche Isolierung zu durchbrechen, als auch 
die interne Opposition abzubauen. 


Außenpolitische Kurskorrektur 


Außenpolitisch wurde dies vor allem durch 
die Aussöhnung mit Tunesien erreicht, 
Grundbedingung für jede weitere politi- 
sche Entwicklung des Maghrebraumes ins- 
gesamt. Mit dem tunesischen Staatspräsi- 
denten Ben Ali, dem seit November 1987 
amtierenden Nachfolger von Habib Bour- 
guiba, wurde als Folge ähnlicher Interessen 
nichtnureinegemeinsame Ausbeutungdes 
umstrittenen Bouri-Erdölfeldes verein- 
bart, sondern auch die libysche Grenze zu 
Tunesien geöffnet und die Visapflicht abge- 
schafft, so daß allein zwischen Januar und 
Dezember 1988 nach tunesischen Quellen 
1,243 Millionen Libyer (also fast ein Drittel 


Das libysche Rätesystem 


Libyen hat eine rätedemokratische Struktur, 
die Souveränität liegt bei den Basisvolkskon- 
gressen. Das Land ist in Bezirke eingeteilt, je- 
weils einige tausend Menschen (in der Regel 
etwa 3.000) bilden einen Basisvolkskongreß. 

Die Basisvolkskongreße tagen turnusmäßig 
alle drei Monate. Sie sind sowohl zuständig für 
die praktischen und politischen Belange ihres 
Bezirks wie für die des ganzen Landes; Fragen 
der Außenpolitik werden hier ebenso disku- 
tiert wie solche der Schulpolitik oder der Stra- 
Benreinigung. Jeder Basisvolkskongreß wählt 
zum einen ein Volkskomitee, das für die 
Durchführung der praktischen Arbeit im Be- 
zirk zuständig ist, und zum anderen ein Komi- 
tee, dem die politische Kontrolle des ersteren 
obliegt. Ein Mitglied jedes Volkskomitees wird 
zum Sekretär bestimmt. Alle gewählten Ver- 
treter sind mitimperativem Mandat ausgestat- 
tet, auf Zeit gewählt (3 Jahre) und können bei 
Fehlverhalten jederzeit abberufen werden. 

Aufgaben, die über die Zuständigkeit eines 
einzelnen Basisvolkskongresses hinausgehen, 
aber nicht der Regelung auf nationaler Ebene 
bedürfen, sind dem Regionalvolkskongreß 
übertragen. Er setzt sich aus den Vertretern 
der beiden Volkskomitees der Basisvolkskon- 
gresseder Regionzusammen und wählt seiner- 
seits wieder Volkskomitees. Dies ist die einzige 
Ebene mit repräsentativer Struktur, sie hat 
aber auch im wesentlichen verwaltungstechni- 
sche Aufgaben. 

Zusätzlich zu den Basisvolkskongressen 
gibt es Volkskongresse der Berufsverbände 
und Gewerkschaften, deren Arbeitsweise der 
der Basisvolkskongresse entspricht. Eine 
Hausfrau gehört also nur einem Volkskongreß 
an, ein Chemiefacharbeiter zweien. 

Auf nationaler Ebene tritt jährlich der Ge- 
neralvolkskongreß zusammen. Er besteht aus 
ca. 3.000 Mitgliedern, die unmittelbar von den 
Basisvolkskongressen entsandt und mit impe- 
rativem Mandat beauftragt sind. Auch die 
Volkskongresse der Berufsverbände, der Ge- 
werkschaften, der Studenten entsenden Ver- 


der libyschen Bevölkerung) zu Touristen- 
und Einkaufsfahrten nach Tunesien ka- 
men. Diese privaten Kooperationsansätze 
haben auf staatlicher Ebene mit dem Be- 
such Qaddafis in Tunesien, bzw. Ben Alisin 
Libyen und der Unterzeichnung zahlrei- 
cher Abkommen einschließlich der neuer- 
lichen Entsendung tunesischer Arbeits- 


Lioyen 


kräfte nach Libyen ihre Entsprechung ge- 
funden, so daß zur Zeit die besten bilatera- 
len Beziehungen seit 1969 bestehen. 
Auch mit Algerien intensivierte sich die 
politische und ökonomische Kooperation 
inbislang nicht gekanntem Ausmaß. Dieim 
Juni 1988 getroffene Übereinkunft über ei- 
ne Union beider Staaten ist dafür ein Indi- 
kator, wenngleich durch die Oktoberunru- 
hen 1988 in Algerien das Procedere des ur- 
sprünglich für November 1988 vorgesehe- 
nen Abstimmungsprozesses außer Kraft 
gesetzt wurde und der dynamische Integra- 
tionsprozeß der Maghrebstaaten seit dem 


ersten Maghrebgipfel im Juni 1988, der be- 
kanntlich am 17. Februar 1989 zur Prokla- 
mation der Maghrebunion führte, hier 
neue Akzente setzte. Libyen hat 1987/ 


treterin den Generalvolkskongreß, jedoch nur 
jeweils einen oder zwei für die ganze Sparte, 
die somit gegenüber den Vertretern aus den 
Basisvolkskongressen zahlenmäßig nicht ins 
Gewicht fallen. 

Der Generalvolkskongreß diskutiert und 
entscheidet Fragen von nationalem Belang. Er 
wählt ein Generalvolkskomitee und ein Gene- 
ralsekretariat; die verschiedenen ’Ministerien’ 
sind praktisch Ausschüsse des Generalvolks- 
komitees. Jedwede politische Funktion leitet 
sich somit unmittelbar von der Souveränität 
der Basisvolkskongresse her. 

Auszug aus: 

Libyen, 16 Jahre nach der Revolution. 

Eine Broschüre des Libyen-Solida- 
ritätskomitees Bochum. Februar 1986 


Nach Aussagen Qaddafis stellen die Basis- 
volkskongresse die höchsten Entscheidungs- 
instanzen in Libyen dar. Wie weit ihre Macht 
tatsächlich reicht, ist schwer zu beantworten. 
Tatsache ist, daß die Macht des Volkes durch 
die Macht der Kernelite in Libyen ergänzt/be- 
grenzt wird. Seit 1979 existiert offiziell neben 
dem Bereich der Volksmacht ein sog. Revolu- 
tionssektor, dessen wichtigste Institution das 
oberste Revolutionskomitee (ORK) ist. Ihm 
gehören außer Qaddafi vier weitere Männer 
an, die zugleich die Spitzen des Militärs sind. 
Auf einer Ebene darunter befinden sich die 
sog. Revolutionskomitees, dievon Qaddafi seit 
1977 mit dem Ziel, die Revolution voranzu- 
bringen ins Leben gerufen wurden. Ihre wich- 
tigste Aufgabe besteht darin, passive Libyer 
zur Mitarbeit in den Basisvolkskongressen zu 
motivieren und die Volkskomitees bei der 
Ausübung ihrer Aufgaben anzuleiten. Die 
Macht der Revolutionskomtees wurde, wieder 
Artikel von Mattes zeigt, im Zuge derinnenpo- 
litischen Liberalisierung seit 1988 beschnit- 
ten. 

Quellen: Libyen. 16 Jahre nach der Revolu- 
tion (s.o.) und: Libyen. Die verkannte Revolu- 
tion?, hrsg. von Ch. Operschall und Ch. Teu- 
ber, Wien 1987 


1988 aber nicht nur seine Maghrebpolitik 
neu ausgerichtet, sondern auch seine Poli- 
tik gegenüber der Republik Tschad radikal 
(und in dieser Form von niemandem vor- 
ausgesehen und erwartet) modifiziert. 
Nachdem Qaddafi bereit am 25. Mai 1988 
in seinem „Geschenk an Afrika” aus Anlaß 
des 25. Jahrestages der Gründung der 


OAU eine umfassende Friedensinitiative 
ankündigte und in diesem Zusammenhang 
die Regierung Habre& anerkannte, wurden 
im Oktober 1988 die diplomatischen Be- 
ziehungen wieder aufgenommen. Die Lö- 
sung des Hauptkonflikts zwischen beiden 
Staaten, die libysche Besetzung des sog. 
Aouzou-Streifen an der nördlichen Gren- 
ze des Tschad, blieb indes offen, war aber 
Gegenstand intensiver Gespräche (in Li- 
breville, Algier, Bamako) und Vermitt- 
lungsbemühungen. Wenngleich auf dem 
überraschenden Gipfel von Bamako am 
20. Juli 1989, beidem Qaddafi und Habre 
insbesondere durch malische und algeri- 
sche Vermittlung zum ersten Male persön- 
lich zusammentrafen, kein Durchbruch er- 
zielt wurde, so wurde jedoch rechtzeitig 
zum 20. Jahrestag der Septemberrevolu- 
tion in Algier ein Vertrag zwischen Tschad 
und Libyen geschlossen, der die Regelung 
mit friedlichen Mitteln (u.a. der Gang zum 
Internationalen Gerichtshof in Den Haag) 
festschreibt. Dieser konziliante Schritt Li- 
byenshatdiebereitsseit 1987 schwindende 
Isolierung Qaddafis in Afrika (sichtbar an 
den Staatsbesuchen der Präsidenten z.B. 
von Niger, Mali, Senegal, Uganda, Burkina 
Faso, Somalia in Tripolis 1988/1989) wei- 
ter abgebaut. Die Anwesenheit zahlreicher 
afrikanischer Präsidenten und Regierungs- 
chefs am 1. September 1989 im Gegensatz 
zur Revolutionsfeier 1986 verdeutlicht das 
Ausmaß an Zufriedenheit, mit dem in 
Schwarzafrika die neue libysche Außenpo- 
litik gesehen wird. 

Zu dieser Entwicklung kommt die Aus- 
söhnung mit Ägypten hinzu. Nach ersten 
Mäßigungen beider Seiten in den Medien 
und einem libyschen Truppenrückzug von 
der Grenze 1988 kam es nach der jahrelan- 
gen Konfrontationspolitik, die im Juli 1977 
sogar in einem Grenzkrieg eskalierte, 
durch Vermittlung des marokkanischen 
Königs Hassan II. und des algerischen Prä- 
sidenten Bendjedid anläßlich der arabi- 
schen Gipfelkonferenz in Casablanca En- 
de Mai 1989 zueiner Aussprache zwischen 
Qaddafi und dem ägyptischen Präsidenten 
Mubarak. Konkrete Folgen dieses Tref- 
fens, ohne daß Ägypten seine Israelpolitik 
geändert hätte, was Qaddafı bislang stets 
als Voraussetzung für eine Annäherung 
forderte, war die Öffnung der Grenze und 
die Wiederaufnahme des Flugverkehrs. Al- 
lein durch diesen Schritt haben sich Ent- 
wicklungen wie nach der Öffnung der tune- 
sisch-libyschen Grenze angebahnt. Nach 
ersten Schätzungen sollen bereits 200.000 
Libyer besonders aus der Cyrenaika nach 
Alexandria und Kairo Touristen- und Ein- 
kaufsreisen unternommen haben. Über die 
Rückkehr ägyptischer Arbeitskräfte wird 
verhandelt. Die Wiederaufnahme der di- 
plomatischen Beziehungen ist so nur eine 
Frage der Zeit (Renovierung der Bot- 
schaftsgebäude). Nach dem hochrangigen 
ägyptischen Besuch anläßlich der Revolu- 
tionsfeiern in Tripolis (Vizepremier und 
Landwirtschaftsminister Yussuf Wali) kün- 
digten Zeitungen noch für Oktober einen 
Besuch Qaddafis in Kairo an. 
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Innenpolitische Liberalisierung 


Die für die libysche Bevölkerung weitrei- 
chendsten positiven Effekte hatte die in- 
nenpolitische Liberalisierung, die sich mit 
einer Sondersitzung des höchsten liby- 
schen Legislativorgans, der Allgemeinen 
Volkskonferenz, im November 1987 und 
der Verabschiedung eines neuen, modera- 
ten Wehrpflichtgesetzes im Dezember 
1987 ankündigte, und sich im Anschluß an 
mehrere Reden Qaddafis im Frühjahr 
1988 akzentuierte. Zunächst griff Qaddafi 
in seiner Rede anläßlich der 14. ordentli- 
chen Tagung der Allgemeinen Volkskonfe- 
renz am 2. März 1988 die Unzufriedenheit 
der Bevölkerung und der Revolutionsfüh- 
rung mit den Revolutionskomitees auf, die 


S 


A 


Libyen 


Im März 1988 gab es jedoch noch wei- 
tere aufsehenerregende Maßnahmen, denn 
bereits am 3. März hatte Qaddafi in einer 
symbolischen Aktion das Zentralgefängnis 
von Tripolis demoliert, um die dort inhaf- 
tierten politischen Gefangenen freizulas- 
sen. Insgesamt wurden — auch von Amne- 
sty International bestätigt — innerhalb von 
zwei Wochen in ganz Libyen über 400 liby- 
sche Oppositionelle und 130 Ausländer 
aus der Haft entlassen. Darüberhinaus 
stellte Qaddafi die Todesstrafe zur Diskus- 
sion und plädierte dafür, wenn sie schon 
von den Volkskonferenzen nicht gänzlich 
abgeschafft werde, sie wenigsten nur sehr 
restriktiv anzuwenden (z.B. im Fall von 
Hochverrat). Diese Entwicklung wurde 
von Amnesty International in ihrem Jah- 
resbericht 1989 positiv registriert. 


Aus der libyschen Zeitschrift „Azahaf Al-Akhdar“, 1988 


1977 von ihr selbst zur Durchsetzung der 
„Volksherrschaft“ (ausgeübt durch lokale 
Volkskonferenzen und davon abhängige 
Volkskomitees mit Exekutivfunktionen) 
geschaffen worden waren, sich aber zuneh- 
mend zu autoritären Herrschaftsorganen 
entwickelt hatten. Der konkreteste und von 
der Bevölkerung am aufmerksamsten regi- 
strierte Schritt erfolgte am 9. März 1988, 
als Qaddafi die Revolutionskomitees, jetzt 
öffentlich wegen ihrer Exzesse, der Hin- 
richtung von Oppositionellen (im In- und 
Ausland) und Machtmißbrauchs kritisier- 
te, die Revolutionsgerichte auflöste und die 
Komitees einem neuen Ministerium (Se- 
kretariat für Massenmobilisierung und re- 
volutionäre Führung), d.h. strafferer Kon- 
trolle unterstellte, ohne sie — wie teilweise 
gefordert — gänzlich aufzulösen. 
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Ein anderer, von der libyschen Bevölke- 
rung begrüßter Schritt bestand darin, daß 
Qaddafi am 12. März persönlich im sog. 
„Immigration Office“ erschien, um dort — 
demonstrativ am offenen Fenster im ersten 
Stock stehend — die Zerstörung jener Li- 
sten vorzunehmen, auf denen die Namen 
der (in die Tausende gehenden) Libyer ver- 
zeichnet waren, denen von einem der vier 
Sicherheitsbehörden (Geheimdienst, Re- 
volutionskomitees, Militärpolizei, militäri- 
scher Geheimdienst) die Ausreise unter- 
sagt worden war. Seit diesem Zeitpunkt 
sind nachweislich keine Ausreisepapiere 
und Genehmigungen mehr erforderlich, 
was auch angesichts der völlig offenen 
Grenze zu Tunesien sinnlos wäre. Zugleich 
zeigt die Rückkehr von vielen Exillibyern 
nach Libyen (wenngleich häufig auch nur 


zu Besuchen), daß tatsächlich die freie Ein- 
und Ausreise garantiert ist. 

Diese hier nur in Umrissen skizzierten 
Maßnahmen sollten nach dem Willen des 
libyschen Revolutionsführers quasi verfas- 
sungsmäßig verankert werden, um Rück- 
fälle in Zukunft zu vermeiden und den dau- 
erhaften Charakter derneuenPolitik zuun- 
termauern. Ergebnis der Diskussionen in 
den lokalen Basisvolkskonferenzen über 
Form und Inhalt eines entsprechenden ver- 
fassungsmäßigen Textes war die Ausarbei- 
tungeiner Menschenrechtsdeklaration, die 
am 12. Juni 1988 auf einer neuerlichen 
Sondersitzung der Allgemeinen Volkskon- 
ferenz in Anwesenheit u.a. von Qaddafi 
und anderen Mitgliedern der Revolutions- 
führung sowie zahlreichen Auslandsvertre- 
tern (darunter Amnesty International) fei- 


erlich verabschiedet wurde. Insgesamt ent- 
hält dieses auch als „Grüne Charta der 
Menschenrechte“ bezeichnete Dokument 
zum ersten Mal seit Beginn der September- 
revolution 1969 eine Kodifizierung der 
dem einzelnen Bürger zustehenden Rech- 
te, auf die er sich formal berufen kann. Sie 
hat somit im Kontext der bisherigen liby- 
schen Rechtspraxis die Rechtssicherheit 
erhöht. 

Die Einsetzung eines neuen Volksge- 
richtshofes, bei dem gegen Verletzungen 
der Menschenrechte geklagt werden kann, 
vervollständigte diese Entwicklung, 
ebenso wie die im März 1989 (14. ordentli- 
che Tagung der Allgemeinen Volkskonfe- 
renz) vorgenommene Neuerrichtung eines 
Justizministeriums. Im neuen Allgemeinen 
Volkskomitee setzte sich, dies ein weiterer 


Aspekt, die von Qaddafi seit Jahren gefor- 
derte Emanzipation der libyschen Frauen 
fort, als erstmals ein Ministeramt, nämlich 
das Erziehungsministerium, mit einer Frau 
besetzt wurde. Ein Gesetz vom April 1989 
läßt schließlich auch Frauen zum Richter- 
und Staatsanwaltschaftsamt zu. 

Trotz aller pragmatischer Flexibilität, 
die die libysche Revolutionsführung ge- 
zeigt hat, blieben die Kernelemente der Ja- 
mahiriya-Ideologie, insbesondere die 
Struktur des Staatsaufbaus (d.h. primär die 
Ablehnung eines Parteisystems) und damit 
die Form des seit 1976 bestehenden Ent- 
scheidungs- und Kommunikationsflusses 
unberührt, selbst wenn verschiedene Maß- 
nahmen oder entsprechende Fehlinterpre- 
tationen in der westlichen Presse Gegentei- 
liges vermuten lassen. Dies gilt einmal für 
die 1988 vollzogene Verlegung von Sekre- 
tariaten (Ministerien) von Tripolis in ande- 
re Zentren Libyens, die Aufmerksamkeit 
fand, aber formal außer Störungen der Ar- 
beitseffizienz bedeutungslos ist. Immerhin 
ist sie Ausdruck des Bestrebens von Qad- 
dafi, durch diese Dezentralisierung eine re- 
gionale Ungleichheit, d.h.die Begünstigung 
des Großraumes Tripolis, und damit die 
Privilegien von dessen Bevölkerung abzu- 
bauen. 


Zum anderen gilt dies auch für den im 
übrigen seit 1976 immer wieder zu beob- 
achtenden Versuch, die traditionelle Ar- 
mee (und Polizei) im Rahmen der Verwirk- 

- lichung eines Konzeptes des „bewaffneten 
Volkes“ zu popularisieren. Dieses Konzept 
trat 1988 in eine neue Phase der institutio- 
nellen Umorganisation, als Qaddafi in sei- 
ner Rede vom 1. September 1988 die lan- 
‘desweite Bildung von Volkskomitees für 
Verteidigung ankündigte, die in Zukunft 
die militärischen Entscheidungen über- 
nähmen. Nach verschiedenen Verlautba- 
rungen Ende 1988 und Anfang 1989, daß 
diese Umgestaltung gute Fortschritte ma- 


Lioyen 


che, hat Qaddafi als höchster Kommandie- 
render der libyschen Streitkräfte mit De- 
kret vom 31. August 1989 den gesetzlichen 
Schritt dieser Transformation vollzogen. 
Demgemäß wird der bisherige Generalstab 
entsprechend den in anderen Bereichen 
üblichen Strukturen zum Allgemeinen 
Volkskomitee für Verteidigung umgewan- 
delt. Der bisherige Kommandeur der liby- 
schen Streitkräfte, Oberst Yunis Jabir, wur- 
de Sekretär dieses Volkskomitees. Auch 
dies ist letztendlich nur ein formaler Schritt 
ohne politische Bedeutung und schon gar 
nicht eine Entmachtung der Offiziere der 
bisherigen Armee, denn sie sind es, die die 
„Freiwilligen der libyschen Volksmassen“ 
— wie bislang — auszubilden haben. 
Versucht man aus Anlaß des 20. Jahres- 
tages der libyschen Revolution eine sum- 
marische Bewertung der gegenwärtigen li- 
byschen Position, so könnte man diese als 
eine Mischung aus Pragmatismusundideo- 
logischer Kontinuität bezeichnen, in der es 
an Widersprüchen nicht mangelt. Jüngstes 
Beispiel dafür ist die am 7. September 1989 
auf der Londoner Tagung nach mehrmali- 
gen Anläufen realisierte Aufnahme in die 
Interparlamentarische Union, obwohl das 
Grüne Buch Qaddafis eindeutig den Parla- 
mentarismus als „tadjil“ (Schwindel) kenn- 
zeichnet. Allerdings war es stets der Prag- 
matismus und Realismus, der Libyen An- 
erkennung und Einfluß gebracht hat, weni- 
ger die militante Verfolgung ideologischer 
Vorgaben. In diesem Sinne beginnt die liby- 
sche Revolution ihre dritte Dekade unter 
den denkbar günstigsten Voraussetzungen: 
gute Nachbarschaft mit allen regionalen 
Nachbarn und relative Prosperität im In- 
nern, bei zugleich weitestgehend nivellier- 
ten Einkommensunterschieden. 
Hanspeter Mattes 


Anmerkungen: 

1) Die Dritte Universaltheorie (DUT) wurde von Qad- 
daffi als Alternative zu den beiden großen Gesell- 
schaftsentwürfen Kommunismus und Kapitalis- 
mus/Liberalismus formuliert. Ihre wesentlichen 
Aussagen sind in das Grüne Buch eingeflossen. 

2) Das Grüne Buch besteht aus drei thematisch eigen- 

ständigen Bänden. Die Themen lauten: „Lösung des 
Problems der Demokratie durch direkte Volksherr- 
schaft“ (Bd. I, 1976), „Lösung des ökonomischen 
Problems durch Sozialismus“ (Bd. II, 1977), „Die 
soziale Basis der DUT“ (Bd. III, 1979). 
Das Grüne Buch soll das Volks beiseiner Machtaus- 
übung anleiten und als Grundlage einer „Einheits- 
ideologie“ dienen. Kritik wurde vor allem an dem 
hohen Anspruch Qaddafis laut: In seinem Grünen 
Buch will er die endgültigen Lösungen für alle ge- 
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Probleme for- 
muliert haben. 

3) Der Terminus „Jamahiriya“ stellt im Arabischen ei- 
nen Neologismus dar. Er wird abgeleitet von dem 
Wort für „Massen“ (jamahir) und stellt damit eine 
bewußte Abgrenzung gegenüber dem Begriff für 
„Republik“ (jumhuriya) dar. Der Begriff umfaßt 
ebenso das Bild einer idealisierten Gesellschaft wie 
die Einleitung einer neuen Epoche des Massenzeit- 
alters, den Staat durch und für das Volk. 

4) siehe Kasten 

5) siehe Kasten 

6) Bei dem Projekt des „Großen Künstlichen Flusses“ 
handelt es sich um ein Vorhaben zur Erschließung 
neuer Agrarflächen. Durch unterirdische Pipelines 
soll Grundwasser aus der Sahara in ein riesiges Auf- 
fangbecken nach Abschdabjija in Nordlibyen gelei- 
tet werden. Von dort aus soll die Künstenregion zwi- 
schen Sirt und Bengasi mit täglich 200.000 m? Was- 
ser versorgt und in eine fruchtbare Agrarregion ver- 
wandelt werden. 
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— nn - Namibia 


Was dann? 


Namibia ist in die Schlagzeilen ge- 
raten. Ob es sich nun um die erst- 
malige Entsendung von Bundes- 
grenzschutzeinheiten in ein Land 
der „Dritten Welt“ handelte oder 
um den Mord an dem weißen 
SWAPO-Funktionär Anton Lu- 
bowski oder um die Menschen- 
rechtsverletzungen der SWAPO in 
deren Flüchtlingslagern in Angola 
— stets stand die ehemalige deut- 
sche Kolonie im Blickpunkt. 


as Wichtigste allerdings wurde da- 
D bei eher am Rande beleuchtet: 

nämlich der schwierige Sprung ei- 
ner (noch) nicht zur Nation gewordenen 
Gesellschaft von der über ein Jahrhundert 
alten Fremdherrschaft in die Unabhängig- 
keit,beidemüberdies ausgerechnet die Ko- 
lonialmacht Südafrika, ihren eigenen Ab- 
gang bereitend, die entscheidende Hilfe- 
stellung leisten soll. Die Rolle der Vereinten 
Nationen ist auf mehr oder weniger passive 
„Beaufsichtigung“ beschränkt, selbst ge- 
stalten darf sie den Unabhängigkeitspro- 
zeß keineswegs. Auf fünf Besonderheiten 
dieses Sprungs soll nachstehend hingewie- 
sen werden: 

Erstens der unbedingte Wille der Groß- 
mächte UdSSR und USA, den Regional- 
konflikt im Südwesten Afrikas zu entschär- 
fen. Ohne den Druck der USA auf Südafri- 
kaund ohne die Bereitschaft der UdSSR, in 
der umstrittenen Frage des Abzugskubani- 
scher Truppen aus Angola im Zeichen der 
Perestroika auf eine politische Lösung hin- 
zuwirken, wäre die jetzige Verwirklichung 
der UN-Resolution 435 nicht denkbar ge- 
wesen. 

Zweitens die herausragende Rolle der 
Kolonialmacht: Von deren Verhalten hän- 
gen — mehr noch als im Fall Zimbabwes, 
wo ähnliche Probleme angelegt waren — 
auf Gedeih und Verderb Erfolg oder Miß- 
erfolg des Unabhängigkeitsprozesses ab. 
Südafrika hat nach wie vor alle Fäden inder 
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Namibia wählt. 


Hand. Der südafrikanische Generaladmi- 
nistrator übt seine nicht legitimierte Herr- 
schaft nahezu ungeschmälert aus: Er erläßt 
Gesetze oder hebt sie auf, eristoberster Re- 
gistrierungs- und Wahlbeamter, er ent- 
scheidet über den Einsatz von „Koevoet“ 
und Militär. 

Drittens die atemberaubende Ge- 
schwindigkeit, mitdersich der Wandel voll- 
zieht. Noch vor Jahresfrist mochte niemand 
vorhersagen, was jetzt geschieht — er/sie 
wäre als träumerische/r Optimist/in belä- 
chelt worden. Bei einem internationalen 
Hearing, das DIE GRÜNEN IM BUN- 
DESTAG im September 1988 veranstalte- 
ten, überwog die Skepsis bezüglich Südafri- 
kas Willen und Fähigkeit, Namibias Un- 
abhängigkeit zuzulassen. Heute ist die Ver- 
änderung greifbar. Namibia ist, jedenfalls 
an der Oberfläche, ein anderes Land ge- 
worden. Das beginnt beim Straßenbild — in 
Windhoek ebenso wie im entlegenen „Ho- 
meland“ —, das gekennzeichnet ist durch 
Blaumützen und UN-Fahrzeuge, durch of- 
fen präsentiertes Selbstbewußtsein der 
SWAPO-AnhängerInnen und durch eine 
spürbare Atmosphäre der Hoffnung auf 
das, was kommt bzw. kommen möge; der 
Spiegel machte eine „Goldgräberstim- 
mung“ aus. Und dasendet, wenn maninder 
Zeitungein Foto sieht, aufdem der personi- 
fizierte Unterdrücker, Generaladministra- 
tor Louis Pienaar, und das Symbol der Be- 
freiung, SWAPO-Präsident Sam Nujoma, 
anläßlich eines „Höflichkeitsbesuchs“ ein- 
trächtig beisammensitzen. 


Viertens die — ebenfalls im Zeitraffer- 
Tempo zu absolvierende — Entwicklung 
der SWAPO von der Befreiungsbewegung 
zur politischen Partei. Als Befreiungsbewe- 
gung war und ist die SWAPO in Namibia 
unumstritten: Jede/r Namibianer/in weiß, 
wem er/sie die jetzigen Veränderungen 
letztlich zu verdanken hat; und niemand 
kann der SWAPO diese Leistung ernstlich 
streitig machen. Zur politischen Parteimuß 
die SWAPO jedoch erst werden. Mit die- 
sem Ziel nationaler Befreiung einte sie Ver- 
treterInnen der verschiedensten politi- 
schen, ökonomischen und sozialen Interes- 
sen. Als politische Partei aber benötigt sie 


ein klares politisches Programm, das kon- 
krete Zukunftsvorstellungen enthält. Um- 
gekehrt steht eine Befreiungsbewegung, ob 
man will oder nicht, unter „Kriegsrecht“. 
Sie hat es nicht (nur) mit politischen Geg- 
nerInnen zu tun, sondern mit einem Feind, 
der auf Vernichtung zielt; daraus folgt, daß 
sie in den eigenen Reihen nicht immer kon- 
sequent demokratische Strukturen ver- 
wirklichen kann und notgedrungen aufeine 
weitgehende Stromlinienförmigkeit ihrer 
RepräsentantInnen achtet. In einer politi- 
schen Partei hingegen, die sich bei freien 
Wahlen um das Votum der Bevölkerung 
bewirbt, kann es „DissidentInnen“ und 
Verfolgung innerparteilicher Kritik nicht 
geben. Es handelt sich nicht (mehr) um eine 
verschworene Gemeinschaft zur Vertrei- 
bung der Kolonialmacht, sondern um ein 
Zweckbündnis zur Verfolgung politischer 
Inhalte, die in Konkurrenz zu anderen ste- 
hen. Diesen Weg von der unangefochtenen 
Befreiungsbewegung zur anfechtbaren po- 
litischen ParteiistdieSWAPO nochnicht in 
voller Konsequenz gegangen. 


Fünftens ein zunehmendes Klima der 
Gewalt. Die Ermordung von Anton Lu- 
bowski ist nur ein besonders hervorste- 
chender Fall unter vielen. Südafrika hat 
dieses Klima nicht allein zugelassen (etwa 


Die namibische Studentenorganisation feiert die Rückkehr von Sam Nujoma. 


durch halbherzige und viel zu späte Demo- 
bilisierung ehemaliger „Koevoet“-Solda- 
ten), sondern aktiv bereitet. Es ist ein offe- 
nes Geheimnis in Namibia, daß umfangrei- 
che Waffenarsenale darauf warten, am Tag 
X, dem Tag der Übernahme einer Regie- 
rung durch die SWAPO, hervorgeholt zu 
werden. Schwarze und weiße ehemalige 
Soldaten, die nichts anderes gelernt haben 
als zu morden und die Bevölkerung zu ter- 
rorisieren, erhalten nach wie vor ihren Sold. 
Bei der sogenannten Demobilisierung der 
„Koevoet“, die nach energischen interna- 
tionalen Protesten endlich Anfang Okto- 
ber angeordnet worden war, fehlten Hun- 
derte, die mit ihren Waffen untergetaucht 
waren. Als Teil der regulären Polizei blei- 
ben ehemalige „Koevoet“-Angehörige 
nach wie vor im Einsatz. Im Kaokaveld, ei- 
nem entlegenen Gebiet im Nordosten Na- 
mibias, konnten noch Anfang Oktober 
Casspirs mit schweren Maschinengeschüt- 
zen beobachtet werden. Der bislang friedli- 
che Wahlkampf gewinnt an Brutalität. Vor 
allem die Demokratische Turnhallen-Al- 
lianz (DTA), zu der die berüchtigten Schlä- 
ger-Truppen der NUDO gehören, greiftim- 
mer mehr zu gewaltsamen Mitteln. Auf das 
SWAPO-Hauptquartier in Windhoek wur- 
de bereits mehrfach aus vorbeifahrenden 
Autosgeschossen. „Es gibt zu viele Geweh- 
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reindiesem kleinen Land“, sagt Hage Gein- 
gob, der Wahlkampfleiter der SWAPO. 


Die Registrierung ist abge- 
schlossen 


Wie wird sich angesichts dieser Umstände 
der weitereSprungder ehemaligen Kolonie 
in die Unabhängigkeit vollziehen? Der Re- 
gistrierungsprozeß ging mit relativer Ge- 
lassenheit zu Ende. Knapp 700.000 Wäh- 
lerInnen ließen sich im ganzen Land für die 
Wahl registrieren — mehr als erwartet wor- 
den waren. Selbst zwei ausgesprochen be- 
denkliche Entwicklungen führten nicht zu 
einer generellen Anfechtung: Zum einen 
wurde die erwartete Registrierungszahl in 
„Ovamboland“, dem mit Abstand bevölke- 
rungsreichsten und als Bastion der SWA- 
PO bekannten Teil Namibias, im Gegen- 
satz zu fast allen anderen Regionen um 13 
Prozent unterschritten — möglicherweise 
ein Zeichen dafür, daß hier nicht alle regi- 
strierungswilligen EinwohnerInnen er- 
reicht wurden. Zum anderen gab es Miß- 
brauch: Weiße SüdafrikanerInnen, die for- 
mal eine der Registrierungsbedingungen 
erfüllten (z.B. Geburt eines Elternteils in 
Namibia), wurden mit vor allem von der 
DTA organisierten und finanzierten Bus- 
reisen nach Namibia gekarrt, um sich dort 


registrieren zu lassen. Allerdings machten 
hiervon lediglich knapp 10.000 WählerlIn- 
nen Gebrauch — zu wenig, um das Wahler- 
gebnis substantiell verfälschen zu können. 
Zudem ist daran zu zweifeln, daß alle den 
weiten Weg aus Südafrika zur Wahl erneut 
antreten: Dies müßten sie aber, denn Brief- 
wahl ist nicht möglich. 

Mittlerweile hat sich die namibische Par- 
teienlandschaft, die zeitweise bis zu 50 
Splittergrüppchen umfaßte, gelichtet: Ins- 
gesamt zehn Parteien werden vom 7. bis 
zum 11. November zur Wahl stehen. Ihre 
politischen Profile sind nicht immer deut- 
lich voneinander abzugrenzen. Neben der 
SWAPO, der man zutraut, daß sie zwei 
Drittel der Stimmen erhält, und der DTA, 
die als zweitstärkste Kraft mit einem Stim- 
menanteil bis zu 20 Prozent eingeschätzt 
wird, bewerben sich als „Mittelkräfte“: 

— die Namibia National Front (NNF), in 
der die „progressive“ SWANÜ die führen- 
de Rolle spielt; 

— die National Patriotic Front of Namibia 
(NPF) mit der SWANU-Abspaltung, die 
sich an der Interimregierung beteiligt hatte; 
— die United Democratic Front (UDF), 
dieu.a.den Damara-Rat von Justus Garoeb 
und die Independence Party von Ottilie 
Abrahams umfaßt; sowie 

— die „‚WAPO-D“ des Andreas Shipan- 
ga. 
Als Rechtsableger der DTA kandidiert 
die Nationale Christliche Aktion (ACN), 
hinter der sich die alte Nationale Partei 
(NP) verbirgt. 


Wie wird Südafrika auf das 
Wahlergebnis reagieren? 


Die eigentliche Nagelprobe steht Namibia 
freilich erst bevor. Wie werden Südafrika, 
die unterlegenen Parteien, die Minderheit 
der weißen NamibianerInnen und schließ- 
lich das (teils „demobilisierte“, teils in Ba- 
sen zusammengezogene) Militär und die 
Terrorgruppen am rechten Rand auf das 
Wahlergebnis, das am 14. November vor- 
liegen soll, reagieren? 

Im offiziellen Südafrika herrscht über 
diese Frage tiefe Ratlosigkeit. Einerseits 
waren die militärischen, ökonomischen 
und politischen Kosten einer Fortsetzung 
der illegalen Besetzung Namibias entschie- 
den zu hoch geworden. Andererseits ist 
aber die Entstehung eines wirklich unab- 
hängigen Nachbarstaates, der Südafrika 


“ unfreundlich gesinnt ist, keineswegs ge- 


wünscht — sie wird sogar explizit gefürch- 
tet, weil sie der Anti-Apartheid-Bewegung 
im eigenen Land erheblichen Auftrieb ge- 
ben und gewiß als Beleg für die „Domino- 
Theorie“ dienen würde, derzufolge nach 
Angola, Mosambik, Zimbabwe und jetzt 
Namibia unweigerlich Südafrika selbst 
„fallen“ wird. Der Ausweg aus diesem Di- 
lemma bis zu den Wahlen: uneingeschränk- 
te Unterstützung der DTA und ACN, wo- 
bei besonders der eigentlich zur Unpartei- 
lichkeit verpflichtete Generaladministra- 
tor eine üble Rolle spielt. Nach verlorenen 
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Wahlen ist dieser Auswegjedoch versperrt. 
Dann wird sich das südafrikanische Re- 
gime entscheiden müssen, welchen Weg es 
geht: den der offenen Konfrontation (wie 
im Fall Angolas), den einer nicht kriegeri- 
schen Koexistenz (mit derunvermeidbaren 
Folge einer Stärkung der eigenen Opposi- 
tionsbewegung) oder aber den schändli- 
chen „Mittelweg“ einer offiziell friedlichen, 
faktisch aber aggressiven Politik (wie im 
Fall Mosambiks). Letzteres ist am ehesten 
zu befürchten — Terrorgruppen und be- 
waffnete Söldner, die blutige Auseinander- 
setzungen provozieren wollen und Können, 
stehen in großer Zahl bereit. 


Gleichwohl besteht noch die begründete 
Hoffnung, daß der Sprung in die Unabhän- 
gigkeit nicht ins Leere führt, sondern hin zu 


MD 


ı 


N 


Namytoni 
Okaukuejo 


IM, 
.* Oyorenge 


’ 
- (Res. < 
IP 2} 


‚ 


einem ökonomisch unabhängigen, demo- 
kratischen und sozial gerechten Namibia. 
Auch in der weißen Bevölkerung scheint 
sich zunehmend eine Haltung durchzuset- 
zen — wozu der von der SWAPO vielfach 
erklärte Versöhnungswille wesentlich bei- 
getragen hat —, die eine SWAPO-geführte 
Regierung zumindest als „geringeres Übel“ 
gegenüber der fortgesetzten Abhängigkeit 
von Südafrika begreift. 


Fragen an die 
Solidaritätsbewegung 


Wie wird die bundesdeutsche und interna- 
tionale Solidaritätsbewegung mit dem 
Wahlergebnis umgehen? Sie sollte nicht 
den Fehler begehen, nach erreichter Unab- 
hängigkeit Namibias „abzutauchen“ (wie 
im Fall Angolas) bzw. zunächst einzu- 
schlummern und zu spät aufzuwachen (wie 
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im FallMosambiks). Mindestens drei wich- 
tige Aufgaben gibt es in der nächsten Zu- 
kunft zu erledigen: 


1.Das demokratische Namibia muß bei sei- 
ner Verteidigung gegen den Terror von 
rechts gestärkt werden. So könnte der 
Mord an Anton Lubowski zum Anlaß ge- 
nommen werden, eine internationale Un- 
tersuchungskommission ausnamhaften Ju- 
ristInnen, WissenschaftlerInnen und Politi- 
kerInnen mit dem Auftrag zu bilden, die 
politischen Hintergründe des Attentats 
aufzuklären und die wahren Verantwortli- 
chen zu benennen. Dabei ginge es nicht um 
Freizeitkriminalistik, sondern um eine 
Ausleuchtung des rechtsextremen Terror- 
spektrums in Namibia (und damit zwangs- 
läufig auch in Südafrika). Ein solches Pro- 
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jekt müßte den Unabhängigkeitsprozeß in 
seinem ersten Stadium begleiten und könn- 
te ihn wesentlich unterstützen. 

2. Gerade weil die Solidaritätsbewegung 
jahrzehntelang die südafrikanischen 
Greueltaten öffentlich angeklagt und die 
SWAPO in ihrem Befreiungskampf konse- 
quent unterstützt hat, gehört siezuden ganz 
wenigen Kräften, die sich glaubwürdig mit 
den Menschenrechtsverletzungen der 
SWAPO auseinandersetzen kann, ohne in 
den Verdacht rechter Funktionalisierung 
zu geraten. Darum hat sie hier eine enorme 
Verantwortung, die ihr niemand — keine 
Kirche und keine Partei — abnehmen kann. 
Daß von der SWAPO, wenn auch in einer 
Kriegssituation, schwere Menschenrechts- 
verletzungen begangen wurden, hatunsaus 
manchen Träumen gerissen. Daraus kann 
leicht ein Alptraum werden, wenn die 
SWAPO-Führung nicht den Willen und die 


Kraft hat, diese schlimme Vergangenheit 
würdig und kompromißlos aufzuarbeiten. 
Die Solidaritätsbewegung, die gegen Folter 
und Mord in aller Welt eintritt, muß öffent- 
lich dafür kämpfen, daß die Verantwortli- 
chen zur Rechenschaft gezogen und die 
Opfer rehabilitiert werden. Das Schlimm- 
ste wäre, wenn den Foltern von gestern eine 
wichtige Rolle beim Aufbau des neuen Na- 
mibia zugewiesen würde. 

Die SWAPO hat weniger wegen der Vor- 
würfe selbst als wegen der Art und Weise, 
wie sie bislang mit ihnen umgegangen ist 
(vom gereizten Leugnen über die Behaup- 
tung, alles sei südafrikanische Propaganda, 
bis zum Totschweigen), viel an Kredit ein- 
gebüßt. Auf ihren solidarischen offenen 
Brief an die SWAPO von Mitte August ha- 
ben DIE GRÜNEN IM BUNDESTAGbis 
heute keine Antwort erhalten. Sollte sich 
jetzt auch noch herausstellen, daß — entge- 
gen den ehrenwörtlichen Versicherungen 
höchstrangiger SWAPO-VertreterInnen 
(auch gegenüber dem Autor) — immer 
noch politische Gefangene festgehalten 
werden, wäre dies eine schwere Belastungs- 
probe für die politische Glaubwürdigkeit . 
der SWAPO. Nur durch die SWAPO selbst 
kann verhindert werden, daß die gerechte 
politische Sache, für die sie steht, Schaden 
erleidet. 

3. Geld wird jetzt reichlich nach Namibia 
fließen, ein Großteil davon aus der BRD. 
Unter dem Mantel der „Entwicklungsför- 
derung“ wird versucht werden, den Aufbau 
der sozio-ökonomischen Strukturen in Na- 
mibia im Sinne der westlichen Wirtschafts- 
ordnung zu beeinflussen und so Namibia 
von der kolonialen in eine neo-koloniale 
Abhängigkeit zuführen. Die Solida- 
ritätsbewegung sollte sich zum einen bemü- 
hen, aus eigener Kraft und/oder über Insti- 
tutionen wie die parteinahen Stiftungen die 
nach Namibia fließenden Mittel wenigstens 
teilweise in sinnvolle und politisch vertret- 
bare Bahnen zu lenken und so ihre Erfah- 
rungen mit dem bundesdeutschen Geld- 
verteilungssystem für die Zwecke der na- 
mibischen Bevölkerung einzusetzen. Zum 
anderen aber, wichtiger noch, kommt es 
darauf an, mit der künftigen Regierung Na- 
mibias, wenn diese es wünscht, gemeinsa- 
me Ideen zu entwickeln zur Verhinderung 
der Neokolonialisierung des Landes und 
zur — vielleicht für Afrika beispielhaften — 
Schaffung eines Gleichgewichts von selbst- 
bestimmter Wirtschaft und Ökologie. 
Michael Vesper 


Afghanistan 


Nationaler Kompromiß 
oder Gewaltpolitik? 


Ex-Mudjahed der Harakat, die in der Provinz Ghor mit der Regierung Frieden geschlossen haben. 
Foto: Jochen Hippler 


Bald ein Jahr nach Beginn des sowje- 
tischen Truppenabzugs ist die Kabu- 
ler Regierung, die man in Washington 
Anfang dieses Jahres zuversichtlich 
mit einem „Gebäude ohne Balken“ 
verglichen hatte, noch immer nicht 
zusammengebrochen. Im Gegenteil, 
sie präsentiert sich so stabil wie noch 
nie in den letzten zehn Jahren. Auf 
der anderen Seite gibt das heterogene 
Spektrum der afghanischen Opposi- 
tion ein für ihre Sponsoren deprimie- 
rendes Bild von Orientierungslosig- 
keit und Kräfteverlust ab. 


ie größte militärische Operation 
D der Rebellen im Frühjahr 1989 er- 
folgte gleich nach dem sowjeti- 
schen Truppenabzug. Dies mit dem Ziel, 
die Provinzhauptstadt Djalalabad zu er- 
obern. Von dort aus sollte der Triumpfzug 
der Freiheitskämpfer binnen weniger Wo- 
chen — allenfalls Monaten — zur Haupt- 
stadt Kabul führen, wo das Moskauer Ma- 
rionettenregime auf seine Absetzung war- 
tete. - 
Die Realität fügte sich nicht diesem Plan: 
20.000 Tote und ein Vielfaches an Verletz- 
ten und Verkrüppelten waren das Ergebnis 
der fehlgeschlagenen Rebellenangriffe auf 
Djalalabad. Wie die New York Times am 
16. April 1989 berichtete, war die Ent- 
scheidung zu dieser verhängnisvollen Ope- 
ration vom pakistanischen Inter-Services 
Intelligence (ISI) und dem amerikanischen 
Geheimdienst CIA ohne Beteiligung der 
Führer des afghanischen Widerstands ge- 
troffen und mit Hilfe diverser Regional- 
kommandanten durchgeführt worden.! 
Nach jahrelangem Guerillakrieg gegen die 
konventionellen Streitkräfte der UdSSR 
und der afghanischen Regierung führte das 
erste große Experiment der Modjahedin 
mit der konventionellen Kriegführung zu 
einem Fiasko, das neben den menschlichen 
und materiellen Verlusten vor allem die De- 
moralisierung der Rebellen zur Folge hatte. 
Während Afghanistan zerrissen ist und 
die Rebellen infolge von politischen, ethni- 
schen und religiösen Streitigkeiten gespal- 
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ten sind, verfügt die regierende Demokrati- 
sche Volkspartei (DVPA) mit der Armee 
und ihrem Parteiapparat über die einzigen 
intakten Organisationsstrukturen im Land. 
Die Rebellen haben mit dem Rückzug der 
Sowjets ihr „gemeinsames und einheitsstif- 
tendes“ Feindbild verloren: „Während frü- 
her die Modjahedin gegen eine Interven- 
tion kämpften und darauseinengroßen Teil 
ihrer Legitimation bezogen, hat die Armee 
nunden Spieß umgedreht: Sie verteidigt mit 
nationalistischem Vorsatz die Heimat ge- 
gen äußere Aggressoren, die vom pakista- 
nischen Boden aus mit der Hilfe Saudi-Ara- 
biens, der USA und anderer westlicher 
Mächte operieren.“ Auseiner Position der 
Stärke drängt die afghanische Regierung 
heute mehr denn je auf eine politische Lö- 
sung des Konflikts. Staats- und Parteichef 
Nadjibullah beteuert, er sei ohne Vorbe- 
dingungen bereit, sich zu jedem Zeitpunkt 
mit allen Vertretern der Opposition zu Ge- 
sprächen zusammenzufinden. Am 23. Au- 
gust präsentierte er einen neuen Plan zur 
Beilegung des Bürgerkrieges: Darin schlug 
er eine internationale Friedenskonferenz 
vor, an der Afghanistan, Iran, Pakistan, In- 
dien und China sowie die Sowjetunion und 
die USA als die Garantiemächte des Gen- 
fer Afghanistan-Abkommens vom April 
1988 teilnehmen sollen. Der Plan sieht all- 
gemeine Wahlen sechs Monate nach dem 
Inkrafttreten des Waffenstillstandes zwi- 
schen den Regierungstruppen und den Wi- 
derstandsorganisationen vor. Ein Konsul- 
tativrat unter Beteiligung der Opposition 
und der DVPA solleine Regierung aufbrei- 
ter Koalitionsbasis, einen Verfassungsent- 
wurfundein neues Wahlgesetz vorbereiten. 
Die afghanischen Modjahedin lehnten 
noch am Tag der Verkündung dieses neuen 
Planes Nadjibullahs Vorschläge ab.’ 


Offenbar noch immer nicht zu einer rea- 
listischen Einschätzung der Situation in der 
Lage, rechnen die USA und mit ihnen die 
meisten afghanischen Rebellen-Komman- 
danten weiterhin mit einer militärischen 
Lösung des Konflikts. Am 16. Juli 1989 
meldete die Washington Post, die finanziel- 
len Mittel der USA zur Unterstützung der 
Modjahedin seien noch einmal aufgestockt 
worden.’ 

Zwischen 1980 und 1988 lieferten die 
USA den Modjahedin-Gruppierungen, al- 
len voran den fundamentalistischen Teilen 
unter ihnen, Waffen und Geld im Wert von 
mehr als zwei Milliarden Dollar. Der dama- 
lige pakistanische Staatschef Zia ulHaqak- 
zeptierte, daß sein Land eine Schlüsselrolle 
ineiner der größten und erfolgreichsten mi- 
litärischen und geheimdienstlichen Aktio- 
nen der USA im Zusammenhang mit 
Afghanistan zugewiesen bekam. Als Ge- 
genleistung erhielt Pakistan von 1980 an 
umfangreiche diplomatische, finanzielle 
und militärische Unterstützung. Die USA 
hielten Pakistan für eine geeignete Basis für 
die afghanischen Modjahedin, da diese sich 
im Notfall dorthin zurückziehen konnten 
und die CIA aus dem Heer der afghani- 
schen Flüchtlinge Rebellenverbände re- 
krutieren konnte. Gleichzeitig bauten die 
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USA Pakistan weiter zu einem diplomati- 
schen und militärischen Bollwerk gegen In- 
dien aus, das als verbündetes Land der 
UdSSR in der Region galt. Ab 1981 führten 
die USA in Afghanistan einen sog. „Krieg 
niedriger Intensität“ gegen die So- 
wjetunion. Sie beeinflußten die politisch- 
diplomatische Ausrichtung der Rebellen- 
Gruppierungen und Pakistans und blok- 
kierten ab 1985 jede Möglichkeit zur Ver- 
handlungslösung, die für die UdSSR einen 
Ausweg aus der verfahrenen Situation be- 
deutet hätte. Damit sollte der UdSSR eine 
Niederlage im Stile der eigenen in Vietnam 
bereitet und ein vergleichbarer Prestigever- 
lust beschert werden. 

Mit ihrer Intervention vom Jahre 1979 
hatte die Sowjetunion eine „Revolution“ zu 
unterstützen versucht, deren Initialzün- 
dung von oben kam und die nur eine sehr 
schmale Basis im Volk hatte. Zudem prall- 
ten ihre Modernisierungsbestrebungen mit 
den fundamentalistischen- und Stammes- 
traditionen des Landes zusammen. Die 
afghanische Führung bezeichnet mittler- 
weile die Aufforderung der damaligen 
afghanischen Regierung an die Sowjetuni- 
on, Truppen nach Afghanistan zu entsen- 
den, als einen Fehler. Man hätte andere, po- 
litische Mittel finden können, um eine Es- 
kalation des Krieges zu verhindern ® 

Dennoch: Wenn diese Intervention eine 
interne Auseinandersetzung in einen Krieg 
verwandelte, so verlängerte die amerikani- 
sche Haltung diesen Krieg unnötig. 


Die Opfer des Krieges 


Die Leidtragenden des Krieges ebenso wie 
der späteren Rivalitäten unter den Rebel- 
lengruppen sind die einfachen Menschenin 
Afghanistan, um deren Befreiung es angeb- 
lich geht. Über die genaue Zahl der Opfer 
liegen bis heute unterschiedliche Angaben 
vor, die bis zur Zahl 1,5 Millionen reichen. 

Für das arme Entwicklungsland Afgha- 

nistan sind auch die materiellen Schäden 
des Krieges, der in weiten Teilen des Lan- 
des die wirtschaftliche Infrastruktur nahe- 
zu völlig zerstört hat, verheerend.’ 
Mit der weiteren uneingeschränkten finan- 
ziellen, logistischen und propagandisti- 
schen Unterstützung der Rebellen zeich- 
nen die ausländischen Sponsoren rechtlich 
und moralisch für das Leiden der Zivilbe- 
völkerung mitverantwortlich. 

Unter den von den USA und anderen 
westlichen Ländern (und China) gespon- 
sorten Rebellen befinden sich freiwillige 
Wahabis (genannt nach ihrer in Saudi Ara- 
bien beheimateten Sekte), dieinletzter Zeit 
durch ihre Brutalität aufgefallen sind. Auf 
ihr Konto gehen Massaker an Angehörige 
der Regierungstruppen, die sich während 
der Kämpfe ergeben hatten und als Kriegs- 
gefangene galten. Bei der Eroberung von 
Kunduz im Sommer 1988 sprengten die 
Rebellen ein Waisenheim in die Luft, mit 
der Begründung, die Kinder hätten den 
Tod verdient: Es seien die Waisen von Re- 


gierungsbeamten und Mitgliedern der 
DVPA. Auch auf konservative und isla- 
misch geprägte Menschen in Afghanistan 
machen solche Berichte einen negativen 
Eindruck.? Hekmatjars Gruppe (Hezb-e 
Eslami) ist seit Jahren wegen ihrer Über- 
griffe gegen Frauen, die angeblich die isla- 
mischen Verschleierungsvorschriften nicht 
eingehalten haben, berüchtigt. Gefährli- 
cher als Hekmatjars finstere weltanschauli- 
che Bekenntnisse sind seine politischen 
Ambitionen: Sie zielen auf einen autoritä- 
ren Staat indem keine Opposition geduldet 
würde. Seine ersten Opfer wären vermut- 
lich Mitglieder und Sympathisanten der 
derzeit regierungstragenden DVPA, dann 
aber auch Angehörige rivalisierender kon- 
fessioneller und royalistischer Organisatio- 
nen ebenso wie nonkonformistische Indivi- 
duen. 

Erst Mitte Juli, also in einer für die Mod- 
jahedin äußerst prekären militärischen 
Phase wurde bekannt, daß Angehörige von 
Hekmatjars Hezb-e Eslami Mitgliedern 
der rivalisierenden Jami-e Eslami eine Fal- 
le gestellt und etliche von diesen erschossen 
hätten, um alte Rechnungen aus den inter- 
nen Rivalitätskämpfen zu begleichen. 
Auch die Vergiftung des siebzigjährigen 
Kommandanten Abdul Latifwird Hekmat- 
jar zugeschrieben. Seitdem sind allein in 
den internen Auseinandersetzungen der 
Rebellengruppen bis zu 300 Personen ums 
Leben gekommen. (Manche Beobachter 
sprechen von 700°) 


Die USA wollen ein Exempel 
statuieren 


Obwohl derartige Meldungen zu immer 
größerer Skepsis amerikanischer Beob- 
achter gegenüber Fundamentalisten füh- 
ren, scheint sich praktisch an der amerika- 
nischen und pakistanischen Politik der Be- 
günstigung des fundamentalistischen Teils 
der Modjahedin nichts geändert zu ha- 
ben.'" Hekmatjars Hezb-e Eslami wird, 
entgegen den offiziellen Erklärungen ame- 
rikanischer Regierungsstellen, aufgrund 
ihrer Diszipliniertheit und ihrer enormen 
Schlagkraft vom CIA bevorzugt mit High- 
Tech Waffen ausgerüstet. Die Gesamtstär- 
ke der unter Waffen stehenden Kräfte der 
afghanischen Rebellen — so der afghani- 
sche Verteidigungsminister in einem Inter- 
view mit der Moskauer Regierungszeitung 
Iswestja vom 7.7.89 — betrage zur Zeitnoch 
200.000. Davon seien 3.300 aus arabi- 
schen Staaten, vor allem Saudi Arabien und 
1.400 Angehörige pakistanischer Stam- 
mesformationen. Unter ihnen befänden 
sich auch Militärberater aus den USA und 
anderen westlichen Ländern. Um die Öf- 
fentlichkeit und kritische Stimmen in der 
Legislative zu beschwichtigen, behaupten 
die Vertreter der US-Administration unter 
Berufung auf fragwürdige Statistiken, die 
Erweiterung ihrer finanziellen und logisti- 
schen Unterstützung für die Modjahedin 
sei lediglich eine Reaktion auf die sowjeti- 
schen Zuwendungen an die afghanische 


Regierung.'! Die Sowjetunion ist aber ange- 
sichts ihrer Politik der möglichst raschen 
Beilegung regionaler Konflikte und auf- 
grund ihrer komplizierten innenpoliti- 
schen Situation an einer nach unten korri- 
gierten Symmetrie in der Unterstützung 
der afghanischen Regierung und Opposi- 
tion interessiert. Mit der gleichzeitigen Re- 
duzierung der Waffenlieferungen an beide 
Seiten soll die Entspannung der Situation 
erleichtert werden. 


Die USA hatten anfangs vorgegeben, die 
Mojahedin bis zum Rückzug der Sowjets 
unterstützen zu wollen. Ihnen geht es aber 
in Wirklichkeit darum, durch einen Sturz 
der linksgerichteten afghanischen Regie- 
rung international und allgemein verständ- 
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lich für sämtliche emanzipatorischen Be- 
wegungen in der Dritten Welt, ein Exempel 
zu statuieren. Die Moral der Geschichte, 
wie sie nach dem herbeigewünschten Ein- 
sturz des „Hauses ohne Balken“ verkündet 
werden soll, lautet: Sogar ein Militärbünd- 
nis mit der Sowjetunion und die Unterstüt- 
zung von 108.000 Rotarmisten kann ein 
Land der liebevollen Umarmung der freien 
Welt nicht für immer entreißen. Insofern 
haben die Genfer Verträge für die Verfech- 
ter dieser Politik allenfalls den Stellenwert 
von Papierfetzen, die unterschrieben wur- 
den, um zerrissen zu werden. Das zumin- 
dest geht aus den Aussagen von Howard 
Schaffer hervor, der kürzlich die Position 
des State Departement aufeiner Anhörung 
des Asien-Komitees im US-Kongreß, dar- 
legte.'? 


Foto: Jochen Hippler 


Mit dem Beginn der kälteren Jahreszei- 
ten zu Ende 1989 werden die USA höchst- 
wahrscheinlich zur Wiedergutmachungdes 
Fiaskosihrer GünstlingeinderSchlachtum 
Djalalabad eine erneute Offensive der 
Modjahedin zur Besetzung der Kleinstadt 
Khost massiv unterstützen. In Khost soll 
noch einmal versucht werden, den Sitz der 
provisorischen Regierung der Modjahedin 
einzurichten. Die USA (und die pakistani- 
sche Regierung) wollen die Interimsregie- 
rung erst dann anerkennen, wenn es den 
Widerstandsorganisationen gelingt, ein be- 
trächtliches Territorium des Landes zu „be- 
freien“ und internationale Verhandlungsfä- 
higkeit zu erlangen. Die Modjahedin haben 
es bisher nicht geschafft, in den südlichen 
Provinzen Kandahar, Zabul und Helmand 
bedeutende Stellungen zu gewinnen.'? 


Vertragsverletzungen durch die 
USA und Pakistan 


Unter Ministerpräsidentin Benazir Bhutto 
haben die Spannungen zwischen Afghani- 
stan und Pakistan nicht nachgelassen. Erst 
am 12.7.1989 drohte die afghanische Re- 
gierung mit Vergeltung, falls die Unterstüt- 
zung der „terroristischen Aktivitäten“ der 
Modjahedin von pakistanischem Boden 
nicht nachlassen würde.!® 

Der Hauptverantwortliche innerhalb 
des pakistanischen militärischen Geheim- 
dienstes für die Weiterleitung der mili- 
tärischen Zuwendungen der USA an die 
afghanischen Mojahedin, General Hamid 
Gul, ist zwar nicht mehr in Amt und Wür- 
den. Aber es gibt noch Dutzende andere 
ehemalige Lehrlinge der CIA in der durch 
und durch amerikanisch strukturiertenund 
denkenden pakistanischen Armee, die ger- 
ne bereit sind, die auf Entspannung orien- 
tierte Politik von Ministerpräsidentin 
Bhutto zu untergraben.'S 

Die von seinen Gegnern torpedierten 
Vorschläge Nadjibullahs zur nationalen 
Versöhnung werden von Benon Sevan, 
dem Sonderbeauftragten des UNO-Gene- 
ralsekretärs Perez, unterstützt. Sevan ver- 
sucht, einen innerafghanischen Dialog zu- 
standezubringen. Offensichtlich sind aber 
seine Vollmachten und die materiellen 
Möglichkeiten der UNO nicht ausrei- 
chend, um in Afghanistan eine wirksamere 
friedensstiftende Rolle spielen zu können. 
Jeden Abend, nachdem die Mili- 
tärbeobachter der UNO (UNGOMAP)ih- 
re Büros schließen, so berichten Pressekor- 
respondenten aus dem Grenzgebiet, rollen 
Lastwagen mit Waffen aus den USA über 
die Grenze von Pakistan nach Afghanistan. 
Afghanistans Regierung hatte bis Anfang 
Juli gegen diese systematische Verletzung 
des Genfer Abkommens vom April 1988 
bei der UNGOMAP 4768 Proteste einge- 
legt.® 

Im Westen jedoch wird der Bruch der 
Genfer Verträge durch Pakistan allenfalls 
als Kavaliersdelikt betrachtet. Es wäre 
nicht nur gerechtfertigt, Pakistan wegen 
Völkerrechtsbruch im Rahmen der UNO 
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zur Rechenschaft zu ziehen. Auch die An- 
zahl der Angehörigen der UNO-Mili- 
tärbeobachtergruppe müßte vernünftiger- 
weise den Dimensionen des Landes und 
der Bedeutung des Afghanistan-Problems 
angepaßt werden. In Afghanistan befinden 
sich derzeit 40 UNO-Militärbeobachter, 
während allein in Namibia über 1.500 sta- 
tioniert sind. 


Eine Perspektive für Afghani- 
stan? 


Die Position der Sowjetunion und der 
afghanischen Regierung besteht gegenwär- 
tig darin, durch Ausgleich mit dem Wider- 
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Ordensverleihung durch einen afghanischen General in Torkham. 


Afghanistan 


stand ein „unabhängiges, blockfreies und 
neutrales Afghanistan zu bewahren.“!’ Die 
afghanische Regierung ist bereit, die Macht 
zu teilen und die Beziehungen zur westli- 
chen Welt, darunter auch zu den USA, zu 
normalisieren. Die Wirtschaftspolitik der 
Regierung ist gegenwärtig alles andere als 
„sozialistisch orientiert“: Geplant ist zwar 
die staatliche Kontrolle der Forstwirtschaft 
und der Naturressourcen; dafür soll aber 
der Privatsektor gefördert werden und 
künftig sogar am Außenhandel teilhaben 
dürfen.'® 

Die Regierung garantiert Stammes- und 
religiösen Führern weitgehende Rechte auf 
Autonomie und Selbstverwaltung, sofern 
diese sich verpflichten, die Sicherheit der 
Versorgungswege und der Kommunika- 
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tionseinrichtungen in ihrem Gebiet zu ge- 
währleisten. Bisher wurde dieses Konzept 
in Verbindung mit den religiösen Minder- 
heiten der Ismailiten und der Schüiten er- 
folgreich praktiziert. Die Regierung zeigte 
sich sogar bereit, ihren so gewonnenen Ver- 
bündeten auch schwere Waffen zur Erfül- 
lung von Patrouillenaufgaben zur Verfü- 
gung zu stellen. 

Die Angehörigen des afghanischen Bil- 
dungsbürgertums und der jüngeren Intelli- 
genz räumen ein, daß außer der regieren- 
den DVPA keine andere politische und ge- 
sellschaftliche Kraft den kulturellen und 
sozialen Fortschritt des Landes bewirken 
könnte. Für die traditionalistisch orientier- 
te Mehrheit der afghanischen Bevölkerung 
mögen zwar die Übereinstimmung der 


Vorsätze ihrer Regierungmit denreligiösen 
Grundsätzen des Islam wichtiger als die ab- 
strakten Begriffe eines planmäßigen sozial- 
ökonomischen Fortschritts sein.!? Die mei- 
sten von diesen Traditionalisten praktizie- 
ren aber keinesfalls einen fundamentalisti- 
schen Islam und würden daher einen theo- 
kratischen Staat allemal ablehnen. Die 
afghanische Interimsregierung von Pescha- 
war, die von den in Iran stationierten schiiti- 
schen Modjahedin-Gruppierungen und 
von Feldkommandanten im Landesinnern 
nicht anerkannt wird, stellt auf keinem Fall 
eine Alternative zur jetzigen Kabuler Re- 
gierung dar.?° In der Wahl zwischen den 
fundamentalistischen Rebellengruppen 
und der jetzigen Regierung Afghanistans 
würde die absolute Mehrheit der Bewoh- 


Straßenszene in Kabul. 


Afghanistan 


ner der afghanischen Städte den derzeiti- 
gen Staatschef Nadjibullah bevorzugen. 
Außerdem „nähren Raketenangriffe und 
Bombenattentate in Kabul den Haß auf die 
Modjahedin.“?! 

In Kabul rechnet man mit einem zuneh- 
menden Ansehen des Komitees zur Natio- 
nalen Versöhnung, dem neben Mitgliedern 
der DVPA beispielsweise auch Minister 
und Familienangehörige des vor 1973 am- 
tierenden Königs Zaher, und ein ehemali- 
ger Polizeioffizier angehören. Die Loya Jir- 
ga, der traditionelle landesweite Rat der 
Stammesrepräsentanten, scheint sich — 
mit Unterstützung der Regierung — zu ei- 
nem bestimmenden Faktor des von Bür- 
gerkrieg zerrissenen Landes zu entwickeln. 
In der Konstituierung einer Übergangsre- 
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gierung unter Beteiligung der DVPA liegt 
der Ausweg aus dem blutigen Konflikt. 
Dies ist die Meinung der DVPA-Führung 
und der sowjetischen Verantwortlichen.'? 
Je kompromißloser die USA die afgha- 
nischen Fundamentalisten unterstützen, 
desto größef wird die Wahrscheinlichkeit, 
daß eine durch den natürlichen Gang der 
Ereignisse zustandekommende gemäßigte 
gierung sich gezwungen sieht, die So- 
wjetunion um Unterstützung zu bitten. So- 
mit arbeiten die USA mit ihrer Hartnäckig- 
keit indirekt im Interesse der Sowjetunion, 
die an ihrer südlichen Grenze ein ihr wohl- 
gesonnenes Regime haben will. 
Nima Mina 
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FMLN 
auf dem 


El Salvador 


Verhandlungsweg 


Zwischen der ARENA-Regierung 
und der Nationalen Befreiungs- 
front Farabundo Marti (FMLN) 
haben Mitte September in Mexi- 
ko erste Verhandlungen stattge- 
funden. Die FMLN hat in Zentral- 
amerika auf diplomatischer Ebene 
größere Aktivitäten entfaltet und 
ihre Bedingungen für eine Ein- 
stellung des bewaffneten Kampfes 
konkretisiert. Die ARENA-Regie- 
rung erkennt inzwischen offiziell 
an, daß „die politischen Opposi- 
tionsparteien und die sozialen 
Kräfte... eine wichtige Rolle spie- 
len“. Daß derartige Verhandlun- 
gen überhaupt in Gang kommen, 
hat nicht nur mit der politischen 
Entwicklung in Zentralamerika zu 
tun, sondern ist auch Ausdruck 
der Stärke der Volksbewegung in 
El Salvador. 


ie ARENA-Partei hat im Wahl- 
D kampf vor allem eines verspro- 
chen: Wirtschaftlich soll es dem 
Land endlich besser gehen. Die wichtigsten 
Ursachen für die Misere blieben dabei un- 
erwähnt — der Krieg und die ungerechte 
Land- und Besitzverteilung — die Ursache 
des Krieges. Das ARENA-Konzept neoli- 
beraler Wirtschaftspolitik mitten in einem 
Krieg, bei fallender Produktion sowohl im 
industriellen Sektor als auch bei den tradi- 
tonellen Exportgütern wie Baumwolle, 
Zuckerrohr und Kaffee, dient nur den 
Reichsten. Die Banken und der Exportsek- 
tor werden reprivatisiert (d.h., der Gewinn 
geht ohne größere Abgaben direkt an die 
Oligarchie), Importsteuern gesenkt, Preise 
freigegeben. 
ARENA erklärt, daß die wirtschaftliche 
Erholung nur durch Opfer zu schaffen sei. 
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Maßnahmen seien jedoch nötig, es auch 
den Ärmsten zu ermöglichen, „aufden Wa- 
gen des Fortschritts und des Wohlstands“ 
aufzusteigen. Im Sozialplan sind deshalb 
u.a. vorgesehen: 

* Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zu 
Hungerlöhnen 

%* Ein Wohnungsbauprogramm 

%* Ein Lebensmittelverteilungs-Programm 
gegen Arbeitsleistungen in den Gemein- 
den. Dies ist bisher Praxis in den wenigen 
„Wehrdörfern“, die es in El Salvador gibt; 
dort werden die BewohnerInnen zur Er- 
weiterung der militärischen Infrastruktur 
herangezogen. 

%* Ein Sonderprogramm für die vier weit- 
gehend unter Kontrolle der FMLN stehen- 
den bzw. stark umkämpften Ostprovinzen 
(Morazan, San Miguel, La Union und Usul- 
tan), „Oriente 89“, mit einem Gesamtvolu- 


men von 40 Millionen Colones (ca. 16 Mil- 
lionen DM).! 

Insbesondere die letzten beiden Punkte 
erinnern an die zivil-militärischen Auf- 
standsbekämpfungskonzepte (,„Vereint 
zum Wiederaufbau“ etc.) zu Beginn der 
Ära Duarte. Aus San Miguel wurde be- 
kannt, wie der „Vorlauf“ zum „Sozialpro- 
gramm“ Oriente 89 aussieht. In Gemein- 
den werden KatechetInnen und Mitglieder 
der Dorfgemeinderäte des Patronats zur 
Entwicklung der Gemeinden von Morazan 
und San Miguel (PADECOMSM), aber 
auch einfache Bäuerinnen und Bauern, 
festgenommen, umgebracht oder „ver- 
schwinden“. Die Dörfer werden bombar- 
diert oder beschossen. Sind die Selbstver- 
waltungsstrukturen erst einmal zerstört, 
sollen ARENA-BürgermeisterInnen und 
Zivilverteidigungs-Patrouillen . eingesetzt 


werden, Dann kommt das „Zuckerbrot“ in 
Form einer Lebensmittelspende, mit der 
sich gleich noch eine Volkszählung verbin- 
den läßt. 

Die Regierung hatte versprochen, die 
Preise für Mais und Bohnen, Milchpulver, 
Öl und Bratfett, Instantkaffee, Lampenpe- 
troleum und Zement nicht freizugeben. 
Abgesehen davon, daß diese Produkte kei- 
nen auch nur halbwegs erträglichen Le- 
bensstandard sichern können, ist die rasan- 
te Steigerung ihrer Preise ein weiteres Bei- 
spiel für die fehlende Glaubwürdigkeit der 
ARENA-Regierung. Der Preis für Mais 
stieg von April bis August um 125%, für 
Milchpulver je nach Marke um 30-100%. 
DiePreisealler offiziellfreigegebenen Arti- 
kei des täglichen Bedarfs stiegen laut Kon- 
sumentenvereinigung von Juni bis August 
um bis zu 124%. 

Für viele SalvadorianerInnen, insbeson- 
dere in der Hauptstadt San Salvador, lief 
das Faß über, als der Wirtschaftsminister 
trotz vorausgegangener Dementis der Re- 
gierung am 31.7. eine Erhöhung der Bus- 
preise je nach Routen um bis zu 100% ver- 
kündete. Diejenigen Busunternehmer, die 
staatliche Subventionen und Erlaß der Im- 
portsteuern für Ersatzteile gefordert hat- 
ten, hatten sich nicht durchsetzen können. 
Der Großteil der Hauptstadtbewohnerln- 
nen ist auf den Bus angewiesen, um zur Ar- 
beit zukommen. Eine Welle von Protesten 
begann. Viele Organisationen, vom Ge- 
werkschaftsdachverband UNTS, der 
Flüchtlingsorganisation CRIPDES, den 
Kooperativ-Verbänden und Gemeindeor- 
ganisationen bis zur ehemals „gelben“, 
christdemokratischen Gewerkschaft UN- 
OC sprachen sich in Pressekonferenzen ge- 
 gendie Wirtschaftsmaßnahmen der Regie- 
rung aus und forderten insbesondere die 
sofortige Rücknahme der Buspreiserhö- 
hungen. 

Viele PassantInnen weigerten sich, die 
neuen Fahrpreise zu zahlen. Nicht nur die 
Stadtkommandosder FMLN begannen die 
Busse derjenigen Unternehmen zu sabotie- 


El Salvador 


ren, die die Fahrpreiserhöhung mitgemacht 
haben. 41 Busse wurden im August zer- 
stort. 

Die Reaktion auf die Buspreis-Erhö- 
hungistein Beispiel für die Radikalisierung 
in der Bevölkerung. Das Anzapfen von 
Strom- und Wasserleitungen nicht mehr 
nur in Elendsviertel, die Papp- und Well- 
blechhütten im Regierungsviertel mit ihren 
Toiletten an den großen Kreuzungen spre- 
chen ebenfalls eine deutliche Sprache. 


Die Bündnispolitik der Opposi- 
tion 

Nach der Wahlniederlage der Christdemo- 
kratie (PDC) blieb ihr praktisch nur der 
Weg in die Opposition oder die Anbiede- 
rungan ARENA, was den endgültigen Ver- 
lust einer eigenen Linie bedeutet hätte. Die 
PDC näherten sich den Positionen der De- 
mokratischn Konvergenz (Zusam- 
menschluß der zwei FDR-Parteien, die seit 
1980 ein Bündnis mit der FMLN haben 
und der kleinen sozialdemokratischen Par- 
tei) mit atemberaubender Geschwindigkeit 
an. Auch die PCN, Regierungspartei der 
Militärs in den 70er Jahren, gehört inzwi- 
schen zur Opposition. Die Forderungen 
der Parteien, die inzwischen mehrmals mit 
der FMLN zusammengetroffen sind, dek- 
ken sich weitgehend mit denen der Volk- 
sorganistaionen: Frieden durch Verhand- 
lungen und Reformen. 

Ein umfassendes Bild der Opposition 
gibt das „Permanente Komitee der Natio- 
nalen Debatte“. Anfang September 88 tra- 
fen sich auf Initiative der katholischen Kir- 
che erstmals fast 60 Organisationen: Kir- 
chen, Gewerkschaften, Basis- und Studen- 
tInnen-Organisationen, Universitäten bis 
zum Kleinunternehmerverband. Sie disku- 
tierten über die Situation des Landes und 
einen Weg aus der Krise. Das darauf ge- 
gründete „Permanente Komitee“ fordert, 
an den Friedensverhandlungen beteiligt zu 


werden, ein sofortiges Ende der Repres- 
sion und umfassende Reformen. 


Repression gegen die Volksbe- 
wegung 
Die Volksbewegung ist den Herrschenden 
ein Dorn im Auge. Schon seit Anfang 88 
nimmt die Repression wieder zu, agieren 
die sog. Todesschwadronen verstärkt, gibt 
es Propaganda-Kampagnen, bei denen die 
Volksorganisationen als Fassade der 
FMLN bezeichnet und damit zum Ab- 
schuß freigegeben werden. Die Statistiken 
der unabhängigen Menschenrechtskom- 
mission CDHES werden seit dem Wahlsieg 
von ARENA am 19. März immer erschrek- 
kender. Die Repression ist schleichend, 
spektakuläre Massaker blieben aus. Des- 
halb nehmen die internationale Presse und 
westliche Regierungen die Situation in El 
Salvador kaum zur Kenntnis. Allein vom 
12.-18.9.gabes mindestens 164 Menschen- 
rechtsverletzungen — 149 Festnahmen, 
sieben Morde, zwei Verschwundene, drei 
Angriffe gegen Zivilbevölkerungundeinen 
massiven Angriff gegen eine Demonstra- 
tion, auf der die Freilassung eines Gewerk- 
schaftsführers gefordert wurde. Unter den 
Festgenommenen sind 73 Gewerkschaf- 
terInnen, 51 BäuerInnen, 12 Gesundheits- 
arbeiterInnen, 8 StudentInnen, 3 Zivilisten 
und 2 Journalisten.? Selbst vor Drohungen 
gegen die christdemokratische UNOC 
schreckt ARENA nicht zurück. Damit 
zwingt sie die Organisation dazu, näher zu- 
sammenzurücken. 

Ein Beispiel ist die jüngste Auseinander- 


‚setzung um die Kooperativen der christde- 


mokratischen Agrar-Reform. Nicht genug 
damit, daß die Ex-BesitzerInnen, Partei- 
gänger oder Anhänger von ARENA, für 
ihr Land weit über Wert entschädigt wur- 
den. Jetzt versuchen sie, vor dem Obersten 
Gerichtshof mit gefälschten Land-Titeln 
die Rückgabe ihrer Güter einzuklagen — in 
sechs Fällen bisher mit Erfolg. Bewiesen 
werden soll, daß der Besitz 1980 bereits 
kleiner als 500 ha war, dem Limit für Ent- 
eignungen in der ersten Phase der Agrarre- 
form. Die Kooperativen sind von der Räu- 
mung durch das Militär bedroht. Andere 
Kooperativen stehen unter Druck, weil ih- 
nen von der staatlichen Agrarbank die Kre- 
dite verweigert werden. Die somit „unpro- 
duktiv“ werdenden Kooperativen sollen 
parzelliert werden. D’Aubuisson, ARE- 
NA-Boß und Chefder Todesschwadronen, 
ist im Juli und August mit schwerbewaffne- 
ten Trupps in mehreren Kooperativen auf- 
getaucht, um die Leitung einzuschüchtern. 
Die von Räumung bedrohten Kooperati-' 
ven wollen ihr Land verteidigen. Koopera- 
tiven, die bisher unorganisiert waren, 
schließen sich jetzt den Kooperativverbän- 
denanund bitten auch andere Volksorgani- 
sationen um Unterstützung. 

Die Repression kann jede und jeden tref- 
fen — jederzeit. Terror wird gesät, um die 
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Volksbewegung einzuschüchtern, die für 
das Kräfteverhältnis eine ganz entschei- 
dende Rolle spielt.? 


Die Position der FMLN 


Die FMLN verhandelt aus einer Position 
der Stärke. Im September 88 begann sie ei- 
ne diplomatische und eine militärische Of- 
fensive. Mit lateinamerikanischen Präsi- 
denten und VertreterInnen der USA wer- 
den Gespräche geführt. Militärisch gibt es 


qualitative Änderungen. Gefechte am Tag, 


Waffen mit denen die Luftwaffe empfind- 
lich getroffen werden kann, simultante 
Operationen in mehreren Departments 
und ein signifikantes Ansteigen der Aktivi- 
täten der Stadtguerilla. Zwar wird es der 
FMLN nicht gelingen, das von den USA 
hochgerüstete Militär zu besiegen, aller- 
dings sieht sich die ca. 50.000 Mann starke 
Armee von den schätzungsweise 9.000 
FMLN-KämpferInnen zunehmend in die 
Enge gedrängt. 

Am 24. Januar 1989 machte die FMLN 
den Vorschlag zur „Verwandlung der Wah- 
len in einen Beitragzum Frieden“. Erstmals 
war die Rede davon, daß sich die FMLN in 
das politische Leben des Landes einglie- 
dern könnte. Der Verhandlungsvorschlag 
vom 11.9.89 ist die aktualisierte Fassung 
des Januar-Vorschlags. Gefordert werden 
vor allem: 

1. Feuereinstellung auf der Grundlage fol- 
gender Punkte: 

%* Beginn eines Reformierungsprozesses 
des Justizwesens... 

%* Vereinbarungen über Maßnahmen, die 
die Beendigungjeder Form von Repression 
und die volle Gewährleistung der demo- 
kratischen Freiheiten sichern... 

* Vereinbarungen darüber, ... daß ... so- 
wohl die Schuldigen am Mord von Monse- 
nor Romero als auch die Mitglieder der To- 
desschwadrone verurteilt werden... 

* Vereinbarungen, die von der vorherigen 
Regierung betriebenen Reformen auf- 
rechtzuerhalten, um die ökonomische 
Grundlage der sozialen und politischen 
Konfrontation zu entschärfen... Suspendie- 
rung der Maßnahmen, die zur Erhöhung 
der Lebenshaltungskosten führen... 

* Vereinbarungen über die Selbstreini- 
gung und Professionalisierung der Streit- 
kräfte... 

* Vereinbarungen über die (Vorverle- 
gung) der Parlaments- und Kommunal- 
wahlen von 1991 mit dem Ziel, ... so schnell 
wie möglich die Verfassungsreform umzu- 
setzen... 

2.Die ersten Schritte für die Eingliederung 
der FMLN in das politische Leben. (Grün- 
dung einer politischen Partei) 


3. Verhandlungen über die definitive Ein- . 


stellung der Kampfhandlungen. 

Der Vorschlag der FMLN bedeutet si- 
cher nicht die Aufgabe der revolutionären 
Ziele. Er ist ein ernsthafter Versuch, eine 
Lösung ohne weiteres Blutvergießen zu er- 
reichen, die international akzeptiert und 
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national einen offenen politischen Diskus- 
sionsprozeß in Gang setzen könnte. Eine 
Contra wie in Nicaragua, ein Wirtschafts- 
boykott durch die westlichen Industriestaa- 
ten, bei einer geringeren Unterstützung 
durch die Sowjetunion, bliebe EI Salvador 
vielleicht erspart. 


ARENA im Zwiespalt 


ARENA wurde von der FMLN und dem 
wachsenden Widerstand der unbewaffne- 
ten Opposition an den Verhandlungstisch 
gezwungen. Ob die Herrschenden wirklich 
verhandeln oder nur „Gespräche“ führen 
wollen, um ihr Image zu wahren, wird sich 
zeigen. ARENA ist gespalten, und diese 
Spaltung ist ganz offensichtich mehr als nur 
eine geschickte „Arbeitsteilung“ zwischen 
einem moderat auftretenden Cristiani und 
dem Hardliner-Flügel.’ Die traditionelle 
Großgrundbesitzer-Oligarchie kann beiei- 
ner Verhandlungslösung immer nur verlie- 
ren. Eine tatsächliche Landreform istunab- 
dingbare Voraussetzung für die Beilegung 
des Konflikts. Anders istdie Lage der Indu- 
striellen. Der modernistische ARENA- 
Flügelträumt von Korea oder Taiwan — da- 
zu braucht er Frieden. Die alten Oligarchen 
und Militärs wie Luftwaffenchef Bustillo 
und Vize-Verteidigungsminister Zepeda 
haben ihren Traum vom endgültigen Sieg 
über die FMLN und die gesamte „Subver- 
sion“ nicht aufgegeben — koste es was es 
wolle. 

Welche Linie sich durchsetzen kann und 
wird, ist im Augenblick schwer einzuschät- 
zen. Einerseits hängt dies von der Politik 
der USA ab, denn die über 2 Millionen 
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Dollar, die sie täglich ins Land pumpen, 
kann auch die selbstständigste und klassen- 
bewußteste Oberschicht Zentralamerikas 
nicht aufbringen. Zum anderen vom Aus- 
gang der Auseinandersetzungen innerhalb 
der Arena-Partei und von der politischen 
Kraft der Opposition und den politischen 
und militärischen Anstrengungen der 
FMLN. Nach 10-tägiger einseitiger Waf- 
fenruhe im September, die von den Militärs 
zu großen Aktionen genutzt wurde, begann 
die FMLN am 24.9. eine Großoffensive, 
bei der allein am ersten Tag vier große Ka- 
sernen angegriffen wurden. 

Verhandlungsbereit werden die Herr- 
schenden nur auf Druck hin bleiben — und 
die Opposition wird sich trotz Repression 
weiter auf die Straße trauen, wenn sie die 
FMLN im Rücken weiß. Die Erfahrung von 
1980-82, wo 50.000 Oppositionelle getö- 
tet werden konnten, weil das Volk keine 
Waffen hatte, wird sich nicht wiederholen. 
Vorbereitungen auf Illegalität und einen 
Aufstand sind bei vielen Organisationen im 
Gange. 

Joaquin Villalobos, Mitglied der Gene- 
ralkommandanz der FMLN: „Ich glaube, 
es gibt zwei Möglichkeiten. Entweder geht 
die Regierung auf den Vorschlag ein, oder 
die gesamte Nation wird ihn sich zu eigen 
machen und den Frieden erreichen.“® 

Christa Weber 


Anmerkungen: 

1) aus: Proseco Nr. 398, 30.8.89 

2) It. Menschenrechtssekretariat der FMLN, 21.9.89 

3) Zur Repression und den geplanten Gesetzesände- 
rungen siehe auch blätter Nr. 159, 8/89 

4) zitiert aus: ides Nr. 453 

5) siehe blätter Nr. 159 

6) Servicio Especial Nr. 112 


Auszüge aus einer Pressee: 
der J a Union: 
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Honduras 


Ende eines Exodus ? 


Salvadorianische Flüchtlinge in Honduras 


eun Jahre nach ihrer Flucht vor 
N dem Krieg in El Salvador wollen 

die Flüchtlinge aus den Lagern 
Colomoncagua, San Antonio und in der 
Mehrzahl auch aus Mesa Grande in ihre 
Heimat zurückkehren. Doch die Pläne der 
mehr als 10.000 Flüchtlinge stoßen bisher 
auf massiven Widerstand der Regierung 
und der Militärs El Salvadors. 


Ursache des Krieges in El Salvador, der 
inzwischen schon mehr als 70.000 Men- 
schenleben gefordert hat, sind die unge- 
rechten Besitzverhältnisse und die damit 
verbundenen sozialen Ungerechtigkeiten: 
Den fruchtbaren Boden teilen sich die 
„Vierzehn“ Familien; sie repräsentieren et- 
wa 2% der Bevölkerung, die über 60% der 
landwirtschaftlichen Anbaufläche verfü- 
gen. Dies ist die Ursache für Hunger, 
Krankheit, hohe Säuglingssterblichkeit 
und Analphabetentum unter der Mehrheit 
der 5,5 Millionen Salvadorianer, aber auch 
ein Nährboden für Widerstandsgruppen 
und Aufstand. 


Die Repression des salvadorianischen 
Militärs traf besonders die Landbevölke- 
rung. Ihre Hütten wurden bombardiert, ih- 
re Felder vernichtet, es gab Tausende von 
Toten. Menschen starben auch auf der 
Flucht und danach in den Lagern. Erinnert 
sei nur an das Massaker am Grenzfluß 
Sumpul, bei dessen Überquerung mehr als 
600 Menschen im Kugelhagel der verbün- 
deten Militärs von Honduras und El Salva- 
dor starben. Die honduranischen Militärs 
und Behörden sahen in den Flüchtlingen 
von Anfang an nur Kollaborateure der 
Guerilla. Sie brachten diesen Vorwurf im- 
mer wieder dann hervor, wenn es politisch 
opportun schien, z.B. als die Lager aufge- 
löst bzw. verlegt werden sollten. 


Bis alle drei Lager schließlich unter den 
Schutz und die Verwaltungder UN-Flücht- 
lingskommission (UNHCR) gestellt wur- 
den, nahm sich vor allem die Diözese Santa 
Rosa de Copän und andere kirchliche Or- 
ganisationen der Flüchtlinge an. 


In den Lagern leben vor allem Kinder, 
Frauen und alte Menschen. Schon bald 


nach ihrer Flucht begannen sie sich zu orga- 
nisieren. Bestimmend für den Aufbau einer 
neuen Gesellschaft war dabei die Idee, die 
Probleme gemeinschaftlich anzugehen und 
Lösungen dafür zu finden. In den verschie- 
densten Werkstätten, die sie aufbauten, 
wird ohne Lohn für die Gemeinschaft pro- 
duziert. Hier werden auch die Kinder aus- 
gebildet. Fast alle Erwachsenen besuchen 
die in den Lagern angebotenen Alphabeti- 
sierungskurse. Lehrer sind vom ausländi- 
schen Hilfspersonal ausgebildete Flücht- 
linge. In Gemeinschaftsküchen werden die 
täglichen Mahlzeiten zubereitet. 


Die Frauen nehmen eine zentrale und 
führende Stellung in den zahlreichen Gre- 
mien der Flüchtlinge ein. 


Die Flüchtlinge ihrerseits haben der sal- 
vadorianischen Regierung jetzt Bedingun- 
gen für ihre Rückkehr nach EI Salvador 
vorgelegt. Sie fordern: 


%* einentatsächlichen Waffenstillstand, der 
es ihnen ermöglicht, ohne Bombardierun- 
gen und militärische Repressionen zu le- 
ben, 

* wahre Demokratie, die ihnen das Leben 
in ihren Herkunftsorten, die uneinge- 
schränkte Bewegungsfreiheit im Land, ihre 
Selbstorganisation in gemeinsamen Le- 
bensformen sowie die Respektierung der 
Menschenrechte ermöglicht, 

%* Unterstützung in verschiedenen Berei- 
chen wie Gesundheit, Ernährung, Erzie- 
hung, Produktion und Gemeinwesen sowie 
den 

%* freien Zutritt für humanitäre Organisa- 
tionen zu den Siedlungen der Rückkehrer. 


Sicherlich hat auch das Friedensangebot 
der nationalen DBefreiungsbewegung 
FMLN in El Salvador dazu beigetragen, 
daß die Flüchtlinge auf eine friedliche Lö- 
sung des Konfliktes und politische Ver- 
handlungen hoffen, obwohl die salvadoria- 
nische Regierung darauf bisher kaum posi- 
tiv reagiert hat. 


Die Lebensbedingungen in den Lagern 
selbst haben sich in jüngster Zeit gravie- 


rend verschlechtert. Verantwortlich dafür 
ist der zuständige Hochkommissar 
UNHCR, der mit dem Hinweis weltweiter 
Finanzprobleme der UNO im Versor- 
gungsbereich der Flüchtlinge Kürzungen 
vonbis zu 70% veranlaßte. Dabei geht es of- 
fensichtlich darum, die Flüchtlinge bei ih- 
ren Verhandlungen mit der salvadoriani- 
schen Regierung unter Druck zu setzen, 
daß sie jede noch so schlechte Bedingung 
für ihre Rückkehr akzeptieren. 


Die salvadorianische Regierung verhält 
sich noch zögernd. Auf keinen Fall will sie 
die Flüchtlinge aus Colomoncagua in ihre 
Heimatdörfer im Osten des Landes zu- 
rückkehren lassen. Sie sollen im Westen des 
Landes, wo sie der Regierungskontrolle 
unterliegen, neu angesiedelt werden. Zwar 
fanden Besuche seitens der Regierung in 
den Lagern statt, konkrete Verhandlungen 
mit den Flüchtlingen wurden jedoch nicht 
eingeleitet. 


Es ist daher wichtig, die salvadoriani- 
sche Regierung schriftlich aufzufordern, 
die Vereinbarungen der Friedensabkom- 
men (Esqipulas II, San Salvador, Guatema- 
la, Tela) einzuhalten, mit den Flüchtlingen 
Verhandlungen aufzunehmen und die Be- 
dingungen der Flüchtlinge zu akzeptieren. 


Bisher wurde in El Salvador mit Zustim- 
mung der Flüchtlinge eine Rücksiedlungs- 
kommission gebildet, die die inhaltlichen 
und organisatorischen Arbeiten der Rück- 
führung übernehmen soll. 


Protestbriefe bitte an: 

S.E. Lic. Alfredo Cristiani 
Presidente de la Repüblica 
Casa Presidencial 

San Salvador 

EL SALVADOR 


Weitere Informationen und Protestkarten 
bei: 

Flüchtlingshilfe Mittelamerika e.V. 
Bahnhofstr. 31, 4190 Kleve 1 

Spenden zur Unterstützung der Flüchtlin- 
ge: 

Stadtsparkasse Essen 

Kto. 24 60 82, BLZ 26050105 
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Der Fatah-Kongreß: 


Politische Moral und Disziplin wieder gefragt 


Erwartet worden waren hitzige Dispute 
zwischen „Realisten“ und „Hardlinern“ auf 
der 5. Generalkonferenz von Al-Fatah, der 
größten und bedeutendsten Gruppierung 
innerhalb der Palästinensischen Befrei- 
ungsorganisation (PLO). Und in der Tat 
mußte die Konferenz um einige Tage ver- 
längert werden. Doch gerungen wurde 
nicht um das politische Programm, um die 
nächsten politischen Schritte oder gar um 
die relativierte Rolle des bewaffneten 
Kampfes für die Befreiung Palästinas. In- 
nerorganisatorische Veränderungen und 
Neuwahlen zu den Führungsgremien der 
Bewegung sorgten für ausreichenden 
Zündstoff. Personalpolitik lautete das 
Schlüsselwort dieses Kongresses. 

Weniger überraschend, aber von großer 
Symbolträchtigkeit war ein anderer Unter- 
schied zu früheren Fatah-Konferenzen: der 
Tagungsort selbst. Viermal hatte dieser in 
steter Regelmäßigkeit Damaskus gehei- 
Ben, die 5. Generalkonferenz aber fand 
vom 3.-9. August 1989 in Tunis, dem offi- 
ziellen Hauptquartier der Fatah und Sitz 
der PLO, statt. 

Und noch ein signifikanter Unterschied 
zu früheren Sitzungen verdient Erwäh- 
nung: die fortschreitende Demokratisie- 
rung der Bewegung. Während die Delegier- 
tenaufdem 3. Kongreß dasZentralkomitee 
(ZK) als Liste per Handzeichen bestätig- 
ten, und der 4. Kongreß neben zehn er- 
nannten ZK-Mitgliedern fünfhinzuwählte, 
wurden aufdem 5. Kongreß — mit Ausnah- 
me Arafats, der im Rahmen der Strukturre- 
form zum Präsidenten des Zentralkomi- 
tees ernannt wurde — alle anderen 17 Mit- 
glieder in geheimer Abstimmung gewählt. 
Drei weitere Personen werden zu einem 
späteren Zeitpunkt vom Zentralkomitee 
mit Zwei-Drittel-Mehrheit aufgenommen 
werden, um das 21köpfige Führungsgre- 
mium der Bewegung zu komplementieren. 

Die erstmals geheimen Wahlen gaben 
der Delegierten-Basis die Möglichkeit, der 
Führung oder einzelnen Mitgliedern einen 
Denkzettel zu verpassen. Die Delegierten 
ließen. beiden Wahlen zu Zentralkomitee 
und Revolutionsrat eine Reihe von Kandi- 
daten glatt durchfallen. Von den 1270 De- 
legierten in Tunis — übrigens doppelt so- 
viele wie aufder letzten Konferenz — domi- 
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nıerten die Militärs — wie bei früheren Sit- 
zungen — mit 51% den Kongreß. Mit Kom- 
munikation und politischer Abstimmung 
zwischen Militär und Politik war es in den 
Augen vieler Fatah-Kader jedoch in den 
vergangenen Jahren nicht immer zum Be- 
sten bestellt. Ohnehin hat die Bewegung 
seit ihrem letzten Kongreß im Mai 1980 ei- 
ne turbulente, ereignisreiche und äußerst 
wechselhafte neunjährige Geschichte zu 
verarbeiten. 

Der Abzug der PLO aus Beirut im Sep- 


M f\ 
N 
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wur 


Ibrahim Hazimeh 


tember 1982 und die syrischprotegierte 
Rebellion in Al-Fatah unter Oberst Abu 
Musa im libanesischen Bekaa-Tal im Jahre 
1983 sowie die anschließende Vertreibung 
der PLO-Verbände unter Yassir Arafatund 
Abu Jihad aus der nordlibanesischen Ha- 
fenstadt Tripolis markierten Tiefpunkte ei- 
ner organisatorisch, politisch und mili- 
tärisch empfindlich geschwächten Bewe- 
gung. Auch die politischen Kunststücke des 
Meistertaktikers Arafat, der von Tripolis 
aus per Schiff direkt im ausgestoßenen 
Agypten zu einemüberraschenden Besuch 
bei Präsident Mubarak anlegte oder gegen 
mannigfachen Widerstand im Februar 
1985 einKooperationsabkommenmitdem 
einstigen Erzfeind König Hussein von Jor- 
danien schloß, das aber nur ein Jahr lang 
hielt, konnten die politischen und organisa- 
torischen Gräben innerhalb Al-Fatahs 
nicht zuschütten. Kritiker haben denn auch 
immer wieder moniert, daß Arafat selbst 
eine Einberufung des über Jahre ausste- 
henden Fatah-Kongresses hinausgescho- 
ben habe, um eine Konfrontation mit den 
„Hardlinern“ in seiner Organisation zu ver- 
meiden. 


Drei Strömungen 


Der Kongreß selbst hat diese Befürchtung 
aktuell zumindest nicht bestätigt. Auf dem 
Hintergrund einer seit 20 Monaten andau- 
ernden Intifada, der Anerkennungder UN- 
Sicherheitsratsresolutionen 242 und 338 
durch den Palästinensischen Nationalrat, 
der Proklamation des Staates Palästina im 
November 1988 und der Verfolgung der 
palästinensischen Friedensinitiative, wie 
sie Arafat im Dezember 1988 vor der UN- 
Vollversammlung in Genf vorgestellt hatte, 
haben die Delegeierten so entschieden, wie 
prominente Palästiner aus den besetzten 
Gebieten das bereits vorausgesagt und ge- 
fordert hatten. Einheit nach außen und in- 
nen zur Unterstützung der Intifada und der 
palästinensischen Friedensinitiative. 

Diese eindeutige Mehrheitsentschei- 
dung vermag aber nicht darüber hinwegzu- 
täuschen, daß es auf dem Kongreß drei 
Strömungen gab: 

1. Jene, die auf die Befreiung ganz Palästi- 
nas bestehen und auf dem bewaffneten 


Kampf als dem einzigen Mittel zu diesem 
Zweck beharren; 

2. Jene, die mit Hilfe der USA und der 
westlichen Welt eine politische Lösung an- 
streben und zu allen Kompromissen bereit 
sind, um den Dialog mit den USA und das 
im europäischen Ausland gewonnene Pre- 
stige nicht aufs Spiel zu setzen; 

3. Jene, die sich dem Kompromiß nicht 
verschließen, aber im Rahmen einer umfas- 
senden und gerechten Lösung Zugeständ- 
nisse von beiden Seiten verlangen. Letztere 
stellten auf dem Kongreß die eindeutige 
Mehrheit und drückten der politischen Er- 
klärung ihren Stempel auf. 


Die politische Erklärung von Al- 
Fatah 


In einer weitgehend nüchtern und sachlich 
gehaltenen Sprache, die sich durchaus von 
früheren Formulierungen abhebt, werden 
im politischen Kommuniqu£ die Beschlüs- 
se des 19. Nationalrats von Algier und die 
Proklamation des Staates Palästina be- 
grüßt. Die Ablehnung des Shamir-Plans 
wird als indirekte Zustimmung Al-Fatahs 
zur Gründung eines Staates interpretiert. 
Erstmalshat Al-Fatahdamiteine politische 
Lösung nicht ausgeschlossen; der bewaff- 
nete Kampf mag diesem Ziel dienen, doch 
wird der Schwerpunkt gegenwärtig auf Po- 
litik und Diplomatie gelegt. Als deutliches 
Indiz dafür giltu.a.,daßdie Konferenz nicht 
mehr von „brüderlichen Beziehungen und 
strategischer Zusammenarbeit mit Syrien“ 
spricht, ja daß Syrien in der Resolution 
nicht mit einem einzigen Wort erwähnt 
wird. Demgegenüber wird die Politik der 
USA in der Region nicht generell verurteilt, 
die US-Administration wird vielmehr zuei- 
ner „neutraleren“ Haltung aufgefordert. 

Auch die Haltung gegenüber den israeli- 
schen Friedenskräften wurde neu definiert. 
Al-Fatah betont erstmals die Notwendig- 
keit von Gesprächen und Kontakten mit al- 
len Israelis, die die Besetzung ablehnen, die 
PLO anerkennen und Frieden zwischen 
zwei gleichberechtigten Völkern anstre- 
ben. 
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Aufmerksamkeit erregte die Einrich- 
tung eines Ausschusses, der sich gezielt ge- 
gen die „zionistische Einwanderung in un- 
sere Heimat“ wenden soll. Gedacht sei 
nicht an militärische Aktionen im Ausland, 
sondern an politische, publizistische und 
kulturelle Aktivitäten, die auch einwande- 
rungswilligen Juden vermitteln sollen, daß 
ihre Einwanderung die Vertreibung von 
Palästinensern'nach sich ziehe, erläuterten 
hohe Fatah-Verantwortliche beschwichti- 
gend. 

Trotz der begrenzten Erfolge der palä- 
stinensischen Diplomatie durchweht die 
politische Erklärung ein neuer Wind, der 
die Botschaft tragen soll, daß Al-Fatah der 
PLO-Politik ihres Vorsitzenden nicht wi- 
dersprechen und nicht abseits der weltpoli- 
tischen Ansätze zur Lösung regionaler 
Konflikte stehen will. Dazu gehört nicht zu- 
letzt eine positive Bewertung der vorsichti- 
gen Schritte der Europäer in der Palästina- 
Frage. 


Fatah’s Demokratiebewegung 


Während die politische Erklärung dem 
PLO-Vorsitzenden und nunmehrigen Fa- 
tah-Präsidenten freie Hand für die Fortset- 
zung seiner Politik gab, widersprachen die 
Delegierten dem vom alten Zentralkomitee 
vorgelegten organisatorischen Reformen 
in allen Punkten. Unzufriedenheit über 
mangelnde Kontrolle, fehlende Demokra- 
tie, fragwürdige politische Verfahren sowie 
einzelne Korruptionsaffären wurden selbst 
von höchsten Fatah-Kadern mit unmißver- 
ständlichen Worten gegeiselt. Mit der Wahl 
einer Reihe von unverbrauchten Kräften 


machte die Basis ihrem Ärger Luft. 

Nur aufgrund der persönlichen Inter- 
vention der Fatah-Führungsspitze wurde 
die Erweiterung des Zentralkomitees auf 
21 Personen nach hartem Tauziehen 
durchgesetzt. Ursprünglich hatten die De- 
legierten nur das stark dezimierte Zentral- 
komitee „auffüllen“ wollen, das seit der Er- 
mordung Abu Jihads durch den israeli- 
schen Geheimdienst im April 1988 nur 
noch aus zehn Mitgliedern bestanden hatte. 
Abu’l Walid, der Generalstabschef der pa- 
lästinensischen Truppen, war 1982 in der 
syrisch-kontrollierten Bekaa-Ebene er- 
mordet worden. Der für Information zu- 
ständige Majed Abu Sharar war bereits im 
Jahre 1981 in Rom, vermutlich vom israeli- 
schen Geheimdienst, in die Luft gesprengt 
worden. Zwei weitere Mitglieder waren 
nach der Rebellion von 1983 aus Al-Fatah 
ausgeschlossen worden. 

Umstritten an der Strukturreform war 
auch die Bildung eines sog. Politbüros, dem 
bis zu 11 Mitglieder des Zentralkomitees 
angehören können; Beobachter erwarten 
aber höchstens sieben bis neun Personen in 
diesem inneren Führungszirkel. Kritiker 
sehen die Gefahr eines Zweiklassenstatus 
im Zentralkomitee. Befürworter sind dage- 
gen der Meinung, daß die „alten“ Mitglie- 
der die neugewählten an die Hand nehmen 
und in die Arbeit des Zentralkomitees ein- 
führen könnten. 

Eine Aufnahme von Vertretern aus den 
besetzten Gebieten wurde aufeinen „geeig- 
neten Zeitpunkt“ verschoben, eine salomo- 
nische Formulierung, die den Zusammen- 
halt zwischen der Organisation im Exilund 
unter Besatzung betont und aktuellen 
Schwierigkeiten nicht ohne Grund aus dem 
Weg geht. 


Erste Frau im Zentralkomitee, 

sechs Frauen im Revolutionsrat 
Eine erwartete, abergleichwohlumwälzen- 
de Neuerung dieses 5. Kongresses war die 
Wahl von Intissar Al-Wazir (Umm Jihad), 
die Witwe von Abu Jihad, in das oberste 
Führungsgremium von Al-Fatah. Umm Hi- 
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schwerlich angemessen bewertet werden, 
insbesondere auf dem Hintergrund der Re- 
Islamisierung in der arabischen Welt. 


Von den 105 Mitgliedern des Revolu- 
tionsrates wird eine Hälfte vom Zentralko- 
mitee ernannt, die andere Hälfte gewählt. 
Zu den neugewählten Gesichtern im Revo- 
lutionsrat zählen die Deportierten Akram 
Haniyeh, ehemaliger Chefredakteur der 
= Jerusalemer Tageszeitung, Al-Sha’ab, und 
Anis Al-Khatib, der PLO-Vertreter in Zy- 
pern, Samir Abu Ghazaleh, und Abu Jihads 
Bruder, Zuhair Al-Wazir, PLO-Vertreterin 
Finnland. Auch der PLO-Vertreter in Genf, 
Nabil Ramlawi, und Walid Sayel, der Sohn 
; des ehemaligen Generalstabschef Sa’ad 
i Sayel, sowie Nasser Khudwa, ehemaliger 

Studentenführer und heute Vertreter der 
" PLO beider UNO in New York, wurden in 
den Revolutionsrat gewählt. 


„Um Jihad“* 
aus: Palästina Nr. 4/Okt. 89 


had ist die erste Frau in diesem Gremium; 
die Delegierten sprachen ihr mit herausra- 


genden 824 Stimmen ihr Vertrauen aus. 
Umm Jihad war bislang auch die einzige 
Frau im Revolutionsrat von Al-Fatah, ei- 
nem Beratungsgremium zwischen den Ge- 
neralkongressen, dem jetzt sechs Frauen 
angehören. Es sind dies die Vorsitzende der 
Generalunion palästinensischer Frauen, 
Salwa Abu Khadra; Miriam Al-Atrash, ein 
weiteres Mitglied der Frauenunion; Nabila 
Yassin (Umm Nasser), eine langjährige 
Mitarbeiterin von Arafat; Fatmeh Bernawi, 
die mehrere Jahre in israelischen Gefäng- 
nissen verbrachte, und Umm Lutof, die 
Frau des palästinensischen Außenmini- 
sters Abu Lutof (Farouk Kaddoumi). Die 
Wahl einer Frau ins Zentralkomitee und 


Politische Moral und Disziplin 


Die Zustimmung zur palästinensischen 
Friedensinitiative durch den Kongreß von 
Al-Fatah bedeutet nicht die programmati- 
sche Übernahme dieser Initiative durch die 
Organisation. Angesichts der nach wie vor 
bescheidenen internationalen Reaktionen 
auf Arafats diplomatisch-politische Offen- 
sive hat Al-Fatah politische Vorsicht walten 
lassen, die das Scheitern einer politischen 
Lösung weder ausschließen kann noch 
darf. Skepsis kann im nahöstlichen Politik- 
geschehen kaum als Untugend ausgelegt 
werden. 

Die politischen Auseinandersetzungen 


von sechs Frauen in den Revolutionsrat 
kann in ihrer Bedeutung in Europa nur 


dieses 5. Kongresses haben sich in den 
Wahlen zu den Führungsgremien persona- 
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lisiert. Auf Reaktivierung und Erneuerung 
der Organisation stehen die Erwartungen 
der Delegierten und Mitglieder an die neu- 
gewählten Funktionsträger, im Zentralko- 
mitee ebenso wie im Revolutionsrat. Zu- 
frieden schienen die Delegierten auch dar- 
über, sich so manchen Ärger von der Seele 
geredet und manchen Denkzettel verteilt 
zuhaben,dochblieb dietrotzigeZuversicht 
mit einer gehörigen Prise Skepsis gewürzt. 
Die breite Zerstreuung der Palästinenser in 
den verschiedensten Gesellschaften des 
Exils hat nicht nur innerorganisatorisch 
Kommunikations- und Verständigungs- 
probleme, sondern auch kulturelle Unter- 
schiede geschaffen, die sichin erheblich dif- 
ferierenden weltanschaulichen Orientie- 
rungen und Wertemustern manifestieren. 


Paradoxerweise war es gerade Intifada, 
die den Ausbruch dieser Widersprüche in 
Al-Fatah praktisch verhinderte und statt- 
dessen positive, weil den Zusammenhalt 
fördernde Anstöße gab. Die Verwundeten 
und Deportierten aus den besetzten Gebie- 
ten zeigten in allen Auseinandersetzungen 
und Gesprächen eine realistische und ver- 
antwortliche Haltung, die die zukünftige 
Politik von Al-Fatah stärker beeinflußen 
dürfte als bisher. 


Die Intifada verlangt von Al-Fatah na- 
tionale Geschlossenheit und politische Fle- 
xibilität ebenso wie den Willen zu Demo- 
kratisierung und Erneuerung. Die Dele- 
gierten auf diesem Konkreß haben diese 
Botschaft ebenso verstanden wie die Füh- 
rung: Politische Moral und Disziplin sind 
wieder gefragt — auch im Exil. 


5 Georg Baltissen 
(aus: „Palästina“, Oktober 1989) 
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Befreiungsbewegungen und Counferinsurgency 


„Now it’s Bush’s War“. Unter diesem 
Titel berichtete die Newsweek im 
September über die Antidrogenkam- 
pagne der neuen US-Regierung. Ge- 
orge Bush, so das Nachrichtenmaga- 
zin, wolle sich mit dieser Kampagne 
als starke Führungspersönlichkeit 
profilieren: mit relativ geringem fı- 
nanziellen Aufwand solle der Dro- 
genkonsum eingeschränkt werden. 
Zu diesem Zweck werde ein Großteil 
der Gelder für die Drogenbekamp- 
fung außerhalb der USA verwendet. 
Nicht bei der Nachfrage, d.h. bei den 
sozialen Problemen im eigenen Land 
solle angesetzt werden, sondern beim 
Angebot: Es sollen keine Drogen 
mehr ins Land kommen. 

Bush verfolgt mit der Anti-Dro- 
gen-Kampagne zwei Ziele. Zum ei- 
nen will er von den innenpolitischen 
Problemen ablenken und zum ande- 
ren willerden Einflußder USA in La- 
teinamerika sichern und ausweiten. 
Dazu werden Militärberater und so- 
gar US-Truppen in die Region ge- 
schickt. Unter dem Vorwandder Dro- 
genbekämpfung werden Guerilla 
und politische Opposition verfolgt. 

Die Antidrogenkampagne ist nur 
eine Facette moderner Aufstandsbe- 
kämpfung. Die Strategie des low-in- 
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tensity-warfare enthalt nicht nur mi- 
litarische, sondern auch wirtschaftli- 
che, politische, soziale und psycholo- 
gische Elemente. 

Jochen Hippler stellt das Gesamt- 
konzept der Low-Intensity-Conflict- 
Strategien (LIC) vor. An Beispielen 
aus Bolivien, Guatemala und den 
Philippinen werden regional spezift- 
sche Aspekte dieser Strategie unter- 
sucht. In einem weiteren Artikel wird 
das Konzept der „Totalen Nationalen 
Strategie“ Südafrikas beleuchtet. 

Ursprünglich wollten wir die The- 

men Counterinsurgency und Befrei- 
ungsbewegungen in einem Heft dar- 
stellen, da sie unserer Meinung nach 
inhaltlich nicht zu trennen sind. Le- 
diglich aus redaktionellen Gründen 
haben wir den Block Counterinsur- 
gency vor den Block Befreiungsbewe- 
gungen gezogen. 
Zum ersten Mal haben wir für diesen 
Themenblock eine offene Redaktion 
ausgeschrieben. Viele LeserInnen ha- 
ben sich daraufhin gemeldet, Anrege- 
gungen gegeben, Autoren vorge- 
schlagen oder Artikel zugesandt. Oh- 
ne ihre Mitwirkung wäre der The- 
menblock in dieser Form nicht mög- 
lich gewesen. 
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Low Intensity Warfare — 
Der unerklärte Krieg 


Spätestens seit Beginn der achtziger Jahre 
ist in einem wichtigen Teil des politisch-mi- 
litärischen Establishments in den USA die 
Diskussion um „Kriegsführung niedriger 
Intensität“ in Gang gekommen. Dafür kön- 
nen folgende Gründe verantwortlich ge- 
macht werden: 


1) Die Erfahrung des verlorenen Vietnam- 
krieges lehrte, daß eine direkte Militärin- 
tervention der USA mit umfangreichen ei- 
genen Kampftruppen einen militärischen 
Erfolg nicht unbedingt sicherstellte. Es ließ 
sich sogar das Argument vorbringen, daß 
die militärische Eskalation der USA, die 
„Amerikanisierung“ und Technisierung ei- 
nes Krieges, dem Gegner politisch-strate- 
gisch nützen könnte. Außerdem tendierten 
direkte US-Militärinterventionen größe- 
ren Ausmaßes — so auch eine Erfahrung 
aus Vietnam — leicht dazu, die US-Öffent- 
lichkeit zu spalten, eine Politisierung und 
teilweise Radikalisierung in den USA zu 
fördern und damit die außenpolitischen 
Handlungsmöglichkeiten der US-Regie- 
rung einzuschränken. Hier waren Instru- 
mente und Strategien nötig, die diese Ge- 
fahren umgehen würden. 

2) Dies war um so dringender, als die wirt- 
schaftliche und strategische Bedeutung der 
Dritten Welt deutlich gewachsen war und 
weiter zunehmen würde und zugleich de- 
ren Stabilität und Kontrollierbarkeit abge- 
nommen hatte. 

3) Schließlich wurde die Diskussion um 
Low-Intensity Warfare verstärkt geführt, 
als spätestens mit dem Ende der siebziger 
Jahre das Scheitern der „Nixon-Doktrin“ 
offenbar wurde: diese war vom damaligen 
US-Präsidenten Richard Nixon 1969 
ebenfalls als Reaktion aufdas Vietnam-De- 
saster formuliert worden und besagte, daß 
die USA statt selbst zu intervenieren, sich 
zukünftig auf regionale Stellvertreter als 
Ordnungsfaktoren verlassen sollte und die- 
se massiv unterstützen müßte. Mit dem Zu- 
sammenbruch des Schahregimes im Iran 
und der Somoza-Diktatur war dieses Kon- 
zept obsolet, etwas Neues mußte an seine 
Stelle treten. 

4) In den — insbesondere frühen — Rea- 
gan-Jahren trat als zusätzliche Begründung 
hinzu, daß die strategische Beziehung zur 
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Sowjetunion als insgesamt einigermaßen 
stabil betrachtet wurde und dieses Gleich- 
gewicht nicht nur durch konventionelleund 
atomare Rüstungsanstrengungen im Ost- 
West-Kontext zum eigenen Vorteil ver- 
schoben werden sollte, sondern zusätzlich 
eine Konfliktverlagerung des Ost-West- 
Gegensatzes in die Dritte Welt erfolgte. 
Diese Verschiebung des Konfliktfeldes 
blieb auch nach den ersten Verbesserungen 
des Klimas zwischen den USA und der So- 
wjetunion noch gültig. 


Was bedeutet „Kriegsführung 
niedriger Intensität“? 


Die angesprochene Diskussion führte zu 
beträchtlichem begrifflichen Durcheinan- 
derund zukonzeptioneller Konfusion auch 
in Expertenzirkeln. Die Begriffe „low- 
intensity conflict“ (LIC) und „Low-Intensi- 
ty Warfare“ werden synonym gebraucht 
(auch in diesem Beitrag), obwohl gelegent- 
lich der erste für eine politisch-miltärische 
Situation, der zweite für eine darauf bezo- 
gene Strategie verwandt wurde. Zusätzli- 
che Begriffe wie Counterinsurgency, Fo- 
reign Internal Defense oder Smal Wars ma- 
chen die Sache nicht übersichtlicher: 
manchmal werden sie als weitere Synony- 
me, aber auch als Untergattungen oder als 
Gegenkonzepte vertreten. Es kann hier 
schon vorweggenommen werden, daß die 
Konfusion der Begriffe den ziemlich het- 
erogenen Auffassungen davon entspricht, 
was Low-Intensity Warfare eigentlich ist, 
sein sollte und wie man es zu betreiben ha- 


be. 

. Versucht man, aus der Vielfalt des Mate- 
rials den Begriff Low-Intensity Warfare zu 
synthetisieren, dann gelangt man etwa zu 
folgender Begriffsbestimmung: LIC um- 
faßt ein integriertes Bündel politischer, 
psychologischer, militärischer und wirt- 
schaftlicher Maßnahmen, die in militärisch 
relevanten Konfliktsituationen in der Drit- 
ten Welt angewandt werden, um die Inter- 
essen der USA (oder eines anderen Ak- 
teurs) unterhalb der Schwelle des Kampfes 
zwischen regulären Armeen wahrzuneh- 
men. LIC wäre damit eine zivil-militärische 
Gemeinschaftsaufgabe zur Durchsetzung 
der eigenen Interessen unter dem Niveau 


eines Krieges. Dies ist noch relativ abstrakt. 
Die Substanz wird deutlicher, wenn wir die 
wichtigsten Untergattungen betrachten: 

Erstens ist hier die Aufstandsbekämp- 
fung (Counterinsurgency) zu nennen — sie 
ist qualitativ und quantitativ von größter 
Bedeutung. Ihre Aufgabe besteht im Kern 
darin, einer im eigenen Land potentiell 
oder tatsächlich (etwa durch Aufstände 
oder Guerillabewegungen) bedrohten Re- 
gierung durch wirtschaftliche, politische 
und militärische Maßnahmen zu Hilfe zu 
kommen, die unterhalb der Schwelle einer 
Entsendung von Kampftruppen (im nen- 
nenswerten Maßstab) bleiben. 

Zweitens gibt es das genaue Gegenteil: 
die Destabilisierung einer gegnerischen 
Regierung, möglicherweise bis zu deren 
Sturz. Dies ist in den letzten Jahren unter 
dem Namen „Reagan-Doktrin“ populär 
und ideologisch überhöht worden. (Die 
Contras als „Freiheitskämpfer“ sind das 
klassische Beispiel). 

Drittens — und bereits wesentlich weni- 
ger relevant — existiert ein als „Counterter- 
rorismus“ bezeichnetes Konzept, das Ele- 
mente von Counterinsurgency aufgreift, 
sich aber dadurch unterscheidet, daß es 
stärkere polizeilich-militärische Kompo- 
nenten enthält (etwa Kommandoaktionen) 
und ausschließlich über den Terrorismus- 
begriff legitimiert wird. (Zu diesem Punkt 
siehe: Jochen Hippler/Andera Lueg, Ge- 
walt als Politik — Terrorismus und Inter- 
vention im Nahen Osten, Köln 1987, inbes. 
S. 69-105). 

Schließlich bleibt noch eine Restkatego- 
rie, in der sehr unterschiedliche Einsatzfor- 
men zusammengefaßt werden: Aktionen 
zur Geiselbefreiung, Entsendung von Frie- 
denstruppen, etc., beziehungsweise alles, 
was unter diesen Begriffen praktiziert wird. 


Wie funktioniert es? 


„Kriegsführung niedriger Intensität“ ist ei- 
ne vollkommen andere Art der Konflikt- 
austragung als konventionelle Kriege es 
sind. Ausgangspunkt einer Kampagne von 
Low-Intensity Warfare ist die Einschät- 
zung, daß traditionelle und konventionelle 
militärische Mittel entweder aus politi- 
schen Gründen nicht in ausreichendem 
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Maße angewandt werden können oder so- 
garungeeignet sind, den Konflikt für sich zu 
entscheiden. LIC ist daher ein Gegenkon- 
zept zum bloßen Einsatz militärischer 
Macht. Eine LIC-Kampagne geht von der 
Erkenntnis aus, daß der jeweilige Konflikt 
eben nicht vorwiegend militärischer Natur 
ist, sondern soziale, politische, wirtschaftli- 
che und andere Ursachen hat, die sich dann 
in sozialer Unruhe und gewaltsamen Wi- 
derstand entladen können. Daher muß es 
darauf ankommen, nicht nur oder nicht 
vordringlich militärisch Guerillas zu jagen 
und zu vernichten, sondern sich in gewisser 
Weise der Ursachen der Auseinanderset- 
zungen anzunehmen. 

LIC ist ein politischer Kampf, der neben 
allen anderen Elementen auch militärische 
Mittel umfaßt. Im Zentrum steht aber prak- 
tisch immer die Bevölkerung — ihre Kon- 
trolle, Loyalität, ihr Wohlwollen oder ihre 
Neutralität. Wer die Bevölkerung kontrol- 
liert, gleich ob ideologisch, politisch oder 
repressiv, hat den militärischen Teil der 
Auseinandersetzungen schon so gut wie ge- 
wonnen. Ohne Unterstützung durch eine 
Bevölkerung (oder größere Teile dersel- 
ben) ist eine Guerillabewegung auf Dauer 
nicht lebensfähig. Andersherum: nur wem 
es gelingt, eine Guerilla zu isolieren — poli- 
tisch oder räumlich — der kann sie auch mi- 
litärisch zerschlagen. 

Ausdiesen Gründen sind eine Reihe po- 
litischer und ökonomischer Maßnahmen 
Kern vieler LIC-Operationen. In Counter- 
insurgency-Kampagnen beispielsweise 
sind Landreformen in der einen oder ande- 
ren Form Teil des Standardprogramms. 
„Demokratisierung“, Wahlen und eine Ver- 
minderung von Menschenrechtsverletzun- 
gen (oftinder Formderen Präzisierungund 
Professionalisierung) gehören oft dazu. 
„Civic Action“-Operationen des Militärs, 
also Brunnenbohren, Aktionen zur medizi- 
nischen Versorgung, Bau ziviler Infrastruk- 
tur,biszu Aktionender Unterhaltung (etwa 
Filmvorführungen) auf dem Land werden 
regelmäßig durchgeführt. Alles soll der Be- 
völkerung und deren für oppositionelle 
Umtriebe „anfälligen“ Sektoren demon- 
strieren, daß die Regierung durchaus deren 
Interessen berücksichtigt, daß sie über 
Möglichkeiten verfügt, sich politisch zu ar- 
tikulieren, und daß sie durchaus etwas zu 
verlieren hat. Als wirtschaftliche Grundla- 
ge solcher Programme erweisen sich oft 
mehr oder weniger großzügige Leistungen 
an US-amerikanische Wirtschaftshilfe im 
Rahmen des ESF (Economic Support 
Fund, Teil der Security Assistance der US- 
Regierung), die nicht selten auch die Kapi- 
talflucht aus dem betroffenen Land kom- 
pensieren müssen. 

Ein solches politisch-ökonomisches 
Maßnahmenbündel steht vor zwei Grund- 
problemen. Einmal müssen eine Reihe von 
Reformen und positiven Maßnahmen 
durchgeführt werden, die die Lage der Be- 
völkerung in einem Maße verbessern, daß 
diese Hoffnung auf eine Verbesserung der 
Situation durch die Regierung entwickeln 
kann. Dazu ist mehr erforderlich als bloße 


Propaganda oder drittklassige Scheinakti- 
vitäten. Andererseits dürfen die Reformen 
natürlich nicht so weit gehen, daß sie die 
Regierung, die es zu stabilisieren gilt, weiter 
schwächen. Ein LIC-orientiertes Counter- 
insurgency-Programm soll schließlich ein 
herrschendes Regime an der Macht halten, 
die dazu dienenden Maßnahmen können 
die so gesetzten Grenzen nicht überschrei- 
ten. Es geht daher um einen delikaten 
Drahtseilakt: einerseits müssen die Refor- 
men weit genug gehen, um ihre geplante 
Wirkung zu erzielen, andererseits dürfen 
sie nicht so weit gehen, daß sie die Macht- 
struktur des Landes zusätzlich erschüttern. 

Zweitens ist ein solches reformorientier- 
tes Maßnahmenbündel in Washington 
zwar relativ leicht entworfen, aber nur 
schwer umzusetzen. Im LIC-Rahmen kön- 
nen die USA schließlich die notwendigen 
Maßnahmen nicht selbst durchführen, son- 
dern sind auf funktionierende Partner im 
Zielland angewiesen, auf eine funktionie- 
rende Regierung, entsprechende Behörden 
auf regionaler und lokaler Ebene und funk- 
tionierende Streitkräfte. Schließlich sind 
die USA auch darauf angewiesen, daß die- 
seInstanzen überein Mindestmaß an sozia- 
ler Basis und Akzeptanz in der Bevölke- 
rung verfügen. Und darin besteht die zweite 
Achillesverse von LIC: die Abhängigkeit 
von effektiven lokalen Bündnispartnern 
und staatlichen und gesellschaftlichen Or- 
ganen. Gerade hier sind die Einflußmög- 
lichkeiten der USA begrenzt. Korruption, 
Desorganisation, verfestigte oligarchische 
Machtstrukturen, untätige oder unfähige 
Bürokratien und Spaltungen innerhalb der 
staatlichen Institutionen und im Militär 
sind Faktoren, die jeden LIC-Planer anden 
Rand des Wahnsinns bringen können. Da- 
bei geht es nicht nur um organisatorische 
Schwierigkeiten, sondern auch um politi- 
sche: in aller Regel werden wichtige Sekto- 
ren einer herrschenden Oligarchie oder 


Diktatur sich den reformorientierten Maß- 
nahmen widersetzen, da sie ihre Interessen 
verletzt sehen. Hier entsteht also die Situa- 
tion, daß die USA auf den hinhaltenden 
oder aktiven Widerstand derer treffen kön- 
nen, deren strategische Interessen sie lang- 
fristig wahren wollen. 


Die militärischen Strategieele- 
mente 


Wenn LIC im Kern auch eine primär politi- 
sche Angelegenheit mit sozioökonomi- 
schen Implikationen ist, so sollten doch sei- 
ne militärischen Aspekte nicht unter- 
schätzt werden. Hier lassen sich — und wir 
sprechen beispielhaft erneut ausschließlich 
von Counterinsurgency — zumindest drei 
unterschiedliche Anwendungsformen.nen- 
nen: 

1) militärische Notmaßnahmen in Situatio- 
nen fortgeschrittener und entwickelter 
Aufstandsbewegungen. Beginnt eine LIC- 
orientierte Counterinsurgency-Operation 
relativ spät, kann die Lage bereits auf ein 
Niveau quasi-konventioneller Kriegsfüh- 
rung eskaliert und die Regierung akut be- 


droht sein. In einer solchen Lage sind aus 
US-Perspektive natürlich schnelle und 


nachdrücklich militärische Maßnahmen 
notwendig, die die aktuelle Gefährdung 
erst einmal abwenden, die Lage stabilisie- 
ren und damit einen Zeitgewinn verschaf- 
fen. Dieser Aspekt ist aus US-Perspektive 
relativ einfach durchzuführen, da er tradi- 
tioneller Kriegführung noch am nächsten 
verwandt ist. Erforderlich ist vorwiegend 
eine schnelle Erhöhung der Feuerkraft, Er- 
höhung der Mobilität und eine Verbesse- 
rung der nachrichtendienstlichen Informa- 
tionen und Kommunikationslinien. All 
dies ist im Rahmen amerikanischer Mili- 
tärhilfe relativ schnell zu gewährleisten, ein 
Engpaß kann sich höchstensim Bereich der 
parallel erforderlichen Ausbildung erge- 
ben. 
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2) Wenn es auf diese Weise gelungen ist, et- 
was Zeit zu gewinnen, geht es darum, sie 
nun zu nutzen. Voraussetzung ist ein Min- 
destmaß an militärischer „Sicherheit“ auf 
dem Land und in den Städten, ohne die die 
anderen Aspekte der LIC-Kampagne 
kaum durchgeführt werden können. Die 
Durchführung einer Landreform setzt na- 
türlich voraus, daß die Regierung die jewei- 
ligen Regionen nicht nur kontrolliert, son- 
dern politische und militärische Gegen- 
maßnahmen der Guerilla auch verhindern 
kann. Ebenso setzt die Einführung von 
Wahlmechanismen auf nationaler oder lo- 
kaler Ebene selbstverständlich voraus, daß 
die Durchführung der Wahl im Land auch 
gegen bewaffneten Widerstand gewährlei- 
stet werden kann. Ähnliches gilt bezüglich 
anderer LIC-Bestandteile. Alle diese mili- 
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tärischen Aufgaben bedeuten in der Regel 
eben keine offensive militärische Praxis ge- 
gen quasi-konventionell operierende geg- 
nerische Verbände, sondern haben Such-, 
Säuberungs- und Sicherungsfunktionen. 
Die Gefechte gegen die Guerilla dienen in 
diesem Zusammenhang nicht dazu, sie mi- 
litärisch zu schlagen oder physisch zu liqui- 
dieren (was als strategisch unmöglich ohne- 
hin erkannt ist), sondern zielen darauf, sie 
abzudrängen und ihre politisch-mili- 
tärischen Operationsmöglichkeiten einzu- 
schränken. 

3) Der dritte Aspekt militärischer Praxis 
liegt eher im polizeilich-paramilitärischen 
Bereich. Die Kontrolle der Bevölkerung, 
ihres Kontaktes mit einer Guerilla, das 
Auffinden und die Bestrafung von „Subver- 
siven“und andere Aufgaben haben mither- 
kömmlichen militärischen Operationen 
nur sehr begrenzt etwas gemeinsam. Aus 
Gründen der Effektivität, aus politischen 
Gründen und zur Entlastung des Militärs 
erscheint es in der Regel sinnvoll, möglichst 
viele der damit verbundenen Aufgaben 
durch die Polizei und durch paramilitäri- 
sche oder zivile Kräfte wahrnehmen zu las- 


“ sen. Die Polizei kann aufgrund ihrer sonsti- 


gen Funktionen im Prinzipihr Ohr näher an 
der Bevölkerung haben. Die Polizei wird 
nicht unbedingt mit Massakern oder ande- 
ren Repressionsakten des Militärs identifi- 
ziert und ist auf dem Land wegen ihrer sehr 
dezentralen Präsenz oft in die Beziehungs- 
geflechte eines Dorfes stärker integriert als 
dies dem Militär möglich ist. 

Aber auch das Militär selbst wirdin einer 
erfolgreichen LIC-Kampagne seine frü- 
here Praxis modifizieren müssen. Aufwen- 
dige und oft erfolglose search-and-destroy- 
Missionen und Repression im großen Stil 
durch Anwendungmilitärischer Mittel wir- 
ken kaum erfolgversprechend. Repression 
ist zwar immer ein selbstverständliches und 


notwendiges Element von Low-Intensity 
Warfare, aber ein Ziel US-amerikanischer 
Planer besteht in der Minimierung, Profes- 
sionalisierung und präziseren Anwendung 
von Repression. Massaker an ganzen Dör- 
fern zur Liquidierung eines oder zweier 
Oppositioneller sind kontraproduktiv — 
sie können den Widerstand im Gegenteil 
anstacheln. Wenn es gelingt, die zwei Ziel- 
personen durch nachrichtendienstliche 
oder polizeiliche Mittel zu identifizieren 
und zu verhaften, ist der politische Effektin 
aller Regel weit größer. InLIC-Kampagnen 
besteht aus US-Perspektive ein Problem 
sehr oft darin, das Militär des jeweiligen 
Landes von dieser Tatsache zuerst zu über- 
zeugen und dann zu einer entsprechenden 
Praxis erst einmal zu befähigen. 


Schwachstellen der LIC-Strate- 
gie 

Low-Intensity Warfare und seine Unterele- 
mente wie Counterinsurgency oder Con- 
tra-Operationensind kein Zauberwerk, ge- 
gen das jede Gegenwehr zwecklos wäre. 
LIC-Strategien sind zwar relativ leicht zu 
entwerfen und zu planen. Die Umsetzung 
kann allerdings beträchtliche Schwierig- 
keiten verursachen. Die Bedingungen kön- 
nen so ungünstig sein, daß LIC Konzepte 
scheitern, oder sie können zum Scheitern 
gebracht werden. Die bloße Existenz einer 
LIC-Kampagne sagt noch nichts über de- 
ren Erfolgsaussichten voraus. 

Der entscheidende Schwachpunkt wur- 
de oben bereits angesprochen: das völlige 
Angewiesensein auf sozio-politische Be- 
dingungen im Zielland, die einer LIC- 
Kampagne förderlich sind: Ohne einiger- 
maßen effektive zivile Verwaltungs- und 
Regierungsstellen, ohne die Bereitschaft 
und die Fähigkeit dieser Stellen, die LIC- 
Strategie zu übernehmen und umzusetzen, 
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ohne eine gewisse soziale Basis der Regie- 
rung im eigenen Land und die Bereitschaft 
der Bevölkerung, wenigstens in gewissem 
Maße zu kooperieren und ohne die Exi- 
stenz eines wirksamen Militärs sowie poli- 
zeilicherund geheimdienstlicher Organisa- 
tionen wird jede LIC-Operation auf Sand 
gebaut sein. Die zivilen und militärischen 
US-Dienststellen können — und sollen — 
eben nicht die Kampagne allein und in eige- 
ner Verantwortung für die jeweilige „Gast- 
geberregierung“ implementieren, sondern 
dieser nur beratend, ausbildend und mate- 
rielldabeihhelfen, sie selbst umzusetzen. Wo 
dies nicht möglich ist, ist LIC bereitsim An- 
satz gescheitert. 

Zweitens legt der größte Teil der LIC- 
Strategen und Planer allerhöchsten Nach- 
druck darauf, daß LIC eine integrierte 
Konfliktform ist, die zum Erfolg ein ein- 
heitliches und integriertes Konzept und 
möglichst eine entsprechende Organisa- 
tionsform voraussetzt. In der Realität kann 
davon aber nur schr selten die Rede sein. 
Meinungsverschiedenheiten und Rivalitä- 
ten innerhalb des amerikanischen Militärs 
in Grundsatzfragen (ein großer TeildesMi- 
litärs ist LIC gegenüber sehr skeptisch bis 
ablehnend, daes ihren Traditionen und mi- 
litärischen Denkweisen wenig entspricht 
und auch nicht karrierefördernd ist) oder 
bei der praktischen Anwendung eines Pro- 
gramms sorgen für Konflikte, die fehlende 
Abstimmung ziviler (etwa AID und USIA) 
und militärischer Stellen in Washington 
oder im Zielland führen fast immer zu Rei- 
bungsverlusten innerhalb der US-Akteure. 
Sie werden dadurch verstärkt, daß die Re- 
gierung des jeweiligen Dritte-Welt-Landes 
mit eigenständigen Vorstellungen an die 
USA herantritt, die gelegentlich dem LIC- 
Konzept zuwiderlaufen. Deren Interesse 
richtet sich meistens auf prestigeorientierte 
Entwicklungsprojekte oder auf hochtech- 
nisierte Waffen, die in der konkreten Situa- 
tion nutzlos sind. Schließlich sind auch der 
Regierungsapparat und die Gesellschaft ei- 
nes Entwicklungslandes alles andere als 
homogene, widerspruchsfreie und hand- 
lungsfähige Einheiten: Spaltungen und 
Konkurrenzen in einem Zielland tragen 
aber die Tendenz in sich, sich an entspre- 
chende Widersprüche in den US-Bürokra- 
tien zu binden und sich so gegenseitig zu 
verstärken. 

Eine einheitliche Strategie Kann auf- 
grund dieser konkreten Umstände oft gar 
nicht entstehen, zu unterschiedlich sind die 
Prioritäten und Interessen der beteiligten 
Akteure in den USA und dem Zielland. 
Von einer geschlossenen, wider- 
spruchsfreien Umsetzung eines Konzeptes 
kann in aller Regel noch viel weniger die 
Rede sein, und der Anspruch auf ein inte- 
griertes Konzept bleibt oft graue Theorie. 
Von den zahlreichen — schon untereinan- 
der oft kaum zu vereinbarenden — großen 
Entwürfen von LIC-Strategien bleibt dann 
in der Praxis meist wenigmehr übrigalsein 
Bündel einzelner Politikelemente (etwa 
entwicklungspolitische, allgemeinpoliti- 
sche, militärische, etc.), die dann im Feld 


notdürftig aufeinander abgestimmt werden 
müssen — mit unterschiedlichem Erfolgs- 
grad. 

All dies bedeutet nicht die Irrelevanz 
von LIC. Die genannten Schwierigkeiten 
holen LIC lediglich aus dem Himmel der 
großen Strategie auf den Boden gesell- 
schaftlicher Realitäten, auf dem Dinge 
eben gelingen oder scheitern können — 
und zwar aus konkreten, oft ziemlich bana- 
len Gründen. 


Abschließende Bemerkungen 
zur Diskussion 


Die bundesdeutsche Linke hat sich spät, in 
der Dritte-Welt-Bewegung dann aber doch 
relativ intensiv mit Low-Intensity Warfare 
Strategien beschäftigt. Das letztere ist na- 
türlich sehr zu begrüßen. Trotzdem drängt 
sich aufgrund der Diskussionen der letzten 
zwei oder drei Jahre (die kaum in schriftli- 
cher Form geführt, sondern beizahlreichen 
Veranstaltungen stattfanden) der Schluß 
auf, daß einige der dabei eingetretenen — 
möglicherweise unvermeidbaren? — Ver- 
flachungen politisch schädliche Auswir- 
kungen entwickeln. LIC wurde gelegentlich 
zur Beschwörungsformel, zur neuen Sym- 
bolformel für die besondere Bosheit und 
Gemeinheit des Imperialismus. Diese 
Sichtweise würde die Banalität des Bösen 
übersehen: LIC ist eigentlich nichts Beson- 
deres, ist auch nicht wirklich neu. Bei LIC 
handelt es sich im Kern nur um die Syste- 
matisierung, Verbindung und Vertiefung 
von zahlreichen einzelnen Techniken, die 
jeweils alles andere als originell sind. Und 


die LIC zugrundeliegende Erkenntnis, daß 
Konflikte in der Dritten Welt nicht samt 
und sonders in Moskau erfunden werden, 
sondern sozioökonomische Ursachen im 
Land haben, brauchte uns am allerwenigs- 
ten zu überraschen. LIC ist weder ein 
Grund zu übertriebener Aufregung, noch 
zu Mystifizierung,und die gelegentliche 
Tendenz, jede mögliche Einzelmaßnahme 
einer Regierung der Dritten Welt oder der 
USA als „LIC“ zu etikettieren, damit zu- 


US-Antiguerilla-Schule in Panama 


gleich und automatisch zu „entlarven“ und 
der Notwendigkeit jeder weiteren Analyse 
zu entziehen, ist politisch schädlich und 
auch nicht übertrieben pfiffig. LIC als billi- 
ges Etikett für alles Bedeutsame und Be- 
deutungslose zu verwenden, ist Zeitver- 
schwendung und verwirrt die Begriffe und 
damit die Analyse. Nicht jeder repressive 
Akt in der Dritten Welt, nicht jede Landre- 
form, nicht jede Wahl und nicht jeder ame- 
rikanische Kampfhubschrauber haben et- 
wa mit LIC zu tun. Die Diskussion der US- 
Militärs um Low-Intensity Warfare zum 
Anlaß zu nehmen, uns ebenfalls analytisch 
mit Konfliktverläufen und Stabilisierungs- 
versuchen in der Dritten Welt zu beschäfti- 
gen und dabei deren Konzepte zu berück- 
sichtigen — das ist sinnvoll und notwendig. 
LIC muß wieder zum Ausgangspunkt un- 
serer eigenen Analysen werden, nicht zum 
Ersatz dafür und nicht zum vorweggenom- 
menen Ergebnis. 

Jochen Hippler 
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High-Probability Conflict 


Die USA versucht mit allen Mit- 
teln, ihren Einfluß in Lateiname- 
rika auszuweiten. Bolivien hat in 
diesem Plan aufgrund seiner zen- 
tralen Lage geostrategische Be- 
deutung. Deshalb sollen die politi- 
schen Verhältnisse der US-Ideolo- 
gie entsprechend stabilisiert wer- 
den. Unter dem Vorwand der Dro- 
genbekämpfung wurden zuerst 
Militärberater, später dann sogar 
Kampfeinheiten ins Land einge- 
schleust. Auch die technische und 
wirtschaftliche Hilfe wird in diese 
Strategie eingebunden. Längst ist 
esin La Paz ein offenes Geheim- 
nis, daß Washington Bolivien in 
einen festen Militärstützpunkt 
verwandeln will. 


m 4. Februar 1988 legte General 
Ä: red F. Woerner, Chefkomman- 

dant des US-Südkommandos in 
Panama, vor dem Haushaltsausschuß des 
Repräsentantenhauses seine Pläne dar. Ge- 
neral Woerner gilt alsSpezialist für Low-In- 
tensity Conflict (LIC). In seiner Rede präzi- 
sierte er, warum er den Ausdruck „High- 
Probalitity Conflict“ bevorzugt. 

Als „strategischen Imperativ“ für seinen 
Kommandobereich Lateinamerika be- 
zeichnete er: 

— die Unterstützung für den demokrati- 
schen Prozess. 

— die Professionalisierung der Militärsder 
Gastländer und die Legitimation ihrer Rol- 
le in den demokratischen Prozessen. 

Das Spektrum der Konflikte geht für ihn 
von Terrorismus, paramilitärischen Narco- 
guerrillas, lokaler Rebellion in Lateiname- 
rika bis hin zu konventionellen und nuklea- 
ren Kriegen. 
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in Bolivien 


Um das Überleben des American Way 
of Life zu sichern, sollen neben direkten mi- 
litärischen Optionen auch Sicherheitshilfe, 
kombinierte Trainingsübungen, nachrich- 
tendienstliche Unterstützung, Offiziers- 
austausch, Civic Action, psychologische 
Operationen, Bau von Installationen, me- 
dizinische Übungen und Infrastrukturent- 
wicklung eingesetzt werden.! 

Mit der Verteidigung des us-amerikani- 
schen „Way ofLLife“, die Woerner mit seinen 
kriegerischen Maßnahmen am „unteren 
Ende des Spektrums“ beabsichtigt, gliedert 
er sich ein in die Mystik des „kulturellen 
Krieges“, der im Dokument „Santa Fe II“ 
angesprochen wird. 

Seine vehemente Verteidungdes „demo- 
kratischen Prozesses“ läßt sich entspre- 
chend auch am besten vor dem Hinter- 
grund von „Santa Fe II“ verstehen: „Demo- 
kratie“ ist nicht die Herrschaft des Volkes. 
„Demokratie“ ist vielmehr „Freiheit“, und 
zwar jene Freiheit, welche das Kapital zu 
seiner optimalen Entfaltung braucht. 


Auch mit seiner Einschätzung der Fein- 
de stimmt er mit Santa Fe II überein. Das 
Dokument stellt fest: „Die Amerikaner 
sind nach wie vor Angriffen ausgesetzt (...) 
Der Angriff manifestiert sich als kommuni- 
stische Subversion, Terrorismus und Dro- 
genhandel.“? 

Und während in Santa Fe II festgestellt 
wird, daß „der größte Erfolg der Regierung 
Reagan in Lateinamerika die Rückkehr zur 
Demokratie“ war, bringt es Woerner auf 
den Punkt: „Die Demokratisierung in La- 
teinamerika sichert unsere Südflanke...“ 


Die Entwicklung zum „Neuen 
Staat“ 


Aus der Revolution von 1952 in Bolivien- 
war ein „nationalrevolutionärer Staat“ her- 
vorgegangen, der sich einerseits durch ei- 
nen erklärt kapitalistischen Entwicklungs- 
weg bei extrem hohem Staatsanteil aus- 
zeichnete und andererseits von einer „dua- 
len Machtverteilung“ geprägt war: der Staat 
in der Hand des Bürgertums auf der einen, 


das Volk mit den Gewerkschaften als politi- 
sches Artikulations- und Druckinstrument 
auf der anderen Seite. Mit der sinkenden 
Bedeutung des Bergbaus — u.a. durch sin- 
kende Weltmarktpreise — verlor die stärk- 
ste Waffe der Gewerkschaften, der Minen- 
streik, an Wirkung. 


Befreiungsbewegungen und Counterinsurgency 


Als die reformistisch linke Regierung 
der UDP (1982-85) die Folgen der Ver- 
schuldungskrise nicht in den Griff bekam, 
der Oligarchie durch ungeschickte Devi- 
senpolitik und Korruption weitere 3 Mrd. 
Dollar zuschusterte und das Land durch ei- 
ne Hyperinflation unregierbar wurde, ge- 
wanndie Rechte 1985 die Wahlen und setz- 
te den „neuen Staat“ durch. Allgemein 
spricht man zwar nur von der „neuen Wirt- 
schaftspolitik“, die von einem amerikani- 
schen Experten ausgearbeitet und vom 
IWF ständig überwacht wird. Ich ziehe es 
aber vor, vom „neuen Staat“ zusprechen, da 
neben ökonomischen Belangen praktisch 
alle gesellschaftlichen Bereiche verändert 
und vor allem das Verhältnis der Klassen 


US-Helikopter zur Drogenbekämpfung 


zueinander neu definiert wurde: War vor- 
her von „dualer Machtverteilung“ dieRede, 
so ist jetzt die Hegemonie der „neuen Olig- 
archie“ unumstritten. 

Der „neue Staat“ ist insofern „demokra- 
tisch“, als er extrem wirtschaftsliberal ist. 
Nun haben monetaristische Wirtschafts- 
konzepte es so an sich, daß für ihr Funktio- 
nieren gerade in der ersten rezessiven Pha- 
se eine starke Devisenquelle notwendig ist. 
In Großbritannien kam das Nordseeöl der 
Wirtschaftspolitik der Thatcher-Regie- 
rung zu Hilfe, in Bolivien blieb kein anderer 
Weg als die Legalisierung der Kokaindol- 
lars durch die Zentralbank. 

Andererseits ist durch die Zerschlagung 
deseigentlich demokratischen Instruments 
des Volkes, durch die Zerstörungder politi- 
schen Kraft der Gewerkschaften, ein Vaku- 
um entstanden, welches vom Volk durch 
die Bildung eines neuen Instrumentes — 
nennen wir es „neues historisches Subjekt“ 
— aufgefüllt werden muß. 

Die Volksbewegung steht vor der Alter- 


native, entweder die strategische Niederla- 
ge zu akzeptieren oder aber ein „neues hi- 
storisches Subjekt“ zu schaffen, das der ver- 
änderten Klassenstruktur Rechnung trägt. 
Campesinos und informeller Sektor sind 
die stärksten „Klassen“. Das Proletariat ist 
auf eine zahlenmässig marginale Rolle re- 
duziert und nurnoch dank seiner Kampfer- 
fahrung ideologisch wichtig. 

Wie das „neue historische Subjekt“ aus- 
sehen wird, weiß man noch nicht, aber aus 
der Sicht der USA wird es „subversiven“ 
Charakter haben („subversiv“ ist alles „ge- 
genhegemonische“) und muß verhindert 
werden. 

Kurz: Durch den „Neuen Staat“ ist Boli- 
vien zu einem klassischen Schlachtfeld des 


Low-Intensity Conflicts geworden, auf 
dem sich die präventive Aufstandsbe- 
kämpfung bewähren kann, denn bei einer 
derartig zugespitzen und widersprüchli- 
chen wirtschaftlichen, sozialen und politi- 
schen Lage ist wirklich „High Probability“, 
hohe Wahrscheinlichkeit für konfliktive Si- 
tuationen gegeben. 


Drogenbekämpfung als Vor- 
wand 


Bereits unter der als sozialdemokratisch 
eingestuften Regierung der UDP (1982- 
85) wurden kombinierte Manöver vonboli- 
vianischen und US-Streitkräften geplant, 
die u.a. 3.500 Fallschirmabsprünge vorsa- 
hen und auch die von Woerner angespro- 
chene Civic Action umfaßten.? 

Häufig wurden Ausbildungs-Übungen 
mit Schnellbooten auf den ostboliviani- 
schen Tieflandflüssen durchgeführt. Die 
Binnenwasserstraßen Lateinamerikas sol- 
len für Truppentransporte genutzt werden. 


Die zunehmende US-Militärpräsenz 
führte zu Diskussionen über eventuelle 
US-Pläne, in Bolivien einen Stützpunkt 
zwecks Kontrolle desganzen Cono Sur ein- 
zurichten. Eine Reihe von Dementis bezüg- 
lich solcher Pläne prägten die erste Hälfte 
des Jahres 1988. Im August wurde dann 
aber ein neuer Abschnitt eingeleitet: Die 
bolivianischen Streitkräfte vereinbarten 
anläßlich des Besuchs von US-Außenmini- 
ster Shultz die Erstellung einer Studie über 
die Aufrüstung der bolivianischen Armee. 
In der Folge wurden erneut Flußschiff- 
fahrts- und Landemanöver durchgeführt, 
ein US-Offizier inspizierte die boliviani- 
schen Kasernen, und während sich im 
Nord-Altiplano das Dramader vermeindli- 


chen oder realen Guerilla-Jagd abspielte, 


wurde südlich davon eine US-Mili- 
tärmission eingerichtet, die 4.000 Campe- 
sinos medizinisch und psychologisch be- 
treuen sollte. 

Anfang September gabeseinen Bruchin 
der Beziehung der beiden Länder. 5 Millio- 
nen Dollar Militärhilfe wurden mit der Be- 
gründung gestrichen, daß die bolivianische 
Armee in den Drogenhandel verstrickt sei. 
Nach einer Woche Streit, der sich hinter 
den Kulisen abgespielt hatte, zeigte man 
der Öffentlichkeit wieder traute Einigkeit: 
Die Militärhilfe wurde auf 30 Millionen 
Dollar angehoben und von Korruption und 
Kokain sprach niemand mehr. Als Gegen- 
leistung ließ die bolivianische Armee alle 
Bedenken nationalen Stolzes fallen: Ein 
Kontingent von 300 US-Soldaten sollte ins 
Land kommen und den Flughafen von Po- 
tosi erweitern. 

Die Öffentlichkeit reagierte mit einer 
heftigen Diskussion. Die sowjetische Bot- 
schaft lehnte den Einmarsch „fremder 
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Truppen“ ab. Gewerkschaften und linke 
Parteien äußerten die Befürchung, daß Bo- 
livien zu einem „Honduras“, d.h. zu einem 
US-Stützpunkt-Land werde® und der Erz- 
bischoffvonLa Paz erklärte, daß die Kirche 
an der Seite des Volkes stehen werde, um 
der nationalen Souveränität zu Respekt zu 
verhelfen® Die Wellen der Empörung 
schlugen so hoch, daß der US-Botschafter 
Gelbart schließlich in einem Leserbrief an 
die Presse eingreifen mußte.’ Erlehnte den 
„Hondurisierungs“-Vorwurf vehement ab 
und führte aus, daß es nur medizinisches 
und technisches Personal sei. 

Im Januar 1989 hat der bolivianische 
Kongreß mit den StimmenderRechtenund 
des sozialdemokratischen MIR des US-In- 
vasion abgesegnet, unter der Vorausset- 
zung, daß die US-Soldaten keine Waffen 
tragen. 

Im Februar besuchte Woerner persön- 
lich Bolivien? und kündigte an, die USA 
würden die Bildung multinationaler Trup- 
pen gegen den Drogenhandel vorantrei- 
ben. 

Im April schlug dann der US-Botschaf- 
ter vor, als Ersatz für die paramilitärischen 
Drogenbekämpfungseinheiten, Kampfein- 
heiten der US-Armee nach Bolivien zu 
bringen.'® 


Geostrategische Bedeutung 


Im September 1988 wurde in der Nähe des 
Titicacasees ein Campesino wegen illega- 
len Waffenbesitzes festgenommen und in 
der Kaserne von Achacachi zu Tode gefol- 
tert.! Inder Folge wurde der ganze Nordal- 
tiplano mit einem „Routinemanöver“ syste- 
matisch durchkämmt, Häuser der Campe- 
sinos und ländliche Schulen durchsucht 
und ein allgemeines Klima der Einschüch- 
terung erzeugt.!? Als dann Ende Septem- 
ber ein Gefecht zwischen einer bewaffne- 
ten Gruppe und der Armee mit vier Toten 
bekannt wurde, wurden die Kontrollen 
noch verschärft. 

In Santa Cruz gab eine Welle von Mor- 
den Anlaß zu bürgerkriegsähnlichen Man- 
övern.'? Die vom Massenelend erzeugte 
diffuse Gewaltbereitschaft und der Sen- 
dero Luminoso im Nachbarland haben die 
USA bewogen, kein Risiko einzugehen. 

Der „neue Staat“ soll stabilisiert und re- 
volutionäre Bewegungen bekämpft wer- 
den. Denn Bolivien ist geostrategisch von 
Bedeutung. Von dem Land im Herzen Süd- 
amerikas können Eingreiftruppen rasch in 
umliegende Länder transportiert werden. 

Ein willkommener Vorwand für die Prä- 
senz der US-Truppen ist die Drogenbe- 
kämpfung. Daß es nicht um Drogenbe- 
kämpfung geht, ist mittlerweile sogar ak- 
tenkundig. So hat die CIA mit Kokaingel- 
dern die Contra in Nicaragua finanziert.'* 
Auch in Bolivien hat sich die US-Armee 
dem Verdacht ausgesetzt, die Hand schüt- 
zend über das Kokaingeschäft zu halten. 
Beieiner Drogenbekämpfungsaktion 1986 
wurde z.B. eine Kokainfabrik in Huancha- 
ca verschont. 
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Es wäre aber zu kurz gegriffen, das Anti- 
Drogen-Motiv nur als Vorwand für eine mi- 
litärische Intervention zu betrachten. Ei- 
nerseits befindet sich nur ein Teil der Dro- 
genmafia in US-Händen, andererseits füh- 
ren Drogenkonsum und dessen Begleiter- 
scheinungen zu erheblichen Problemen in 
den USA selbst. 


NROs als Objekt von LIC 


Neben den Aktivitäten, in die die US-Ar- 
mee direkt verwickelt ist und die sicher wei- 
tergehen, als das, was ich hier dargestellt 
habe, muß man ein Auge auf die Nicht-Re- 
gierungs-Organisationen werfen: 

Eine Studie, die in Bolivien unter dem 
Pseudonym P. Buenahora veröffentlicht 
wurde," zeigt auf, warum sich die revolu- 
tionären Bewegungen trotz zunehmender 
Verelendung in Lateinamerika in den 80er 
Jahren nicht ausgeweitet haben. Buenaho- 
ra führt aus, daß dies entscheidend auf die 
Herausbildung einer gekauften Linken zu- 
rückzuführen sei: „Einheimische“ Nicht- 
Regierungs-Organisationen wurden zum 
bevorzugten Arbeitsfeld eines Großteils 
der Intellektuellen. Sie haben sich damit 
immer mehr „humanitären“, „wissen- 
schaftlichen“, „demokratisch-oppositio- 
nellen“ und reformerischen Ansätzen ge- 
widmet und dafür von NROs aus den Indu- 
striestaaten finanziert werden. 

Neben diesem Phänomen der Korrup- 
tion einer ganzen Schicht potentieller revo- 
lutinärer Führer, die zu einer fremdfinan- 
zierten Brückenkopf-Linken wurde, gibt es 
die direkt agierenden ausländischen 
NROs, von denen zumindest die aus den 
USA die Aufgabe erfüllen, mittels „Hilfe“ 
Sozialdaten zu sammeln, die für die Ein- 
schätzung neuralgischer Punkte und prä- 
ventive Aufstandsbekämpfung von Wich- 
tigkeit sind. Im Rahmen eines angeblichen 
Drogenbekämpfungsmanävers hat eine 
US-Armee-Einheit ein Dorf besetzt, Kin- 
der geimpft und dabei die gleichen Fragen 
gestellt, die eine internationale Kinderhilf- 
sorganisation vorher für ihre Fragebogen 
ebenfalls gestellt hatte. Heute ist die Armut 
Boliviens so gut untersucht und dokumen- 
tiert, wie noch nie, und zwar von Institutio- 
nen, die aus dem Ausland finanziert wer- 
den, von den Ländern, die ein fundamenta- 
les Interesse am Fortbestehen der Abhän- 
gigkeit und damit der Armut haben. 

Außerdem hat der karitative Ansatz vie- 
ler Organisationen in der traditionell eher 
auf „Vertrauen in die eigene Kraft“ bauen- 
den Kleinbauernkultur eine Hilfe-Emp- 
fänger-Mentalität geschaffen, welche für 
Civic Action von Vorteil ist. 

Es geht nicht darum, hier eine Ver- 
schwörer-Theorie aufzustellen. Wenn aber 


US-Armee-Angehörige davon sprechen, 


daß das „zwielichtige Schlachtfeld des LIC 


(...) ein enormes Gebiet ist, in welchem man 
private Resourcen nutzen kann“, wenn es 
insgesamt nicht nur um militärische Belan- 
ge, sondern um einen Kampf zwischen Sy- 
stemenund Kulturen geht, dann ist dasEin- 
schalten von NROs eine logische Konse- 
quenz. Dabei muß man davon ausgehen, 
daß dieriesige Mehrheit derjenigen, welche 
in diesen Organisationen arbeiten, durch- 
aus nicht die dunklen Absichten der Strate- 
gen des LIC verfolgen, sondern ehrlich en- 
gagiert sind. 

Daniel Haller 


Anmerkungen: 

1) Fotokopie des Redemanuskripts, welches der la- 
teinamerikanischen Öffentlichkeit zu gespielt 
wurde, sowie Gregorio Selser: Politica probable de 
EU Para Latinoamerica, en La Jornaua, Mexico 
D.F. 21.9.88 

2) Informe „R“ 163: Santa Fe II: Politica de EE.UU. 
para el „Patio trasero“. $. auch: Duchrow, Eisen- 
bürger, Hippler: Totaler Krieg gegen die Armen, 
München 1989 

3) AQUI 20.4.85, AQUI 27.5.85 

4) hoy 2.12.88 

5) hoy 11.11.88, hoy 22.11.88 

6) hoy 27.11.88 

7) hoy 30.11.88 

8) Granma, Resumen Semanal, La Habana 12.2.89, 
Informe „R“ 164 

9) Informe „R“ 165 

10) Presencia 18.4.89 

11) hoy 7.9.88 

12) hoy 13.9.88, hoy 14.9.88 

13) ultima hora 1.12.88 

14) The Contra-Drug Connection, A Christic Institute 
Special Report, Washington Nov. 87 

15) P.Buenahora: La ayuda contra el Desarrollo, Boli- 
via 1987 
Erscheinungsort von hoy, Presencia, Informe „R“ 
und AQUI ist La Paz 


Befreiungsbewegungen und Countferinsurgency 


Die Bekämpfung des Drogenhan- 
dels ist derzeit das Thema in den 
USA. Präsident George Bush hat 
der Drogenmafia Kolumbiens den 
Kampf angesagt und würzt sein 
imageförderndes Anti-Drogenpro- 
gramm mit dem Angebot, Truppen 
nach Kolumbien zu schicken.! 
Bushs „Engagement“ in Kolum- 
bien erscheint allerdings in einem 
anderen Licht, wenn man be- 


denkt, daß er während seiner 
Amtszeit als CIA-Chef 1976/77 
und als Reagans Vizepräsident die 
Aktivitäten des „SECRET 
TEAMS“ unterstützte, das sich 
seit der kubanischen Revolution 
1959 die Bekämpfung von Auf- 
standsbewegungen und linken Re- 
gierungen zur Aufgabe gemacht 
hat. Und eben dieses SECRET 
TEAM schreckte nie davor zu- 


rück, Einkünfte aus dem Drogen- 
handel für seine verdeckten Ope- 
rationen zu nutzen. Als die Demo- 
kraten 1976 diesen Machenschaf- 
ten einen Riegel vorschieben woll- 
ten, wurde das Secret Team priva- 
tisiert und damit der parlamenta- 
rischen Kontrolle vollends entzo- 
gen.? 


Drogendealer 
Secret Team 


Schon kurz nachdem die Revolutionäre um 
die Brüder Castro und Ernesto „Che“ Gue- 
varain Havannaeingezogen warenundden 
Diktator Batista verjagt hatten, begann die 
„Enterprise“ (Einsatztruppe) des Secret 
Teams unter Verletzung des „US-Neutrali- 
ty Acts“ mit politischen Morden und son- 
stigen kriminellen Aktionen, die den Sturz 
der Regierung Castro zum Ziel hatten. Das 
Secret Team rekrutierte sich vornehmlich 
aus Exilkubanern, die in Trainingslagern in 
Florida und Guatemala ausgebildet wur- 
den. Im Januar und März 1960 trafsich Ri- 
chard Nixon mit Mitarbeitern des Secret 
Teams, um die Ermordung Raul und Fidel 
Castros sowie „Che“ Guevaras zu diskutie- 
ren.” Um diese Operation finanzieren zu 
können, wurden zum Teil Gelder, die für 
andere geheimdienstliche Projekte bewil- 
ligt worden waren, abgezogen; der andere 
Teil der Gelder stammte von Don Santo 
Traficante, einem exilkubanischen Dro- 
genbaron, der gerade in Havana ein Dea- 
lerparadies verloren hatte. Doch diese 
„low-intensity“-Strategie, die inzwischen 
auch politische Morde gegen anderen ku- 
banische Spitzenfunktionäre, Sabotage, 
Brandstiftungund Kidnappingbeinhaltete, 
wich bald den Plänen zur Schweinebucht- 
Invasion, an der die „Enterprise“ ebenso 
beteiligt war. 

Nach dem gescheiterten „Schweine- 
buchtabenteuer“ errichtete das Secret 


Team sein neues Hauptquartier JM/WA- 
VE auf dem Gelände der Universität Mia- 
mi. Von hier aus wurden unter dem Namen 
„Operation Mongoose“ erneut paramilitä- 
rische Aktionen und Mordprogramme ge- 
gen Kuba koordiniert.* Der Chef der Sta- 
tion, Theodore Shackley, war Vorgesetzter 
von 300-400 Nordamerikanern und etwa 
5.000 Exilkubanern. Organisatorische Hil- 
feerhielter von Thomas Clinesund Ed Wil- 


SABOTAJE 


Sabotageakt in Kuba im März 1960. Nachdruck aus „INRA“ 1960, Nr. 3 


son. Die Aufgabe der „Operation Mongoo- 
se“ bestand in Sabotageaktionen: Verseu- 
chung kubanischer Exporte, Anschläge auf 
Eisenbahnlinien sowie auf Öl-und Zucker- 
raffinerien, die das Herzstück der Ökono- 
mie Kubas bildeten. Die ständige Verwick- 
lung der an der „Operation Mongoose“ Be- 
teiligten in den Drogenschmuggel führte 
1965 zur Schließung von JM/WAVE. Zu- 
rück blieben 6.000 rechtsextreme Exilku- 
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Von den 
Sandinisten 
eroberte 
Contra-Basis an 
der Grenze zu 
Costa Rica 


baner mit besonderen Verbindungen zur 
Unterwelt. 

Die Leute des Secret Teams fanden je- 
doch bald ein neues Aufgabenfeld in Süd- 
ostasien, wo gerade einer der schmutzigs- 
ten Kriege der US-amerikanischen Nach- 
kriegsgeschichte begann. 


Pepsi-Cola-Fabrik als Heroin- 
raffinerie 


Shackley und Clines, die leitende Positio- 
nen im CIA in Laos innehatten, organisier- 
ten, finanzierten und leiteten im Norden 
des Landes eine geheime Armee von Stam- 
mesangehörigen der Hmong (Meo), die 
sich traditionell dem Opiumanbau wid- 
men. Ziel dieser Armee war die Bekämp- 
fung der linksgerichteten Aufständischen- 
armee des Pathet Lao. Dabei arbeitete das 
Secret Team mit dem Opiumlord Vang Pao 
zusammen, dem es das Drogenmonopol im 
Lande verschaffte. Pao seinerseits führte 
einen guten Teil der Gewinne der „Enter- 
prise“ zu und wurde bald Chef der Hmong- 
Armee, die 1968 4.000 Söldner zählte. 
Generalmajor Richard Secord, der für 
die Transportaktionen der Luftwaffe in 
Laos zuständig war, überwachte und ge- 
nehmigte den Transport des Opiums Vang 
Paos von den Plantagen in die Labors, wo 
der Stoff zu Heroin weiterverarbeitet wur- 
de. Shackley setzte ssichin der Zwischenzeit 
für die Errichtung einer Pepsi-Cola- 
Abfüllstation vor Ort ein, die als Fassade 
für eine Heroinraffinerie dienen sollte. 
Dem langjährigen Chef derrechtsextremen 
World Anti-Communist-League, General- 
major John Singlaub, der seit seinem Viet- 
nam-Einsatz für das Secret Team tätig ist, 
wird nachgesagt, eine besondere Rolle bei 
diesem Drogenschmuggel gespielt zu ha- 
ben. Ward Churchill, einer seiner damali- 
gen Kampfgefährten, erklärt dazu: „Sin- 
glaub war in die Drogengeschäfte in Süd- 
ostasien verwickelt ... Teufel, wir im Kampf 
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wußten alle davon ... und es ist schwer vor- 
stellbar, daßinder Führung niemand davon 
gewußt hat.“ 

Nach Shackleys und Clines’ Versetzung 
nach Saigon leiteten sie die „Operation 
Phoenix“, in der ca. 60.000 vietnamesische 
Zivilisten umgebracht und weitere 30.000 
verhaftet wurden, weilsieim Verdacht stan- 
den, mit der „National Liberation Front“in 
Südvietnam zu kooperieren. Obwohl die 
„Operation Phoenix“ 1971 von einem Se- 
natsausschuß geächtet wurde, führten 
Shackley und Clines derartige Mordaktio- 
nen bis 1975 durch.’ 


Die Drogen-Bank 


Der Feldzug des Secret Teams gegen den 
Weltkommunismus ist nie uneigennützig 
gewesen. Ein Großteil der Einkünfte aus 
den Waffen- und Drogengeschäften floß in 
die eigenen Taschen. Dafür, aber auch für 
die normalen Transaktionen, wurde 1973 
eine finanzielle Infrastruktur geschaffen: 
die Nugan-Hand-Bank. Die Umsätze die- 
ser Bank, die nie einen regulären Bankbe- 
trieb aufnahm, beliefen sich immer aufMil- 
liarden. Eine spätere Untersuchung. der au- 
stralischen Regierung ergab, daß minde- 
stens 26 Personen oder Gruppen, die in 
Verbindung mit der Bank standen, als Un- 
terstützer der Drogenszene bekannt wa- 
ren. 

Die Bank beschränkte sich nicht allein 
auf finanzielle Transaktionen, sondern or- 
ganisierte auch Waffenlieferungen u.a. 
nach Angola, wo die MPLA, die nach der 
Unabhängigkeit die Regierung übernom- 
men hatte, vom Secret Team bekämpft wur- 
de. 


Die Privatisierung des Secret 
Teams 


Nach dem Watergate-Skandal wurden Un- 
tersuchungskommissionen eingesetzt, u.a. 
mit dem Ziel, den Machtmißbrauch des 


SEHEIM 


& 
CONTRAGATE 
VERDECKTE AKTIONEN DES CIA, 
DROGENSCHMUGGEL DIE ROLLE 
GEORGE BUSHS IM CONTRA-KRIEG 
GEGEN NICARAGUA UND DAS 
PAPIER VON SANTAFEIH 


DAB DER CONTRA-KRIEG GEGEN NICA- 
RARAGUA DURCH DIE USA INITIIERT 
WURDE, WAR NOCH NIE EIN GEHEIM- 
NIS. WIE ABER DIE LETZTE US-ADMI- 
NISTRATION UND INSBESONDERE DER 
EHEMALIGE VIZE GEORGE BUSH DIE 
ORGANISATION DER CONTRA KONKRET 
HANDHABTE, MIT DROGENHÄNDLERN 
UND WAFFENSCHIEBERN ZUSAM- 
MENARBEITETE, UM DAS IRAN-CON- 
TRA.-NETZWERK AUFRECHTZUERHAL- 
TEN, WIE DIE USA DRITTLÄNDER EIN- 
SPANNTE, UM IM EIGENEN LAND GE- 
RINGEREM INNENPOLITISCHEN WIDER- 
STAND AUSGESETZT ZU SEIN, DAS IST 
THEMA DES GEHEIM/EXTRA CONTRA- 
GATE. 

DIE CONTRA SELBST IST (HOFFENT- 
LICH) GESCHLAGEN, GEORGE BUSH, 
DER SIE WEITER UNTERSTÜTZT, IST 
US-PRÄSIDENT. SEINE ROLLE IM CON- 
TRA-KRIEG GEGEN NICARAGUA IST 
DAHER SCHWERPUNKT DES SONDER- 
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CIA einzuschränken. Dies blieb für die Ar- 
beitsweise der „Enterprise“ nicht ohne Fol- 
ge. Shackley spekulierte darauf, daß er, 
wenn Präsident Ford 1976 wiedergewählt 
werden sollte, als CIA-Chef seine „schwar- 
zen“ Aktionen auf eigene Faust fortsetzen 
könne. Im Secret Team diskutierte man 
aber auch den Fall, daß ein reformorien- 
tierter Kandidat die Präsidentschaftswah- 
len gewänne: In diesem Fall sollte ein 
selbstfinanzierter, eigenständiger „privater 
CLA“ unter der Leitung von Shackley und 
Clines verdeckte Operationen durchfüh- 
ren. 

Dieser Plan wurde 1978 verwirklicht, 
nachdem „Reform“-CIA-Chef Stansfield 
Turner unter Carter 800 höhergestellte 
CIA-Beamte entlassen hatte. Um diesen 
„privaten CIA“ finanzieren zu können, 
gründete man 1979 die „International Re- 
search and Trade Corp.“ (IRT), deren Chef 
Clines wurde, nachdem er im Oktober 
1978 den CIA verlassen hatte. Der IRT 
spielten Mitglieder des Secret Teams, die 
inzwischen hohe Ämter im Verteidigungs- 
ministerium innehatten, Aufträge in Mil- 
liardenhöhe zu, so z.B. einen Waffendeal 
mit Ägypten, der beiden Verhandlungen in 
Camp David geschlossen worden war. 


Die Fortführung der US-Politik 
mit anderen Mitteln 


In den 80er Jahren konzentierte die „En- 
terprise“ ihre Aktivitäten neben der Unter- 
stützung der angolanischen Contra, UNI- 
TA, und (ab 1985) der afghanischen Rebel- 
len besonders auf die Versorgung der be- 
waffneten nicaraguanischen Konterrevolu- 
tion. 

Es war George Bush, der 1982, nach 
Verabschiedung des ersten „Boland 
Amendments“, das eine direkte Interven- 
tion in Nicaragua untersagte, der Bitte des 
damaligen CIA-Chefs William Casey ent- 
sprach, sein Vizepräsidenten-Büro zur 
Deckung der Contra-Versorgungsopera- 
tion „Black Eagle“ zur Verfügung zu stel- 
len.’ Don Gregg, der durch seine Zusam- 
menarbeit mit der „Enterprise“ als CIA- 
Stationschef in Saigon einige Erfahrung ge- 


„In diesem Gutachten steht, daß der 


Drogenmißbrauch unter den Soldaten weitver- 


breitet ist.“ 

„Ich frag’ mich, was unsere Generäle 
so antörnt“. 

aus: Counterspy März 1984 


sammelt hatte, wurde zum US-Verbin- 
dungsmann dieser Operation. Zur Tarnung 
übernahm er das Amt des nationalen Si- 
cherheitsberaters Bushs, das er heute noch 
innehat. 

1982 traf sich Bush mit „General Koks“ 
Manuel Noriega, um diesem zu erklären, 
daß er über seine Verwicklungen in den 
Drogenhandel informiert sei. Dabei erör- 
terten die beiden Politiker auch die Mög- 
lichkeiten Panamas bei der Versorgung der 
Contra zu helfen. Schließlich erteilte No- 
riega den USA Landerechte und nutzte die 
Flugzeuge der „Black Eagle-Operation“, 
um Drogen in die USA zu bringen. Das Se- 
cret Team nahm ebenfalls Kontakt zu No- 
riega auf: Zusammen mit einem Agenten 
des israelischen Geheimdienstes, Michael 
Harari, der ebenfalls gute Verbindungen zu 
Noriega unterhielt, entstand so das „Hara- 
ri-Netzwerk“, über das Einkünfte aus dem 
Drogenhandel für verdeckte Operationen 
verfügbar gemacht wurden: Kokain und 
Marihuana des Medellin-Kartells in Kol- 
umbien wurde über Panama, Costa Rica, 
Ilopango in El Salvador oder über Aguaca- 
teinHondurasin die USA ausgeflogen. Da- 
bei intervenierten immer wieder US-Be- 
hörden, um die Durchsuchung dieser Flug- 
zeuge verhindern? 


„Black Eagle“ überschnitt sich mit einer 
anderen verdeckten Operation, dem „Pro- 
ject Democracy“ der „Enterprise“: 1984 
hatten die USA durch die Verminung nica- 
raguanischer Häfen und durch den Be- 
schuß des Ölhafens von Corintha interna- 
tional an Ansehen verloren: Die Presse 
sprach von Verletzungen des Völkerrechts. 
Der Kongreß verabschiedete das zweite 
„Boland Amendment“, in dem der US-Re- 
gierung jegliche auch indirekte Einmi- 
schung in Nicaragua untersagt wurde. Auf- 
grund dessen trug der Chef des US-Sicher- 
heitsrates, Mc Farlane, Reagan den Plan 
zur „Privatisierung“ des CIA vor, der „bei 
vorsichtiger Ausführung keine Gesetze 
verletzen“ und die US-Regierung aus der 
Schußlinie der Medien nehmen würde. 
Reagan. stimmte zu.!? 


NS RRFORT SAYS DRUG 
ABLSE 15 RAMPANT IN 


Das „Project Democracy“ wurde be- 
kanntlich über Waffenlieferungen an den 
Iran, aber auch über Einkünfte aus dem 
Drogenhandel finanziert. Einer der Dro- 
gendealer, die an der „Enterprise“ beteiligt 
waren, George Morales, erklärte zur Rolle 
des derzeitigen US-Präsidenten: „Die Con- 
tra-Drogen-Operationen fanden allesamt 
die Unterstützung George Bushs.“ Alle Af- 
fairen, in die Bush verwickelt war, zeigen, 
daß sein Engagement gegen Drogen nichts 
weiter als eine scheinheilige Farce ist. 

Dem Secret Team wird so schnell nicht 
das Handwerk gelegt werden können. Die 
Frage ist, welches Betätigungsfeld es sich 
als nächstes aussuchen wird. Oder war es 
schon am jüngsten Putsch gegen Noriega 
beteiligt? 

Gerd Bausch 


Anmerkungen: 

1) vel. El Pais, Cocaina para la contra, 14.09.1988 

2) Das „Christie Institute“, eine gemeinnützige An- 
waltskanzlei in Washington, reichte 1986 ein Ver- 
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klageschrift sich dieser Artikel gründet. Die plan- 
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verhindert, derzeit bemüht sich das Christic Insti- 
tute in einem Revisionsverfahren dennoch die Er- 
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5) Anfang der achtziger Jahre erlebte das Phoenix- 
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Drogenbekämpfungsbehörde DEA. Gerade hier, 
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Befreiungsbewegungen und Counfterinsurgeney ———— 


Der geheime Krieg 


der USA in 


Guatemala 


Is die guatemaltekischen Militärs 
A. Juni den „Tagder Armee“ mitei- 
er Militärparade in Guatemala- 
Stadt feierten, war unter den Ehrengästen 
auf der Tribüne auch ein hoher US-ameri- 
kanischer Besucher: General Fred Woer- 
ner, Oberkommandierenderder US-Streit- 
kräfte in Lateinamerika. Die Anwesenheit 
des US-Generals war weitmehralsnureine 
freundliche nachbarschaftliche Geste. Seit 
mit Vinicio Cerezo 1986 ein Zivilistinden 
Präsidentenpalast einzog, haben sich die 
USA Schritt für Schrittin Guatemala einge- 
richtet. Für sie war die Amtseinführung des 
christdemokratischen Politikers — er löste 
eine seit 1954 (Sturz der reformistischen 
Arbenz-Regierung mit Hilfe der USA) an- 
dauernde Militärdiktatur ab — der will- 
kommene Anlaß, von ihrer, aus innenpoli- 
tischen Gründen (Menschenrechtsverlet- 
zungen) bis dahin distanzierten Haltung 
abzurücken. 


Als erstes nahmen die USA die acht Jah- 
re zuvor unter Präsdent Carter eingestellte 
militärische Auslandshilfe für das mittel- 
amerikanische Land wieder auf. Sie stieg in 
der Folgezeit drastisch an: Bekamen die 
guatemaltekischen Militärs 1987 nur fünf 
Millionen Dollar aus Washington, so klet- 
terte dieser Betrag 1988 auf sieben und 
1989 auf neun Millionen Dollar. Das Er- 
gebnis: Wie in gutenalten Zeiten fliegen gu- 
atemaltekische Truppen jetzt wieder mit 
Hubschraubern „Made in the U.S.A.“, 
schießen mit US-Gewehren und werden 
von US-amerikanischen Instrukteuren 
trainiert. 

Im Kontext der gesamten militärischen 
Auslandshilfe der USA ist der Umfang für 
die ehemalige „United Fruit“-Plantage im- 
mer noch gering. Die politische Brisanz er- 
gibt sich vor allem aus zwei Faktoren: Er- 
stens durch die enorme Steigerungsrate der 
Militärhilfe, zweitens dadurch, daß Guate- 
mala, dessen Regierung sich am wenigsten 
auf einen in den mittelamerikanischen 
Friedensvereinbarungen geforderten Dia- 
log mit der bewaffneten Opposition des 
Landes einläßt, militärische Unterstützung 
erhält. 

Bis jetzt bleiben die Hilfsgelder entspre- 
chend den gesetzlichen Vorgaben des US- 
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Mit dem Machtantritt der Bush- 
Administration ist Bewegung in 
die unter Ronald Reagan erstarrte 
Mittelamerika-Politik der USA 
gekommen. Damit scheint eine 
achtjährige Phase zu Ende zu ge- 
hen, in der die USA bei der Verfol- 
gung ihrer Ziele in der Region al- 
lein auf militärische Mittel setz- 
ten. Die Grundlinien der neuen, 
pragmatischeren Politik, soweit 
sie sich unter dem eher zögerli- 
chen George Bush bereits ab- 
zeichnen, laufen auf eine stärkere 
Betonung diplomatischer Wege 
hinaus, ohne daß die militärischen 
Möglichkeiten aufgegeben wür- 
den. Allerdings wird deren Einsatz 
differenzierter als in der Vergan- 
genheit betrieben. Deutlich zeigt 
dies ein Vergleich der US-ameri- 
kanischen Politik gegenüber Ni- 
caragua und Guatemala: Während 
die Unterstützung für die antisan- 
dinistische Contra vorläufig einge- 
schränkt wurde, bahnt sich einige 
hundert Kilometer weiter ein neu- 
es militärisches Engagement an: 
Nach einer drastischen politi- 
schen Kehrtwende im vergange- 
nen Herbst haben die USA ihre 
Aktivitäten in Guatemala be- 
trächtlich ausgeweitet. 


Kongresses auf Ausbildung, Lieferung von 
Ersatzteilen und andere „nicht todbringen- 
de Ausrüstung“ beschränkt. Doch alle An- 
zeichen deuten auf eine Ausweitung des 
US-amerikanischen Engagements hin: 
„Die Bush-Administration macht Über- 
stunden, um sich in Guatemala zu profilie- 
ren“, resümiert das Wochenmagazin 
„Newsweek“ in seiner Ausgabe vom 24. Ju- 
li. Im Mai hätten die USA Arzte der Natio- 
nalgarde in das mittelamerikanische Land 
geschickt, damit diese dort gemeinsam mit 
guatemaltekischen Kollegen in einer mobi- 
len Klinik die Landbevölkerung medizi- 
nisch versorgen. Im Juni sprengten Inge- 
nieure der US-Armee eine Straße durch die 
Berge. Regelmäßig gäben Piloten der US- 
Luftwaffe den Besatzungen der guatemal- 
tekischen A-37-Kampfflugzeugen Nach- 
hilfestunden und genauso selbstverständ- 
lich hielten US-amerikanische Mechaniker 
die C-47-Transportflugzeuge in Schuß. Be- 
reits im vergangenen Jahr hätten die 
„Green Berets“ demLandeinen Besuch ab- 
gestattetund dort aufeiner Basis guatemal- 
tekischer Spezialeinheiten zwei Wochen 
lang das Überleben im Dschungel geübt. 


ahezu alle diese Aktivitäten sind 
N darauf ausgerichtet, den Kampf 
der christdemokratischen Regie- 
rung gegen die linke Aufstandsbewegung 
zu unterstützen. So wird die erwähnte Stra- 
Be den Zugang der Regierungstruppen zu 
einer Hochburg der Guerilla erleichtern. 
Als im vergangenen Jahr die alten guate- 
maltekischen Hubschrauber wegen Er- 
satzteilmangels nicht einsatzbereit waren, 
holten die USA flugs ihre Chinook-Heli- 
kopter aus Honduras. Sie brachten die 
Truppen wohlbehalten ins Kampfgebiet. 
Mindestens zweimals flogen Piloten der 
US-Streitkräfte in diesem Jahr Lebensmit- 
tel, medizinische Teams und Baumaterial 
in Gebieten wo guatemaltekische Truppen, 
um der Guerilla das Wasser abzugraben, 
die Bevölkerung in „Modelldörfer“ umsie- 
deln. Zitat eines westlichen Beobachters: 
„Die Vereinigten Staaten haben sich selbst 
in die Aufstandsbekämpfung eingeschal- 
tet.“ 
Und die Hilfe der USA dauert an. In die- 
sem Jahr wird die guatemaltekische Armee 
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„Eine antisubversive und ideologisch 
neue Gemeinde“ 

(Ortsschild eines Modelldorfes) 
Foto: Info-Stelle Guatemala 


„Modelldörfer“ 


Die guatemaltekische Armee orientiert 
sich bis heute bei der Aufstandsbekämp- 
fung an den Vietnam-Erfahrungen ihrer 
US-amerikanischen Berater. Die „Wehr- 
dörfer“ Vietnams, in die die Landbevöl- 
kerung deportiert wurde, um großflächig 
gegen den Vietcong vorgehen zu können, 
heißen in Guatemala „Modelldörfer“. 
1983 begann die Armee in der Region 
Kil, systematisch die Felder zu zerstören 
und die Bauern zu vertreiben oder zu 
massakrieren. Die überlebende Bevölke- 
rung wurde ausihren traditionellen Streu- 
siedlungen in provisorisch errichtete Mi- 
litärcamps oder in Umerziehungslager 
deportiert. Flüchtlinge wurden zum Aus- 
bau der Militärlager zwangsverpflichtet. 
Für ihre Arbeit wurden sie mit Nahrungs- 
mitteln entlohnt, die unter anderem von 
den EG-Staaten als Soforthilfe für die 
Wiedereingliederung der Flüchtlinge be- 
stimmt waren. Später mußten sie die neu- 
en „Modelldörfer“ errichten, in denen sie 
heute unter unmittelbarer militärischer 
Kontrolle leben. Nach Aussagen von Be- 
obachtern erinnern diese Siedlungen, die 
alle im gleichen Baustil errichtet werden, 
an Gefangenenlager... 


20.000 M-16-Gewehre von der US-ameri- 
kanischen Waffenschmiede Colt Industries 
kaufen. Gesamtwert: 13,8 Millionen Dol- 
lar. Es ist das größte US-amerikanisch- 
guatemaltekische Waffengeschäft in die- 
sem Jahrzehnt; dagegen nehmen sich die 
privaten Waffenverkäufe in Guatemala in 
den vergangenen Jahren (1981 bis 1987: 
1,4 Millionen Dollar) geradezu bescheiden 
aus. Um absehbaren Streitigkeiten mit dem 
US-Kongreß aus dem Wege zu gehen, 


Ein offizielles Dokument der Verwal- 
tung des Department (Region) Quiche 
nennt das Ziel der militärischen Strategie 
„.. die Auslöschung oder Unterwerfung 
der in die Wälder des Ixcän geflohenen 
Bevölkerung und die Integration dieses 
gesamten Gebietes in die Projekte der mi- 
litärischen Wiederansiedlung, die die 
Streitkräfte dort durchführen“. Während 
die Regierung innenpolitisch vor allem 
strategische Ziele mit dem Dorfprojekt 
verfolgt (stärkere Kontrolle der Bevölke- 
rung, Ausbau der Militärbasen), ist es ihr 
gelungen, das Programm gegenüber dem 
Ausland als unterstützenswertes humani- 
täres Projekt zur Wiedereingliederung 
von Flüchtlingen darzustellen. So konnte 
die wegen Menschenrechtsverletzungen 
häufig angegriffene guatemaltekische Re- 
gierung nicht nur ihr internationales An- 
sehen aufbessern, sondern sich auch fi- 
nanzielle Unterstützung für ihre verdeck- 
te Kriegführung gegen die Zivilbevölke- 
rung sichern. Die EG-Kommission zahlte 
bislang 2,6 Millionen DM für die Ansied- 
lung von 4.000 Flüchtlingen in „Modell- 
dörfern“. 

aus: Vierte Welt Aktuell, No. 84, 
Gesellschaft für bedrohte Völker, Göttingen 


bleibt das Geschäft gerade noch unter der 
gesetzlich festgelegten 14-Millionen- 
Grenze, beideren Überschreiten das Parla- 
ment ein Mitspracherecht hätte. Daß das 
Geschäft zustande kam, wird nicht zuletzt 
den engen Beziehungen zwischen US-ame- 
rikanischen und guatemaltekischen Ar- 
meeoffizieren zugeschrieben. Die neuen 
Gewehre ersetzen die schwereren und un- 
handlicheren Galil-Gewehre, die Guate- 
mala in den Jahren der eingefrorenen US- 
amerikanischen Waffenhilfe von Israel er- 
halten hatte. Ein weiteres Plus im Kampf 
gegen die URNG, die „Vereinigte Guatem- 
altekische Guerillabewegung“. Es läßt sich 
voraussehen, daß die guatemaltekische Ar- 
mee versuchen wird, weitere 20.000 M-16 
zu Kaufen. Schließlich gilt es, auch die ande- 
ren Hälfte des 40.000-Mann-Heeres opti- 
mal auszurüsten. 

Neben der Hilfe bei der Aufstandsbe- 
kämpfung verfolgt die Bush-Administra- 
tion internen Bekundungen zufolge mit 
dieser Politik noch ein zweites Ziel: Eine 
Ausweitung der Militärhilfe soll jene 
rechtsextremen Kräfte innerhalb des gu- 
atemaltekischen Militärs ruhigstellen, die 
nur auf einen Anlaß warten, um gegen die 
zivile Regierung zu putschen. 

Aufdem Capitol Hillmochte man dieser 
Argumentation des Weißen Hauses bisher 
nicht folgen. Nach wie vor ist die Mehrheit 
der Abgeordneten des US-Kongresses 
beunruhigt über die andauernden Verlet- 
zungen der Menschenrechte in Guatemala, 
Werden diese doch der gleichen rechten 
Soldateska angelastet, die es jetzt angeblich 
mit Waffengeschenken zu besänftigen gilt. 
Vor allem aus den Reihen der Demokraten 
erhob sich so Protest gegen das M-16-Ge-. 
schäft. Abgeordnete, wie der Demokrat 
Robert Mrazek machen bereits jetzt gegen 
weitere Waffenverkäufe mobil. Diese Ein- 
wände haben die Bush-Administration je- 
doch nicht davon abhalten können, aus ih- 
ren Hilfslieferungen ein Höchstmaß an 
propagandistischem Profit herauszuschla- 
gen. Auch General Woerner war beiseinem 
Besuch in Guatemala nicht mit leeren Hän- 
den gekommen. Quasi als Belohnung hatte 
er 32 Lastwagen für Verteidigungsminister 
Hector Alejandro Gramajo im Reisege- 
päck. Gramajo hatte sieben Wochen zuvor 
einen Putschversuch von rechtsaußen nie- 
dergeschlagen. Nur wer treu zur „Demo- 
kratie“ steht, so dieunausgesprochene Bot- 
schaft, kann mit Waffen aus den USA rech- 
nen. 

Das Echo in der US-amerikanischen Öf- 
fentlichkeit auf das Engagement der Bush- 
Administration in der einstigen Halbkolo- 
nie der USA isteher verhalten. Nochimmer 
weckt jedes militärische Engagement jen- 
seitsdereigenen Grenzen Erinnerungenan 
Vietnam: „Die wachsende Rolle der USA 
in Guatemala ist ein unbestreitbarer Segen 
für die Regierung Cerezo; aber sie hat in 
den USA Kritik entfacht und Amerika an 
die Schwelle des direkten Eingreifens in 
Guatemalas Guerillakrieg gebracht“, 
schreibt die Newsweek. 

Norbert Glaser 
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Wer eine Aquino hat, 


braucht keinen Marcos 


Anläßlich ihres Staatsbesuches 
in der Bundesrepublik (im Juli 
1989) bezeichnete Corazon C. 
Aquino sich als „Übergangs- 
präsidentin“ und behauptete, 
dem philippinischen Volk „den 
Weg von der Diktatur zur De- 
mokratie“ ebnen zu wollen. 
Starke Worte angesichts der 
Tatsache, daß sie seit Anfang 
1987 die Strategie des „totalen 
Krieges und raschen Sieges“'! 
gegen bzw. über alle (vermeint- 
lich) Linken verfolgt. Damit 
übernahm und erweiterte sie 
jenes militaristische „Nationale 
Sicherheitskonzept“, mit dem 
das Vorgängerregime seine Ge- 
waltherrschaft lange Zeit legiti- 
mierte. Hatte Aquino im Wahl- 
kampf und unmittelbar nach ih- 
. rem Amtsantritt noch betont, 
umgehend den Humus der 
„kommunistischen Subver- 
sion“ — sprich: krasse soziale 
Mißstände, wirtschaftliches 
Elend und politische Repres- 
sion — abzutragen, so sehen 
die Tatsachen heute ganz an- 
ders aus. Einerseits sind politi- 
sche Gruppe heute bereit, mili- 
tärische Lösungen zu suchen, 
andererseits verfolgen militäri- 
sche Gruppierungen nun auch 
politische Strategien. 
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europäischer Nicht-Regierungsor- 

ganisationen haben wiederholt her- 
vorgehoben, sie lebten „in einem gewaltsa- 
men Frieden, der dem Zustand eines per- 
manenten Krieges gleichkommt“? 

Die Konsequenzen für die Zivilbevölke- 
rung sind brutal: Die philippinische Luft- 
waffe bombardiert ganze Ortschaften, ei- 
gens dafür geschulte Einheiten (Special 
Operation Teams) und/oder vom Staat ge- 
duldete Vigilantengruppen (vergleichbar 
den in Zentralamerika operierenden To- 
desschwadronen) führen „Aufspür- und 
Vernichtungsaktionen“ durch, wie sie aus 
dem Vietnamkrieg bekannt sind. Zielistes, 
die Bevölkerung „aufzumischen“, sie zum 
Flüchtling im eigenen Land zu machen.’ 
Bis zu Beginn der 90er Jahre soll laut Ver- 
teidigungsminister Fidel V. Ramos und Ge- 
neralstabschef Renato $. De Villa der Na- 
tionalen Demokratischen Front (NPA) 
endgültig das Rückgrat gebrochen werden. 
Auf 54 ihrer Spitzenfunktionäre setzte die 
Präsidentin wenige Tage nach ihrem Bonn- 
besuch ein Kopfgeld („tot oder lebendig“) 
von insgesamt 47 Mio. Pesos (ca. 4,5 Mio. 
DM) aus.* Zu einer vergleichbaren Groß- 
hatz hatte sich nicht einmal Marcos hinrei- 
Ben lassen. 


P:#* Projektpartner west- 


Daß in den Medien derartige Vorge- 
hensweisen als „Re-Demokratisierung“ 
verkauft werden, stellt allenfalls eine Facet- 
te der übergeordneten LIC-Strategie dar. 
Neben der Analyse dieser grundlegenden 
sowie der spezifisch philippinischen Kom- 
ponente. .der LIC-Strategie wird in diesem 
Beitrag das politische Spannungsfeld dar- 
gestellt, innerhalb dessen die Regierung 
versucht, diese Strategie gegen den Wider- 
stand der Opposition durchzusetzen. 


Die Phasen relativer Herr- 
schaftsstabilisierung 


Nachdem in Vietnam, Iran und Nicaragua 
der Sturz langjährig gestützter Diktatoren 
mit dem Ausbrechen dieser Länder aus der 
Einflußpshäre Washingtons zusammenge- 
fallen war, bildeten die Philippinen den 
(nach El Salvador, Sudan und Haiti?) vier- 


ten — vorerst — gelungenen Coup der Ver- 
einigten Staaten, das „Vietnam-Trauma“ zu 
überwinden: durch rechtzeitiges Interve- 
nieren in die innenpolitische Krise des 
Klientel-Staates wurde ein mitunkalkulier- 
baren Risiken behafteter Umsturz erspart.® 
Als spezifische ideologische und politische 
Mystifizierung dieses Prozesses diente im 
Manila des Februar 1986 das Konstrukt 
People Power (das Volk als Machtfaktor), 
welches umso heftiger beschworen wurde, 
je mehr das Volk defacto aus der Regierung 


ausgeschlossen wurde. People’s Power hin- 
gegen, die von der halblegalen und illegali- 
sierten Linken avisierte VolksmachtimSin- 
ne einer demokratischen Koalitionsregie- 
rung, stand für die demokratischen Um- 
stürzler — den Aquino-Block, das „Re- 
formmilitär“ um den damaligen Verteidi- 
gungsminister Juan Ponce Enrile und Ge- 
neralstabschef Fidel V. Ramos, sowie die 
sich aus der Marcos-Äraherübergeretteten 
Technokraten — nie ernsthaft zu Debatte. 
Periodisierte man die Aquino-Ära, so 
sind drei — sich partiell überlappende — 
Phasen staatlicher Herrschaftsstabilisie- 
rung zu unterscheiden: 
%* Die von lebhaften politischen Disputen 
um gesellschaftliche Alternativkonzepte 
begleitete Aufbruchphase (Februar-Mai 
1986), während der selbst Aquino zeitwei- 
lig erwog, Revolutionsregierung und -ver- 
fassung zu regieren, endete mit der Konsti- 
tuierung der verfassungsgebenden Ver- 
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sammlung (ConCom). Deren annähernd 
50 Mitglieder wurden nicht demokratisch 
gewählt, sondern von der Präsidentin in 
Marcos-Manier handverlesen. Dies hatte 
zur Folge, daß der berechenbare Teil von 
People-Power — „neue“ bzw. unter Marcos 
ausgegrenzte Großgrundbesitzer, Ge- 
schäftsleute und bürgerliche Oppositionel- 
le — entscheidend an politischem Einfluß 
gewann. Bis auf sehr wenige Ausnahmen 
(darunter der Bauernführer Jaime Tadeo) 
blieb das Volk außen vor. 
* Bis zum November 1986 etablierte sich 
schrittweise eine neu-alte, nunmehr im 
Aquino-, Cojuangco- und Laurel-Clan zur 
politischen Dominanz gelangte Elite (ein 
„Enrilesierungs“-Prozeß): Zwar hatte der 
bis dahin amtierende Verteidigungsmini- 
ster, teils wegen seiner langjährigen un- 
rühmlichen Verbundenheit mit Marcos, 
teils aufgrund amerikanischen Drucks hin, 
demissionieren müssen. Doch, gestärkt 
durch den im Februar gewonnenen Demo- 
kratiebonus, wurde seiner Forderung „ge- 
gen die Linke den totalen Krieg zu entfes- 
seln“, ohne in- oder externe Rücksichtnah- 
me auf moralische Vorbehalte, Schritt für 
Schritt entsprochen.’ 
* Spätestens seit der Jahreswende 1986/ 
87, als das Militär direkt Schlüsselpositio- 
nen im Staatsapparat und in der Verwal- 
tungübernahm und den „Vernichtungsfeld- 
zug gegen den Kommunismus“ zum Kern- 
stück ihrer politischen Programmatik 
machte, transformierte sich die bürgerliche 
Regierung in ein militärisch-ziviles Coun- 
terinsurgency-Regime. Die bislang kaum 
ernstzunehmenden Putschversuche militä- 
rischer Fraktionen demonstrierten zum ei- 
nen die Fragwürdigkeit des staatlichen 
Kampfes gegen „Rechts“, legitimierten 
zum anderen die Eskalation des Terrors ge- 
gen alle(s) „Linke(n)“. Darauf gründet, wie 
es Washingtons neuer Botschafter in Mani- 
la, Nicholas Platt, im Herbst 1987 formu- 
lierte, die Kalkulierbarkeitund Kontinuität 
der Politik Manilas. Von dieser Interpreta- 
tion zu der Erklärung des damaligen US- 
Präsidenten Ronald Reagan und seines 
Außenministers George Shultz, die Inseln 
gehörten jetzt „fest zum Kreis der wieder- 
hergestellten Demokratien“, war esnur ein 
kurzer Schritt. Demnach bleibt das Aqui- 
no-Regime solange unterstützungswürdig, 
wie sich das noch anhaltende Charisma 
„Corys“ funktionalisieren läßt. 


Was diese Variante des Staatsterroris- 
mus im besonderen auszeichnet, sind des- 
sen im Vergleich zur Endphase der Mar- 
cos-Herrschaft ungleich größere politische 
Flexibilität und soziale Integrationskraft. 
Marcos’ Kardinalfehler hatte ja darin be- 
standen, seinen Gewaltapparat trotz (oder 
gerade wegen) der mit dem Aquino-Mord 
(August 1983) sich ebenso rasant wie dra- 
matisch verdichtenden Herrschaftskrise 
fortgesetzt mafiotisch zugerichtet und sich 
damit gegenüber einer sozial bzw. klassen- 
mäßig von seinem Regime nicht substan- 
ziell unterscheidbaren Opposition abge- 
schottet zu haben. Unter Aquino sind dem- 
gegenüber sämtliche Kräfte politisch um- 


worben, die sich einem aggressiven Anti- 
kommunismus verschreiben. Dieser nimmt 
mitunter paranoide Formen an, wenn, wie 
durch das im Herbst 1988 publik geworde- 
ne Dossier des philippinischen Geheim- 
dienstobersten 1. Villareal belegt, u.a. der 
Weltkirchenrat, Brot für die Welt, die Deut- 
sche Stiftung für Internationale Entwick- 
lung unterschiedslos neben westeuropäi- 
schen NGOs und Solidaritätsgruppen als 
„sympathisierendes Netzwerk“ der Natio- 
nalen Demokratischen Front (NDF) stig- 
matisiert werden (sollen). 


Elemente der Pazifizierung 


Als qualitative Unterschiede gegenüber 
dem Marcos-Regime und als relative Stär- 
ke der jetzigen Regierung lassen sich fol- 
gende Faktoren anführen: 

%* Ideologisch appelliert sie unablässig an 
die soziale Tugend der „Amnesie“ (Aqui- 
no). Entgegen allen Bekundungen, die 
Menschenrechte wiederherzustellen und 
zu achten, ist bis dato kaum ein Mili- 


Vigilant auf Mindanao 


tärangehöriger für zuMarcos’und Aquinos 
Zeiten begangene Verbrechen gegen die 
Zivilbevölkerung gerichtlich belangt bzw. 
abgeurteilt worden. Im Namen nationaler 
Aus- und Versöhnung soll all das „verges- 
sen“ (gemacht) und die vormals im Volks- 
mund mit dem abwertenden Begriff „bu- 
waya“ (Krokodil) belegten Mitglieder der 
Armed Forces of the Philippines (AFP) zu 
„Helden der Demokratie“ hochstilisiert 
werden. 

* Politisch präsentiert es sich in Analogie 
zu den ersten Amtsjahren Jose Napoleon 
Duartes in El Salvador zentristisch — „jen- 
seits von Diktatur und Kommunismus“ —, 
was im (westlichen) Ausland als Faszino- 
sum gilt. Bereits im Frühjahr 1986 hatte 
US-Präsident Reagan die treffliche Formu- 
lierung geprägt, die Vereinigten Staaten un- 
terstützten nicht nur wie im Falle Nicaragu- 
as eine außer Landes operierende Contra, 
sondern sie seien ebenso bestrebt, wie im 
Falle Manilas eine Contra an der Macht zu 
haben. 

* Ökonomischfolgt die Regierung Aquino 
in Abkehr der unter ihrem Vorgänger zen- 
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tralistisch ausgerichteten Klientelwirt- 
schaft den Auflagen der Weltbank und des 
Internationalen Währungsfonds: freies 
Spiel der Marktkräfte mit den Säulen Im- 
portliberalisierung, Privatisierung sowie 
debt-to-equity-swapping. Dies begünstigt 
den Prozeß einer De-Nationalisierung der 
Wirtschaft, dessen Folgen noch nicht abzu- 
sehen sind.® In diesem Zusammenhang 
wird nachvollziehbar, daß die anfangs er- 
wogene selektive Schuldentilgung nach 
dem Peru-Modell nicht durchgesetzt wur- 
de. Stattdessen fließt über die Hälfte der 
Exporteinnahmen in den Schuldendienst. 
Auch an das nach zahlreichen Modifi- 
zierungen im Sommer 1988 in Kraft getre- 
tene Comprehensive Agrarian Reform 
Program (CARP) sind keine Hoffnungen 
auf durchschlagende Erfolge zu knüpfen, 
denn dieses mehrphasig angelegte Pro- 
gramm verschafft im Rahmen der von Ma- 
nilaangestrebten Diversifizierungder Aus- 
fuhrproduktpalette zuerst der landbesit- 
zenden Elite und ausländischen Investoren 
Vorteile. 
Insgesamt wären 332,4 Mrd. Pesos (ca. 

30 Mrd. DM) aufzubringen, um das von 
Aquino am 10. Juni 1988 unterzeichnete 
CARP bis 1998 abzuschließen.!® Das ge- 
samte Programm erweist sich in zentralen 
Punkten (z.B. Zahlungsmodalitäten und 
Höhe des zu entrichtenden Kaufpreises) 
als zu porös,alsdaßes Pachtbauern den seit 
langem ersehnten Besitz des von ihnen be- 
bauten Landes garantierte. Auch die Be- 
reitstellung angemessener finanzieller, so- 
zialer und technischer Hilfe durch die Be- 
hörden ist durch dieses Programm nicht ge- 
sichert. CARP schreibt wesentlich die Mar- 
cossche Politik fort!! und wäre allenfalls 
durch ein tatsächliches Wunder — die 
Selbstinquisition und anschließende -ex- 
ekutierung der (Groß-)Grundbesitzer als 
Klasse — realisierbar. 

* Militärisch wird seit Anfang 1987 ein 
verfeinertes Counterinsurgency-Konzept 
praktiziert. Seitdem werden selbst die un- 
tersten politisch-administrativen Einhei- 
ten (barangay) und juristische Positionen 
von den Militärs direkt besetzt oder deren 
Kontrolle mittelbar durch Vigilanten wahr- 
genommen. Da letztere mehrfach offiziell 
als „basisnahe Verkörperung von People 
Power“ (Aquino) bezeichnet wurden, erüb- 
rigt sich einstweilen eine neuerliche formel- 
le Proklamation des Kriegsrechts. Alldiese 
Faktoren konstituieren die landesspezifi- 
sche Ausformung und Umsetzung der so- 
genannten Low-Intensity-Conflict-Strate- 
gie, die sich gerade im Unterschied zur her- 
kömmlichen Counterinsurgency durch 
den Verzicht auf eine massive (und kost- 
spieligere) US-Truppenpräsenz und durch 
die Initiierunginstitutioneller Reformen — 
inklusive der Demontage kontraproduktiv 
gewordener Diktatoren — auszeichnet.'? 


Langwieriger Auszehrungs- 
krieg 
Das politische Überleben des Aquino-Re- 


gimes ist von dessen Fähigkeit abhängig, 
den Prozeß der Zersplitterung zentral- 
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staatlicher Macht und der Eskalation des 
(bewaffneten) Widerstandes durch tief- 
greifende politische, soziale und wirt- 
schaftliche Reformen aufzuhalten bzw. um- 
zukehren. Das dürfte in dem Maße er- 
schwert werden, wie in den herrschenden 
Klassen politische und militärische inter- 
und intrafraktionelle Konfliktpotentiale an 
Sprengkraft gewinnen. So existieren paral- 
lel zu den diversen Fraktionen innerhalb 
des Militärs mittlerweile mehrere (ul- 
tra)rechte politische Blöcke.'? 

Das von Philippinenexperten und au- 
Benpolitischen Kommentatoren mitunter 
vorgetragene Argument, unter Aquinoent- 
wickele sich die Parteienlandschaft in Rich- 
tung der politischen Verhältnisse, wie sie 
die Vor-Kriegsrechtsära (bis 1972) präg- 
ten, greift offensichtlich zu kurz. Seinerzeit 


Gemeinsame Militärausbildung 


existierte mit den beiden traditionell elite- 
orientierten Parteien, den Nacionalistas 
undLiberals, einrelativ geschlossener poli- 
tischer Block, dessen Kandidaten gemäß 
informeller, „ritualisierter“ Absprachen 
und ohne nennenswerte Reibungen alter- 
nierend im Malacanang-Palast residierten, 
während seit dem Machtwechsel vom Fe- 
bruar 1986 die Gleichzeitigkei von sozialer 
Homogenität und politischer Heterogeni- 
tät der Staatsführung (Großgrundbesitzer, 
Kompradoren, Großbourgeoisie, Militärs 
und technokratische Staatsbürokratie) die 
inhärente Schwäche der zentralstaatlichen 
Herrschaftsapparate verstärkt. 

Schließlich verdeutlicht der Rückgriff 
auf außerökonomische Zwänge durch den 
Einsatz zahlreicher Vigilante-Gruppen die 
Unfähigkeit oder Unentschlossenheit zur 
Ausübung des staatlichen Gewaltmono- 
pols. Aus diesen fortwirkenden Bruchstel- 
len der sich seit dem Ende der Marcos-Ära 
dezentralisierenden staatlichen Herrschaft 
erwachsen für die (noch) legale, überwie- 


gend sektoral gegliederte (vergleichbar mit 
Bürgerinitiativen), sowie für die in die Ille- 
galität gedrängte Linke (namentlich die 
NDF)reale Chancen, die durch den Febru- 
ar-Machtwechsel eingebüßte Initiative zu- 
rückzugewinnen, aus dem „Stellungskrieg“ 
politische Vorteile zu ziehen und die bereits 
vorhandenen Gegenstrukturen zu konsoli- 
dieren bzw. auszuweiten. 

Diese Rückschläge waren Ausdruck ei- 
ner unerfüllt gebliebenen „trinitarischen 
Revolutionslehre“, wonach die dreieinigen 
Hauptübel — „Imperialismus, Feudalis- 
mus und bürokratischer Kapitalismus“ 
(der sich seit der Verhängung des Kriegs- 
rechts im Herbst 1972, so die NDF-Inter- 
pretation, zum „Faschismus“ auswuchs) — 
auf einen Schlag hätten beseitigt werden 
können. Die zumindest im Stillen genährte 


Hoffnung, gleichzeitig mit Marcos’ (des 
„Faschismus“) Sturz die beiden anderen 
Kettenglieder aufzurollen, hatte sich nicht 
nur nicht bestätigt. Noch Tage vor seinem 
Ende wurdedie Rolle des Diktatorsmaßlos 
überschätzt; er galt als Joker in dem Spiel, 
dessen Karten längst gemischt und neuver- 
teilt worden waren. Mit dieser Überschät- 
zung aufs engste verwoben war eine ent- 
scheidende Unterschätzung der amerika- 
nischen Krisenbewältigungsstrategie und 
der durch sie begünstigten Etablierung ei- 
ner neuen politischen Macht, welche die 
herausragende Bedeutung des antidiktato- 
rischen Kampfes erkannte und weitgehend 
dessen Inhalte bestimmte. Beim Aufarbei- 
ten dieser Fehleinschätzung verhielt sich 
die Linke passiv, was besonders vor und 
während der Waffenstillstandsverhandlun- 
gen über eine 60-tägige Feuerpause (vom 
10. Dezember 1986 - 08. Februar 1987) 
deutlich wurde. Als hätte esgegolten, verlo- 
rengegangenes Terrain diplomatisch-poli- 
tisch zurückzugewinnen und gegenüber 


Befreiungsbewegungen und Counferinsurgency 


Frau Aquino unbedingt Goodwill zu de- 
monstrieren, verhandelte die NDF-Dele- 
gation — unter Preisgabe elementarer 
Selbstschutzvorkehrungen — exklusiv in 
der Hauptstadt. Ihr ursprünglich ange- 
strebtes Ziel, als kriegsführende Partei mit 
allen daraus erwachsenden juristischen 
Vorteilen (status of belligerency) aner- 
kannt zu werden, blieb unerreicht. So dürf- 
te es wahrscheinlich noch ein Understate- 
ment gewesen sein, als der damalige Vertei- 
digungsminister Ex-General Rafael Iletoin 
der Philippinischen Miltärakademie in Ba- 
guio City im Februar 1987 erklärte: „Wir 
haben unsere geheimdienstlichen Aktivitä- 
ten um etwa 25% verstärkt. Wir wissen, wer 
sie (die NDF-Unterhändler und -Delegier- 
ten, R.W.) sind, über welche Waffen sie ver- 
fügen, mit wem sie verkehren und wohin sie 
gehen, wenn sie auf- oder untertauchen“.!* 
Auf der Südinsel Mindanao, die seit Be- 
ginn der 80er Jahre die spektakulärste Aus- 
weitung der Guerillaaktivitäten erlebte, 
war der militärische Kampf nicht von dau- 
erhaften politischen Durchbrüchen beglei- 
tet worden. Mao Zedongs Diktum - „Die 
Partei kommandiert die Gewehre“ — war, 
so es der CPP als Leitlinie diente, mit zum 
Teil verheerenden Folgen, in sein Gegenteil 
verkehrt worden. Unter den schwierigen 
Bedingungen eines „protracted people’s 
war“ (langwieriger Volkskrieg) gewinnen 
militaristische Tendenzen potentiell eine 
fatale Eigendynamik, erzeugen ein Klima 
des Mißtrauens, schüren Panik underleich- 
tern es der gegnerischen Seite, aus der poli- 
tischen Konfusion Kapital zu schlagen. 
Letztlich waren es diese Mechanismen, die 
dem in Kooperation von AFPund CIA ent- 
worfenen Operationsplan Anaconda zu 
gewissen Erfolgen verhalfen. Dabei gelang 
es, hohe Parteiorgane und interne Kommu- 
nikationskanäle mit sog. deep penetration 
agents (auch Zombies genannt) zu durch- 
setzen, die aus dem Inneren der Bewegung 
heraus Terrorakte gegen die Zivilbevölke- 
rung verübten und auf der Basis willkürli- 
cher Anschuldigungen und Mutmaßungen 
langjährig verdiente Kader liquidierten. 


„In gewissem Umfang“, so zitierte Ang 
Bayan, das Zentralorgan der CPP, das Po- 
litbüromitglied Julian Banaag, „glückte es 
ihnen (den Zombies: R.W.),sichdurch Dro- 
hungen, Erpressungen, das Ausnutzen 
parteiinterner Unstimmigkeiten und 
schwieriger Kampfbedingungen sowie 
durch das Anwenden verrohter Praktiken 
zu behaupten.“!? Daß es überhaupt dazu 
kam, war nicht nur auf die Raffinessen geg- 
nerischer „psychological warfare“, sondern 
mehr noch auf die im Zuge des eskalierten 
Krieges (dazu in der mit Abstand am mei- 
sten militarisierten Region) unbeachteten 
und/oder preisgegebenen politischen Kri- 
terien zurückzuführen. 


NDF/CCP/NPA haben sich gegen den 
vom Ausland mit aufwendiger Militärhilfe 
ausgestatteten staatlichen Gewaltapparat 
behaupten zu können. In zahlreichen Tei- 
len des Archipelssind in unterschiedlichem 
Maße (über)lebensfähige politische, admi- 


Ein vermeintlicher NPA-Sympatisant wird abgeführt 


nistrative und ökonomische Gegenstruktu- 
ren (z.B. Revolutionsräte, Arbeits- und 
Marketingkooperativen, Reaktivierungs- 
und Gesundheitswesen) entstanden, was 
Spekulationen über die alsbaldige Prokla- 
mierung einer Provisorischen Revolutions- 
regierung nährte. Seit Mitte Dezember 
1988 erschienen im In- wie Ausland Mel- 
dungen, wonach die NPA die Ausgabe in 
Peso oder US-Dollar gezeichneter zinsfrei- 
er „revolutionärer Kriegsanleihen“ erwägt, 
welche von „befreundeten Regierungen“ 
oder Einzelpersonen erworben und nach 
dem Sieg der Revolution eingetauscht wer- 
den können.! Ob der Weg zum Sieg sich 
dadurch allerdings abkürzen läßt, bleibt 
fraglich. 


Perspektiven 


So ungebrochen vital die städtischen wie 
ländlichen progressiven Kräfte in Gestalt 
sog. cause-oriented groups und NGOs 
sind, so schwierigist es angesichts der staat- 
lich aufgeputschten Antikommunismus- 
Hysterie für sie geworden, sich politisch zu 
betätigen oder auch nur ihr schieres Über- 
leben zu sichern. Marcos hatte wiederholt 
deren Führungspersönlichkeiten inhaftie- 
ren lassen, während unter Aquino etliche 
vonihnen liquidiert wurden. Vieleicht wird 
all diesen Organisationen bald nur die Al- 
ternative bleiben, durch nadelstichartigen 
Terror „ausgeschaltet“ zu werden oder als 


eigenständige Organisation bzw. sich der 
NDF zuordnender Teil militantere illegale 
Widerstandsformen zu riskieren. Da dieser 
Prozeß bereits im Gange ist und sich nam- 
hafte, „Cory“ einst glühend verehrende 
Persönlichkeiten (unter ihnen der im 
Herbst 1988 verstorbene große alte Mann 
des philippinischen Journalismus, Joaquin 
„Chino“ Roces) enttäuscht von der Präsi- 
dentin abwandten, wird zumindest in der 
etwa zehn Millionen Einwohner zählenden 
Metropole Manila die Frage aktuell, wie 
das Reservoir der Unzufriedenen für die 
demokratische Umgestaltung der Gesell- 
schaft und die Verfolgung eigenbestimmter 
Entwicklungen politisch zu mobilisieren 
ist. Hier böte eine Allianz aus diesen Perso- 
nen/Organisationen, der NDF, der Auto- 
nomieerstrebenden Morosim Süden sowie 
der ethnischen Minderheiten in der nördli- 
chen Cordillera-Region eine interessante 
(die einzige?) Perspektive, den Bürgerkrieg 
zu deeskalieren und an das im Frühjahr 
1986 zumindest vorhandene oder sich for- 
mierende sozialrevolutionäre Potential an- 
zuknüpfen. 


Zusammenfassend läßt sich sagen, daß 
sich der LIC von der Counterinsurgency al- 
ten Typs zwar in zentralen Punkten unter- 
scheidet. Beide Konzepte freilich keine in 
sich konsistenten Theorien sind, die das 
„Ausmerzen“ jedweden sozialen Protest- 
und politischen Widerstandspotentials ga- 
rantieren können. Ließ sich die Counter- 
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insurgency wesentlich von der Prämisse lei- 
ten, westlich orientierte regierende Macht- 
eliten bedingungslos zu stützen, so bezieht 
demgegenüber der LIC ausdrücklich sy- 
stemimmanenten Reformdruck inklusive 
der aktiven Demontage solcher Machteli- 
ten und ihre Ersetzung durch vorzugsweise 
charismatische Führerpersönlichkeiten in 
sein Kalkül ein. Was der „Wahlsieg“ der 
ARENA-Partei in EI Salvador offen in 
Gang setzte, gewinnt in den Philippinen zu- 
nehmend Konturen: Mit der zentristischen 
Alternative verschleißt sich auch der se- 
mantische Schwindel; der „Krieg niedriger 
Intensität“ schlägt um in einen auf hohem 
Niveau. Von dem zumindest zu hoffen 
bleibt, daß er nicht annähernd das Ausmaß 
der fast vergessenen Massaker im Namen 
der Freiheit im Indonesien der Jahre 1965/ 
66 erreicht. 

Rainer Werning 
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an der inneren Front 


inderheitsherrschaft wird auchin 

anderen Ländern mit Mitteln des 

CI verteidigt. Die südafrikani- 
sche Situation ist jedoch einzigartig: Die 
Herrschaft der 4,5 Millionen Weißen über 
24 Millionen Nichtweiße ist sowohl in der 
Verfassung als auch in einfachen Gesetzen 
festgeschrieben. Dabei deckt sich die Ras- 
sen- weitgehend mit der Klassengrenze: 
Der Nord-Süd-Konflikt entlädt sich inner- 
halb eines Staatsgebiets. Der Machterhalt 
der Weißen hängt existentiell von der Mit- 
arbeit einzelner nichtweißer Bevölke- 
rungsgruppen im System sowie der passi- 
ven Duldung durch deren große Mehrheit 
ab. Um dieses „Kunststück“ zu bewerkstel- 
ligen, hat die weiße Elite seit Jahrzehnten 
große geistige und materielle Ressourcen 
aufgewendet. Ihr Ergebnis: Ein umfassen- 
des System des strukturellen Machterhalts, 
in dem klassische CI-Strategien Teil des or- 
ganischen „Meisterplanes” sind. 


Totale Nationale Strategie 


Die Mehrheit der Weißen in Südafrika 
spürt sehr deutlich, daß ihre Herrschaft 


Counter-Insurgency (CJ) ist für 
die Regierung Südafrikas nicht 
nur eine sicherheitspolitische 
Maßnahme, sondern das Leit- 
motiv der Gesamtpolitik. Aus 
ihrer Sicht geht es nicht nur 
um bloßen Machterhalt, son- 
dern zumindest kulturell, wenn 
nicht physisch, ums Überleben 
der weißen Rasse am Südzipfel 
des schwarzen Kontinents. 


nicht legitim sein kann. Stück für Stück ist 
die religiös fundierte Herrschaftsdoktrin 
der getrennten Entwicklung erodiert. Für 
die Weißen stellt sich der Konflikt als Null- 
summenspiel dar, bei dem jede Partei nur 
auf Kosten der anderen gewinnen kann. 

Um so bedrohlicher erscheint jeder Wi- 
derstand gegen das System. Das Produkt 
dieser Bedrohungsperzeption ist die 
Furcht vor einem „totalen Anschlag“: Erer- 
folgt sowohl innerhalb des Systems als auch 
von außen und betrifft alle gesellschaftli- 
chen Ebenen. Sein Zielistder Umsturzund 
die Errichtung eines kommunistischen Sy- 
sterms. 

Dazu nutzen die Angreifer alle zu Gebo- 
te stehenden Mittel: bewaffneten Guerilla- 
kampf, konventionellen Krieg, Politik, Di- 
plomatie, Religion, Wirtschaft, Psycholo- 
gie, Sport, soziokulturellen Einfluß etc. 

Die feindlichen Kräfte sind heterogen 
zusammengesetzt. Ihre Zuordnung erfolgt 
nach rein funktionellen Gesichtspunkten. 
So werden die Ostblockstaaten, angren- 
zende marxistische oder sonstige „feindli- 
che“ Länder, die Widerstandsbewegungen 
(vor allem ANC,PAC, SWAPO) und die in- 
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terne Opposition ebenso dazugerechnet 
wie die UNO, die OAU und westliche Län- 
der, die sich als „nützliche Idioten“ der Re- 
volution mißbrauchen lassen. 

Dieser totale Angriff soll mit allem Mit- 
teln zurückgeschlagen werden. Die weiße 
Elite entwickelte — vor allem im Sicher- 
heitsapparat — einen umfassenden Sicher- 
heitsbegriff, wie er sich in ähnlicher Form 
auch z.B. in lateinamerikanischen Militär- 
diktaturen findet. Auf seiner Grundlage 
knüpfte die südafrikanische Regierung un- 
terP.W. Botha— ehemals Verteidungsmini- 
ster — an Überlegungen aus den siebziger 
Jahren an und formulierte einen „umfas- 
senden Plan der Nutzung aller dem Staate 
zu Gebote stehenden Mittel entsprechend 
eines einheitlichen Musters zur Erreichung 
der nationalen Ziele im Rahmen spezifi- 
scher Politiken“' — die „Totale Nationale 
Strategie“. Sie faßt militärische, wirtschaft- 
liche, politische, ideologische, technologi- 
sche und sozialpolitische Ziele zu einer na- 
tionalen Sicherheitsdoktrin zusammen. 

Die Mittel zur Erreichung dieser Teilzie- 
le werden durch die Formulierung präven- 
tiver Strategien bestimmt. Dadurch soll das 
Gleichgewicht zwischen graduellen Verän- 
derungen und deren sicherheitspolitischer 
Abfederung in allen Phasen der Strategie- 
implementation erhalten bleiben. Ziel ist 
die Umgestaltung des gesellschaftlichen, 
politischen und wirtschaftlichen Systems 
sowie des regionalen und internationalen 
Umfelds in der Weise, daß die grundlegen- 
de Machtverteilung in Südafrika bestehen 
bleibt. 


Innenpolitische Teilziele 


Zentralisierung und Rationalisierung der 
Exekutive: Die südafrikanische Verfassung 
von 1984 stattet den Staatspräsidenten mit 
exekutiver Machtfülle aus, mit deren Hilfe 
er den Umbau des Gesellschaftssystems 
ohne größeren Einfluß der anderen Verfas- 
sungsorgane durchsetzen kann. Der Präsi- 
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dent kontrolliert durch den Vorsitz im State 
Security Council (SSC) auch den Sicher- 
heitsapparat. Mitglieder des SSC sind die 
Minister für Verteidigung, Auswärtige An- 
gelegenheiten, Justiz, Recht und Ordnung, 
Finanzen, Planung sowie die Chefs des Na- 
tionalen und Militärischen Nachrichten- 
dienstes, der Sicherheitspolizei, der Poli- 
zei, der South African Defense Force 
(SADF) und der Teilstreitkräfte. Vertreter 
der Wirtschaft und anderer ziviler Einrich- 
tungen nehmen unregelmäßig auf Einla- 
dung an den Sitzungen teil.’ Der SSC erar- 
beitet den Rahmenplan der südafrikani- 
schen Politik in praktisch allen Bereichen 
unter sicherheitspolitischen Prämissen. 
Die Machtverlagerung zu diesem Gre- 
mium der Vertreter der Totalen Nationalen 
Strategie wurde vielfach als verdeckter Mi- 
litärputsch empfunden. 

Kooptation und Spaltung der nichtwei- 
Ben Bevölkerung: Asiaten, Farbige und 
kooperationsbereite Schwarze sollenindas 
bestehende System eingebunden werden, 
indem ihnen begrenzte legislative und exe- 


kutive ee zugestanden werden. In 
der südafrikanischen Verfassung wurden 


eigene Parlamentskammern für Asiaten 
und Farbige vorgesehen, in denen über die 
jeweils „eigenen Angelegenheiten“, vor al- 


lem über kulturelle Fragen der einzelnen 
Rassengruppen, entschieden werden kann. 
Alle nationalen Fragen werden jedoch 
letztlich durch die Parlamentskammer der 
Weißen bzw. durch den Präsidenten ent- 
schieden — ein System bloßer Scheinkon- 
kordanz. 

Schwarze Politiker sollen in Zukunft 
möglicherweise in einer vierten Parla- 
mentskammer untergebracht werden, die 
nach bewährtem Muster die Repräsenta- 
tion der Schwarzen im Verhältnis zu ihrem 
zahlenmäßigen Anteil an der Gesamtbe- 
völkerung weiterhin ausschlösse. Der Ver- 
such, einzelne Schwarze in „beratende“ 
Gremien einzubinden, ist bislang fehlge- 
schlagen. 

Auflokaler Ebene würden den nichtwei- 


ßen Bevölkerungsgruppen Verwaltungs- 
kompetenzen übertragen. Die Lokalver- 
waltungen werden von den Widerstands- 
gruppen und großen Teilen der Bevölke- 
rung primär als staatliche Überwachungs- 
instanzen und bloßer Plazebo für die ver- 
weigerte Machtbeteiligung auf nationaler 
Ebene angesehen und daher abgelehnt. 

Die versuchte Einbindung nichtweißer 
Gruppen in dasbestehende System solldie- 
sem den Anschein höherer Legitimität ver- 
schaffen, Spaltungen innerhalb des Wider- 
standes provozieren und letztlich die weiße 
Vorherrschaft absichern: Machtteilung, 
ohne die Kontrolle zu verlieren. 


Modernisierung des wirtschaftlichen 
Sektors: Durch eine grundlegende Reform 
der südafrikanischen Wirtschaft sollen die 
strukturellen Schwächen des bisherigen 
Systems ausgeglichen werden, z.B. der 
Mangel an Fachkräften, unzureichendes 
Nachfragepotential oder Überbürokrati- 
sierung. An die Stelle einer unbeweglichen, 
durch Apartheidsgesetze behinderten 
Wirtschaft soll ein „farbenblinder“ Kapita- 
lismus treten, der weitere Bevölkerungs- 
kreise in das Wirtschaftssystem integriert, 
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die Wirtschaftsbeziehungen dynamisiert 
und hohe Wachstumsraten verspricht, die 
Südafrika zur Verwirklichung seiner Ent- 
wicklungsziele benötigt. 

Entwicklung und Dezentralisierung: 
Die südafrikanische Regierung fördert ge- 
zielt die wirtschaftliche Entwicklung länd- 


licher Regionen, um dezentrale Wachs- 


tumspole zu schaffen. Dadurch will sie die 
soziale Lage der Landbevölkerung verbes- 
sern, den Zuzug in die Städte bremsen, die 
ländlichen Strukturen konsolidieren und 
die dominante wirtschaftliche und politi- 
sche Bedeutung der städtischen Gebiete 
vermindern. 

Herausbildung einer schwarzen Mittel- 
schicht: In einem von gesetzlichen Rassen- 


schranken weitgehend befreiten Wirt- 
schaftssystem soll sich eine Mittelschicht 
schwarzer Händler, Kleinunternehmer etc. 
herausbilden, die an den wirtschaftlichen 
Erfolgen partizipiert. Dieser Mittelschicht. 
die „etwas zu verlieren“ hätte, kommt eine 
-Art Mittlerfunktion zu: Sie ist Ansprech- 
partner der weißen Regierung und des 
schwarzen Widerstandes, dessen Forde- 
rungen sie kanalisiert und abschwächt. 
Selbst inkorporiert in das System, Könnte 
die schwarze Führungsschicht nunmehr 
Transmissionsriemen des kontrollierten 
Systemwandels sein.° 

Etablierung einer Kriegsökonomie: Die 
südafrikanische Wirtschaft soll im Krisen- 
fall möglichst abgesichert sein gegen An- 
griffe von außen und innen. Dazu wird die 
Fähigheit zur Selbstversorgung in verschie- 
denen Bereichen gesteigert, vor allem bei 
der Energieversorgung und der Waffen- 
produktion. Durch die Integration in- und 
ausländischer Industrieunternehmen in die 
Sicherheitskooperation soll deren Weiter- 
arbeit im Krisenfall gewährleistet werden. 


Die „Entwicklungsarmee“ übt sich 


So verpflichtet das Gesetzüber dienationa- 
len Schlüsselbereiche die Unternehmen 
zur Geheimhaltung und erlaubt gegebe- 
nenfalls deren Besetzung durch die Sicher- 
heitskräfte. 

Etablierung eines effektiven Security 
Establishments aus v.a.SADF, südafrikani- 
scher Polizei (SAP), Nachrichtendiensten, 
Rüstungsindustrie (ARMSCOR), das 
durch das National Security Management 
System unter Leitung des SSC koordiniert 
wird (s.u.). 

Fortlaufende Anpassung der Mili- 
tärstruktur und Strategie an die veränder- 
ten Bedingungen des Widerstandes. 


Südafrikas Weg in die Welt führt 
durch Afrika 


Im südlichen Afrika soll ein um das wirt- 
schaftliche und militärische Subzentrum 
Südafrika gruppiertes System abhängiger, 
kooperationsbereiter und friedlich koexi- 
stierender Staaten geschaffen werden, das 
idealerweise die Form einer „Konstellation 


der Staaten des südlichen Afrika“ (CON- 
SAS) annehmen könnte. Südafrika verfolgt 
mitderCONSAS-Idee vor allem dreiZiele: 
die Erschließung neuer Regionalmärkte, 
die wirtschaftliche Bindung der Regional- 
staaten an Südafrika und die Tolerierung 
des südafrikanischen Regierungssystems 
durch die Nachbarländer 

Dazu gehört die Einbindung Namibias 
in das abhängige Regionalsystem. Auch 
nach der Unabhängigkeit wird Namibia 
aufgrund seiner historischen strukturellen 
Abhängigkeit von Südafrika kaum in der 
Lage sein, wirtschaftlich auf eigenen Füßen 
zu stehen. Selbst mit einer von SWAPO ge- 
stellten Regierung soll Namibia nach dem 
am Beispiel Mosambik vorexerzierten Mu- 


ster mitoderohne Abschlußeines Antisub- 
versionsabkommens in die regionale Struk- 
tur integriert und somit pazifiziert werden. 


Durch verstärkte Bemühungen 
auf diplomatischer Ebene sollen offizielle 
Kontakte zu verschiedenen afrikanischen 
Regierungen hergestellt werden, die zum 
Teil schon seit Jahren verdeckte wirtschaft- 
liche und politische Beziehungen zum 


‚Apartheidstaat unterhalten. Dadurch soll 


der Charakter des südafrikanischen Sy- 
stems als „eines von vielen“ in Afrika betont 
und das Stigma des ewigen politischen Au- 
Benseiters abgestreift werden. 

Südafrika hofft durch bessere Beziehun- 
gen zu afrikanischen Ländern und seine 
Bereitschaft, Namibia in die Unabhängig- 
keit zu entlassen, sein Ansehen bei westli- 
chen Regierungen zu steigern. Wohl nicht 
zu Unrecht geht Pretoria davon aus, daß ei- 
nige westliche Regierungen nur deshalb in 
den Chor der Kritiker Südafrikas einge- 
stimmt haben, weil sie politische und wirt- 
schaftliche Nachteile in den Beziehungen 
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zu den Dritt-Welt-Staaten befürchten. Die- 
ser Grund würde durch die Dämpfung der 
afrikanischen Kritik weitgehend wegfallen. 
Südafrikas Weg in die Welt führt durch 
Afrika. 

Verbesserte Beziehungen zum Westen 
und zu Staaten der Dritten Welt, in vorsich- 
tigen Ansätzen auch zum Ostblock, sollen 
mit der Verminderung der politischen Be- 
deutung des ANC einhergehen. Unter Ver- 
weis auf die ideologische Ausrichtung und 
die militärische Erfolglosigkeit des ANC 
wird sich die weiße Regierung verstärkt als 
auch künftig allein maßgebende Kraft und 
letztlich auch vorzuziehende Alternative 
für die Gestaltung der Zukunft Südafrikas 
darstellen. 

Die weiße Sicherheitselite Südafrikas 
strebt die Etablierung eines farbenblinden 
Systems an. Dies soll die Vorherrschaft der 
Weißen nicht länger durch diskriminieren- 
de Gesetze, sondern durch die „Sach- 
zwänge“ der wirtschaftlichen Machtvertei- 
lungabsichern. Diesesindeingebettetinein 
kooperierendes, abhängiges Regionalsy- 
stem, anerkannt und unterstützt vom We- 
sten und toleriert von der UdSSR. Die Ver- 
wirklichung dieser Vision steht und fällt mit 
dem Erfolg der südafrikanischen CI-Stra- 
tegie. 

Vom Westen lernen 


Strategie und Taktik des CI gehören zu den 
Standardthemen der Ausbildung von Poli- 
zei und Militär. Dabei entpuppt sich deren 
Inhalt als den südafrikanischen Verhältnis- 
sen angepaßte Übernahme _mili- 
tärstrategischer Überlegungen und Prakti- 
ken des Westens. Der heutige Verteidi- 
gungsminister General Malan z.B. erlernte 
die Strategie des CI und der psychologi- 
schen Kriegsführung am „US Army Com- 
mand and General Staff College“. Dessen 
Ausbildungsprogramm ist an den Erfah- 
rungen der Vereinigten Staaten in Vietnam 
und Lateinamerika, Großbritanniens in 
‘ Malaysia sowie Frankreichs in Algerien 
und Indochina orientiert. 

Die theoretischen Grundlagen liefern 
vor allem die Werke des französischen Ge- 
nerals Andr& Beaufre®, seines amerikani- 
schen Kollegen John J. McCuen? sowie des 
französischen Offiziers Roger Trinquier!®. 
So wurde der Begriff „Totale Nationale 
Strategie“ aus den Werken Beaufres über- 
nommen. 

Schon in den sechziger Jahren, verstärkt 
aber nach den Soweto-Unruhen 1976, ging 
man in Südafrika daran, deren Erkenntnis- 
sein eine CI-Strategie umzusetzen. Sie läßt 
sich den Ideen Beaufres entsprechend in ei- 
ne direkte und eine indirekte Strategie un- 
terteilen. 


Die direkte Strategie: Pax Pre- 
toriana 


Südafrikas sicherheitspolitische Vision ei- 
ner „Konstellation“ abhängiger Staaten um 
Südafrika herum, ist nur durch eine Strate- 
gie von Zuckerbrot und Peitsche zu errei- 
chen. 

Als Anreiz stellt die südafrikanische Re- 
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gierung mehr Investitionen der Privatwirt- 
schaft in den Nachbarländern sowie den 
Transfer von technischem Know-how in 
Aussicht. 

Wesentlich differenzierter stellt sich das 
Arsenal der Druckmittel dar. Auf wirt- 
schaftlichem Gebiet wird die primär kolo- 
nial bedingte Abhängigkeit der Anrainer- 
staaten von der Kaprepublik immer wieder 
zu Pressionen (Transportmittel werden 
überraschend verweigert, Wirtschafts- 
sanktionen verhängt etc.) genutzt. Alterna- 
tive Wirtschaftsbeziehungen stehen den 
betroffenen Ländern kaum zur Verfügung. 

Das Schwergewicht der Regionalstrate- 
gie liegt jedoch auf der militärischen Desta- 
bilisierung. Südafrika unterstützt Wider- 
standsbewegungen in fast allen Nachbar- 
ländern: in Angola die UNITA, in Mosam- 
bik die RENAMO, in Lesotho die LLA 
und in Zimbabwe die Super-ZAPU. Die 
Angriffe dieser Gruppen zielen vor allem 
auf lebenswichtige Infrastruktureinrich- 
tungen und sollen das Vertrauen der Bevöl- 
kerung in die Handlungsfähigkeit ihrer Re- 
gierung erschüttern. 

Einheiten der SADF, vor allem das aus 
schwarzen Söldnern gebildete 32. Batal- 
lion, etablierten im Süden Angolas eine 
permanente militärische Präsenz. Die Sol- 
daten unterstützten aktiv die UNITA in ih- 
rem Kampf gegen die Regierungin Luanda. 


Nordnamibia wurde von Sondereinhei- 
ten der südafrikanischen und südwestafri- 
kanischen Polizei, Einheiten der SADF 
und der Citizen Force als Testgelände für 
verschiedene direkte und indirekte CI-Ak- 
tionen genutzt.'' Dieses waren z.B. Grenz- 
kontrollen in der einen Kilometer breiten 
No-go-area südlich der angolanischen 
Grenze, deren Bewohner zwangsumgesie- 
delt wurden; „Search-and-destroy“-Ein- 
sätze; Hinterhalte; Beobachtungs- und 
Horchposten; Straßensperren und Schutz- 
operationen für besonders bedrohte 
Schlüsseleinrichtungen und Personen. 

Vor allem die Polizei-Sondereinheit 
„Koevoet“ (Brechstange) ist für ihr brutales 
Vorgehen berüchtigt. Im Zeitraum von 
1980 bis Anfang 1984 sollen 1624 Tote bei 
721 „Feindberührungen“ auf ihr Konto ge- 
hen.!? Informationen werden häufig durch 
Einschüchterung und Gewalt gegen die 
Landbevölkerung erzwungen. Auch nach 
der kürzlich erfolgten Integration der Koe- 
voet-Einheit in die südwestafrikanische 
Polizei sind wieder Berichte bekannt ge- 
worden, daß ihre Mitglieder massive Pres- 
sionen gegenüber Wählergruppen ausge- 
übt haben, um die Wahlen zu beeinflußen.!3 


Ein ähnliches Abwehrsystem mit regio- 
nalen CI-Einheiten wird an der Nordgren- 
ze Südafrikas und an der Grenze zu Leso- 
tho aufgebaut. 

Einheiten der SADF unternahmen ab 
1980 immer wieder „vorbeugende“ Angrif- 
fe auf angebliche Lager des ANC in den 
Nachbarländern. Die Angriffe werden von 
Elitesoldaten der SADF-Fernspäher aus- 
geführt.!* 

Mit der Aufrechterhaltung militärischer 


Lager in grenznahen Regionen der Anrai- 
ner steht und fälltein Kernstück des Gueril- 
lakampfes. Auch Südafrikas Sicherheitseli- 
te weiß, daß von Mao Tse-Tung lernen sie- 
gen heißt: „Guerillas ohne Basis sind um- 
herstreifende Aufrührer und können keine 
Verbindung mit der politischen Hoffnung 
der einheimischen Bevölkerung haben“, 
Neben der Liquidierung von Guerilla- 
kämpfern sollen die Angriffe den Regie- 
rungen der betroffenen Länder immer wie- 
der ihre Verwundbarkeit demonstrieren. 
Ergänzt wird das Arsenal durch die unbe- 
grenzten Möglichkeiten des „schmutzigen 
Krieges“ wie Bombenanschläge, Agenten- 
trupps, Todesschwadronen u.a.'®. 


Die Strategie war erfolgreich. Angola, 
Mosambik und Swaziland haben Verträge 
mit Südafrika geschlossen, die die Unter- 
stützung von Widerstandsbewegungen ver- 
bieten. Der ANC hat in allen an Südafrika 


x 
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Polizeieinheit im Einsatz 


grenzenden Ländern seine Stützpunkte 
verloren und ist zur Umorientierung seiner 
Gesamtstrategie gezwungen. 

Aufgrund dieser veränderten Bedingun- 
gen wird die direkte Strategie Südafrikas 
bei der Aufstandsbekämpfung an den 
Grenzen in Zukunft an Bedeutung verlie- 
ren. 

Das ausgedehnte, meistländlich struktu- 
rierte Staatsgebiet Südafrikas wird nach 
dem Konzept der Gebiets-Verteidigung 
(Area-Defense) gesichert. Ziel dieses länd- 
lichen Cl ist die möglichst umfassende Or- 
ganisation und Mobilisierung der weißen 
Bevölkerung in militärischen Formatio- 
nen, in denen auch Frauen, ältere Männer 
und Reservisten Verteidigungsaufgaben 
übernehmen!” Die Verteidigung von 


„Heim und Herd“ erfolgt durch milizähnli- 
che Kommandos, die Citizen Force (Frei- 
willige und Reservisten), die Reservepoli- 
zei, aber auch durch zivile Verteidigungsor- 


», nen werden von den südafrikanischen Si- 


ganisationen von lokalen Behörden, Schu- 
len etc. In der Grenzregion werden Wehr- 
dörfer gebildet, jenseits der No-go-area 
vermehrt Farmer angesiedelt und zu Far- 
merkommandos zusammengefaßt. 

Diese paramilitärischen Einheiten ar- 
beiten eng mit den CI-Einheiten der SADF 
und derSAP zusammen, die aufgrund ihrer 
geringen Personalstärke eher als schnelle 
Eingreiftruppe eingesetzt werden'®. Ziel ist 
der Aufbau eines Frühwarnsystems gegen 
Guerillas und deren frühestmögliche Be- 
kämpfung. Gleichzeitig wird die Kontrolle 
über ländliche Gebiete konsolidiertundein 
„Stahlring“ um das südafrikanische Terri- 
torium gelegt. Ergänzt wird das Programm 
durch die Installierung fester Grenzanla- 
gen, unter anderem eines 20.000-Volt- 

Elektrozaunes an den Grenzen zu Zimbab- 
we, Botswana und Mosambik. 

In den Homelands werden Armee- und 
Polizeieinheiten von südafrikanischen Si- 
cherheitskräften ausgebildet und ausgerü- 
stet. Ziel ist die Formierung einer Abwehr- 
front von SADF, SAP und Homelandtrup- 
pen, die durch gemeinsame Kommandobe- 
hörden befehligt wird!?. Dadurch soll dem 
Entstehen stabiler „Widerstandsnester“ in 
den Homelands vorgebeugt werden. Ande- 
rerseitshelfen südafrikanische Truppenbei 
der Niederschlagung von Aufständen in 
den Homelands mit?®. 

Speziell in den Grenzregionen werden 
auf ethnischer Basis rekrutierte „schwarze 
Einheiten“ eingesetzt, die ihre Vertrautheit 
mit den lokalen Sprachen und Lebensge- 
wohnheiten in den CI-Kampfeinbringen”". 

In den städtischen Gebieten gebraucht 
der südafrikanische Sicherheitsapparat ei- 
ne besondere Stellvertreter-Truppe: die Vi- 
gilantes. Diese konservativen bis rechtsex- 
tremen Gruppen schwarzer Townshipbe- 
wohner fanden sich nach dem teilweisen 
Zusammenbruch der offiziellen Lokalver- 
waltung und der Etablierung „alternativer 
Verwaltung“ durch Widerstandsgruppen in 
den Jahren 1984/85 zusammen. Mit bruta- 
ler Gewalt gehen sie gezielt gegen die Akti- 
visten des Widerstandes vor, von denen vie- 
le verletzt und getötet wurden. Ihre Aktio- 
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cherheitskräften nicht nur geduldet, die Vi- 
gilantes wurden sogar von ihnen angeleitet 
und ausgerüstet??. 

Die „offizielle“ Aufstandsbekämpfung 
in den Townships wird von der SAP durch- 
geführt. Schutzpolizei, Kriminalpolizei 
und Sicherheitspolizei sind paramilitärisch 
ausgebildet und ausgerüstet. Sie koordinie- 
ren ihre Einsätze mit der Armee, so bei der 
Niederschlagung des Widerstands Mitte 
der achtziger Jahre unter dem Ausnahme- 
zustand. 

Zu den Aufgaben der SAP gehören ne- 
ben klassischen Polizeiaufgaben auch 
nachrichtendienstliche Tätigkeit, politi- 
sche Kontrolle und CI. Auf das Konto der 
Sicherheitspolizei gehen Folterungen und 
der Tod Dutzender von Häftlingen, unter 
anderem von Steve Biko??. Unter dem Aus- 
nahmerecht verfügen Polizei und Militär 
über zahlreiche Sonderkompetenzen, die 
die Ahndung unmenschlicher Praktiken 
praktisch ausschließen. 


Indirekte Strategie: Kampf um 
„Herzen und Verstand“ 


Getreu den Vorgaben Andr& Beaufres 
sucht der südafrikanische Sicherheitsappa- 
rat die Entscheidung über die Zukunft des 
Landes an der inneren Front der gesell- 
schaftlichen Konflikte. Wenn die Lösung 
des grundsätzlichen Konfliktes nach Ein- 
schätzung des Militärsnur zu 20% von mili- 
tärischen Erfolgen, aber zu 80% von politi- 
schen abhängt, so ist die politische Arbeit 
unter Sicherheitsprämissen besonders 
wichtig. Der verstärkte Einfluß des Militärs 
als Sicherheitselite in allen Bereichen von 


Politik, Wirtschaft und Gesellschaft wird 
vom SSC gefördert und gelenkt. Unterhalb 


dieser nationalen Ebene bestehen neun re- 
gionale Joint Management Centres (JMC) 
unter der Leitungeines hohen Polizei- oder 
Armeeoffiziers, 60 Gemeinde-JMCs und 
448 Basis-JMCs auf Ortsebene, in denen 
Beamte des Sicherheitsapparates, aber 
auch z.B. der Post oder der Feuerwehr zu- 
sammenarbeiten**. 

Die Aufgabe dieses National Security 
Manaßement Systems (NSMS;) ist das Sam- 
meln von umfassenden Informationenüber 
Widerstand, Unzufriedenheit, Streiks, auf- 
fällige Einzelpersonen oder Gruppen und 
alles sonst „Verdächtige“. Die Erkenntnisse 
werden an die jeweils übergeordnete In- 
stanz weitergeleitet, die entsprechende 
Entscheidungen trifft. So sollen Kristallisa- 
tionspunkte des Protests rechtzeitig er- 
kannt und ausgemerzt werden. Gleichzeitig 
tragen die JMCs Verantwortung für eine 
Reihe von zivilen Versorgungsleistungen 
(Wasser, Strom, Kanalisation, Kliniken 
etc.), so daß sie von der Bevölkerung als 
Leistungsverwaltung wahrgenommen wer- 
den können. 

Dieser Aufgabenzuschnitt bildet den 
Kern jeder indirekten ClI-Strategie. Ein 
Hauptziel des CI-Kampfes ist die Zerstö- 
rung des organisatorischen Netzwerkes re- 
volutionärer Gruppen in der Bevölkerung 
und deren Ersetzung durch eine konterre- 
volutionäre Organisation unter der Kon- 
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trolle staatlicher Behörden. Zu diesem 
Zweck wird der zivile Einsatz des Militärs 
(Civic Action) kultiviert. Die Absicht ist, 
„das Bild des Soldaten als Mann der Tat er- 
scheinen zu lassen, derdennochein Freund 
der Schwarzen ist und der bereit ist, sie zu 
verteidigen. Wir wollen, daß der National 
Serviceman den Schwarzen unterrichtet, 
während sein Gewehr in der Ecke des Klas- 
senzimmers steht“. 

Dieses Bild einer „Entwicklungsarmee“, 
das sich auch z.B. in Lateinamerikaund der 
VR China findet, führte in Südafrika und 
Namibia zu einer Vielzahl ziviler Projekte 
für die schwarze, farbige und asiatische Be- 
völkerung unter militärischer oder polizei- 
licher Leitung: Kinder werden zu Abenteu- 
ercamps eingeladen, Ausbildungspro- 
gramme angeboten, Dürren bekämpft, 
Lehrer abgestellt, landwirtschaftliche und 
ökologische Berater zur Verfügung gestellt 
und medizinische Versorgungsleistungen 
erbracht. 

Vor allem die Homelands werdenmit Ci- 
vic-Action-Programmen versorgt. Dies ist 
ein Beitrag zu den verstärkten Bemühun- 
gen der Regierung, durch Sozialprogram- 
me in städtischen Gebieten und durch die 
Regionalisierung der Entwicklung in be- 
stimmten ländlichen Gebieten, den aus der 
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Verelendung erwachsenden Zündstoff zu 
entschärfen. Der Zuschnitt „ökonomischer 
Entwicklungszentren“ geht Hand in Hand 
mit der Etablierung ähnlich ausgewiesener 
Sicherheitszonen — repräsentiert von re- 
gionalen JMCs”®. Hierin spiegelt sich deut- 
lich die Interdependenz von wirtschaftli- 
cher Entwicklung und CI wider. Durch Or- 
ganisation und Motivation der Bevölke- 
rung auf sozio-ökonomischem Gebiet soll 
deren Unterstützung für die Sicherheits- 
kräfte und das System insgesamt gewonnen 
werden. 

Die Civic-Action-Einsätze dienen aber 
auch der Informationssammlung und der 
Propaganda. In Flugblättern, Zeitschriften 
und Rundfunksendungen wird der ANC 
als „Feind des Volkes“ verteufelt, die Ar- 
mee hingegen als Beschützer dargestellt, 
die die bessere Alternative zur Herrschaft 
der „Aufrührer“ darstellt. 

In städtischen Gebieten trifft die Durch- 
führung der Civic-Action-Programme auf 
Widerstand, da man hier die brutalen Ein- 
sätze der „Entwicklungshelfer“ bei der Be- 
setzung der Townships noch deutlicher vor 
Augen hat. 

Südafrikas Totale Nationale Strategie 
hat die weiße Bevölkerung militarisiert?”. 
Schon inder Schule werden Feindbilder ge- 


prägt und ein wehrkundeähnlicher Unter- 
richt erteilt. Immer neue Bevölkerungs- 
schichten werden als Sicherheitskräfte re- 
krutiert. Fast jede weiße Familie besitzt 
Waffen; die Gesellschaft wird auf gewalttä- 
tige Auseinandersetzungen vorbereitet. Im 
Sicherheitsapparat werden Konfliktlösun- 
gen zunehmend auf militärische und si- 
cherheitspolitische Fragen eingeengt. Die- 
se Haltung wird durch die Erfolge der re- 
gionalen Destablisierungsstrategie be- 
stärkt. Sie erschwert die Suche nach einer 
Lösung der grundlegenden Konflikte in 
Südafrika. 

Die schwarze Bevölkerung glaubt nicht 
länger an ihre Ohnmacht, und große Teile 
des Auslands haben sich gegen die Politik 
Südafrikas gestellt. Auf Dauer kann die 
nichtweiße Mehrheit nicht von der politi- 
schen Macht ferngehalten werden — den 
Kampf um ihre Herzen und ihren Verstand 
haben die Weißen längst verloren. 

Uwe Tonndorf 
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Africa, London 1986 

23. R. Leonard, a.a.O., S. 118-122 

24. Africa Confidential, Vol. 28, No. 14, 8.7.1987 

25. Michael Evans, Total War in South Africa, in: Mili- 
tarization Focus, 7, zit. nach: Annette Seegers, 
Apartheid’s Military: Its Origins and Develop- 
ment, in: Wilmot G. James (Ed.), The State of 
Apartheid, Boulder 1987, $. 158 

26. Africa Confidential, Vol. 28, No. 14, 8.7.1987,8.3 

27. ausführlich Gerald Braun, Pretorias Prätorianer, 
in: der Überblick, 4/1987, $. 41-44 


Befreiungsbewegungen und Counterinsurgency 


Literatur 


ROSA MONTERO 


GELIEBTER 
GEBIETER 


ROMAN 


PETER HAMMER VERLAG 


Rosa Montero 

Gellebter Gebieter 

240 Selten, gebunden, 28,- DM 
ISBN 3-87294-392-8 


Politik 


Gerhard Hufnage! (Hrsg.) 

Politik Im Diskurs 

Politische Reden aus der Geschichte 
der Bundesrepublik 

512 Selten, gebunden, 38,- DM 
ISBN 3-87294-384-7 


Nihat Bohram 

Tödlicher Mai 

Leben und Tod Im türkischen Widerstand 
ca. 112 Seiten, mit Fotos, pht 56, 

ca. 16,80 DM 

ISBN 3-87294-406-1 


Jean Ziegler 

Der Sieg der Besiegten 

Unterdrückung und kultureller Widerstand 
240 Seiten, broschlert, pht 55, 19,80 DM 
ISBN 3-87294-382-0 


NEUAUFLAGE 

Lloyd Timberlake 

Krisenkontinent Afrika 

akt. und erw. Ausgabe 1989, 

mit einem Vorwort von Erhard Eppler 
244 Selten, pht 34, ca. 14,80 DM 
ISBN 3-87294-397-9 


Gesamtverzeichnisse und Werbematerialien liegen für Sie bereit. Schreiben Sie uns einfach ! 


ILLZA 


_ Nihat Behram 


GURBET 


Die Fremde 


Roman 
Peter Hammer Verlag 


Nihat Behram 

Gurbet - Die Fremde 

Roman 

412 Selten, gebunden, ca. 32,80 DM 
ISBN 3-87294-401-0 


Gioconda 
Belli 


olitische Buch 
ahres 1989 für: 


Qloconda Belli 

Bewohnte Frau 

Roman 

3.Aufl., 320 Selten, gebunden, 32,- DM 
ISBN 3-87294-375-8 


Das 
des 


Gloconda Bell 

Aus einer Rippe Evas 

Gedichte 

112 Seiten, gebunden, ca. 19,80 DM 
ISBN 3-87294-402-9 


Die besonderen Kalender 1990 


MAGHREB all 


Afrika 1990: Wemer Gartung fotografiert 
12 Fotos Im Großformat, Farbe 

mit Vorderblattfolle, Einzelverpackung 
Format 40 X 54 cm, 39,80 DM 

ISBN 3-87294-396-0 


Michael Schmkl-Ospach (Hg.) 
Grauzone Staatskanzlei 

Der Fall Barschel - zwei Jahre danach 
ca. 240 Seiten, broschlert, ca. 19,80 DM 
- Reihe Hambach - 

ISBN 3-87294-411-8 


Wilhelm Haller 


Die heilsäme 
Alternative 


Jesvanische Ethik 
in Wirtschaft und Politik 
»Es ist mein zentrales Anliegen, 
deulich vu machen, daß aufdem 


politischen Aktivität Jesu die 
Fokik yon ihrer Versklavung dur sch 
Finzipien von Macht ur 
Herr scho befreit werden kann ind 
daß von hier aus die Bestrebungen 


erhalten könnten.« 


Peter Hammer Verlag 


Wilhelm Haller 

Die heilsame Alternative 

Jesuanische Ethik in Wirtschaft und Politik 
198 Selten, broschlert, pht 59, 18,80 DM 
ISBN 3-87294-385-5 


1990 
Die Zärtlichkeit der Völker 


Mit 13 farbigen Fotos In großem Format, 
mehrsprachigem Kalendarium u. Texten 
auf den Bilderrückseiten, 19,80 DM 
ISBN 3-87294-393-6 


Kinderbücher 


Karen Press 

Der kleine gelbe Bagger 

Fünf Geschichten aus Südafrika 
Jumboformat (DIN A 3), 24 Selten, 
Broschur, 22,80 DM 

ISBN 3-87294-391-X 


Horack Quiroga 

Der Papagei mit der Glatze 
Geschichten aus Südamerika 

Mit Illustrationen von Frank Ruprecht 
112 Seiten, gebunden, 16,80 DM 
ISBN 3-87294-388-X 


Vom kleinen Maulwurf, der 


wissen wollte, wer ihm auf den 


Kopf gem acht hat. 


Werner Holzwarth/ Wolf Erlbruch 

Vom kleinen Maulwurf, der wissen 
wollte, wer Ihm auf den Kopf 

gemacht hat 

24 Selten, Pappb., Großformat, 19,80 DM 
ISBN 3-87294-407-X 


Eduardo Galeano 

Erinnerung an das Feuer 

Bände 1bis 3 In Kassette 

Zusammen 1080 Selten, kartoniert, 

Im repräsentativen Pappschuber, 78,- DM 
ISBN 3-87294-395-2 


Ernesto Cardenal 

Reiher wie weiße Segel 

Das Poetische Werk, Band 9 

Mit einer Einleitung von Jullo Valle Castillo 
124 Seiten, gebunden, ca. 22,80 DM 
ISBN 3-87294-341-3 


Ruth Weiss 

Menschen werfen Schatten 

Das Projekt Vuti 

106 Seiten, mit Fotos, pht 54, 12,80 DM 
ISBN 3-87294-394-4 


Ingrid Bettin 

Seele aus Stein und Taube 
Begegnung mit Peru 

ca. 198 Seiten, pht 58, ca. 16,80 DM 
ISBN 3-87294-399-5 


Theologie 


Paul Gerhard Schoenborn 

Kirche der Armen 

Ein Lese- und Arbeitsbuch 

Vorwort von Johann Baptist Metz 

344 Selten, broschlert, pht 57, 18,80 DM 
ISBN 3-87294-408-8 


Christel Beilmann 

Eine kathollsche Jugend in Gottes 
und Im Dritten Reich 

Briefe, Berichte, Gedrucktes 1930 -1945 
384 Seiten, broschlert, 36,80 DM 

ISBN 3-87294-398-7 


Rn OÖ Grün des 
® Eiger Goltes 


Dorofee Se u Die Meditationen 


Dorothee Sölle/Hildegard von Bingen 
O Grün des Fingers Gottes 

Edition Eine neue Erde, Band 5 

60 Seiten, Farbfotos, geb., 14,80 DM 
ISBN 3-87294-390-1 


Wolfgang Poeplau 

Stllle hinter dem Wind 

Keltische Segenssprüche 

Edition Eine neue Erde, Band 6 

60 Selten, Farbfotos, geb., 14,80 DM 
ISBN 3-87294-404-5 


Gregorio Mezarina 

Die Liebe zwischen den Dornen 
Peruanische Passion 

Edition Eine neue Erde, Band 7 

60 Seiten, Farbfotos, geb., 14,80 DM 
ISBN 3-87294-403-7 
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Es stand in Konkret* 


BAYER- 
Kritiker 
juristisch 
mundtot 
gemacht! 


Viel zuviel hat uns 

der vom BAYER-Konzern 
aufgezwungene Prozeß 
schon gekostet. 

Um weiterhin effektive 
Arbeit leisten zu können und 
die Verfassungsbeschwerde 
finanziell durchzustehen, 
sind wir dringend 

auf Spenden angewiesen. 


COUPON 


Ich möchte weitere Informationen 


DM 5,- für kleines Infopaket 
U DM 20,- für großes Infopaket 
U Ich möchte Mitglied werden 


Absender: 


Datum/Unterschrift: 


Coordination gegen BAYER-Gefahren 
Achim Schmottlach 

Hofstraße 27a 

5650 Solingen 11 


Sonderkonto: 
Coordination gegen BAYER-Gefahren 
PostGiroA Essen 4536 85-431 


*) Ausgabe 5/89: Irene Meichsner 
schrieb über die Verleumdungsklage des 
BAYER-Konzerns gegen die 
»Coordination gegen BAYER-Gefahren«. 
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Mezensionen 


Kindernot und Patenglück 


„Das Beste vom Besten für die Ärmsten der 
Armen“ oder „Der tiefe Griff in Ihr Porte- 
monaie ist uns der liebste“ — auf diese Zita- 
te stößt ein potentieller Pate, wenn er sich 
über die Arbeit von Patenschaftsorganisa- 
tionen informieren möchte. Sicher, die Zi- 
tate sind aus dem Zusammenhang gerissen 
und ohne Kontext unterliegen sie der Ge- 
fahr, überinterpretiert zu werden. Undden- 
noch sagen sie über die Texter mehr aus, als 
vielleicht beabsichtigt wurde. Das fand Jür- 
gen Horlemann in seiner Studie „Kinder- 
not und Patenglück“ heraus. Er besorgte 
sich von der Kindernothilfe, von World Vi- 
sion, vom CCF Kinderhilfswerk Deutscher 
Patenkreis, von der Andheri-Hilfe und von 
Inter Mission Broschüren, Flugblätter, Pla- 
kate, Postkarten etc., also Materialien, mit 
denen die Patenschaftsorganisationen auf 
ihre Arbeit aufmerksam machen. Viel Pa- 
pier kam zusarhmen, so daß der Autor erst 
einmal einen detaillierten Fragenkatalog 
erstellen mußte — das Gerüst seiner Studie 
— bevor er das umfangreiche Material aus- 
werten konnte. Durch die anschließende 
semiologische Interpretation leitete er aus 
Sprache und Bildmaterial politische Ein- 
schätzungen, Konzepte und Strategien ab. 
Seine Kritiker — die Patenschaftsorganisa- 
tionen — finden diesen Ansatz „höchst 
fragwürdig“. In Stellungnahmen, die im 
Anhang abgedruckt sind, werfen sie ihm 
Fehlinterpretationen vor. Diese Stellung- 
nahmen sind auch das spannenste der Stu- 
die. Es ist immer wieder amüsant, wie die 
viel gescholtene Kindernothilfe sich win- 
det, um das fragwürdige Programm der 
Kinderpatenschaften zu verteidigen. 

Viel Geduld wird dagegen vom Leser am 
Anfang verlangt, bis er das Dickicht der 
zahlreichen Vorbemerkungen durch- 
kämmt hat. Dennoch ein wichtiges Buch für 
Seminarleiter, Pädagogen und Personen, 
die sich mit dem Thema der Kinderpaten- 
schaften beschäftigen. Die breite Öffent- 
lichkeit, vor allem diejenigen, die sich über- 
legen, eine Patenschaft einzugehen, wird 
der Autor mit seiner Studie nicht erreichen; 
dafür ist sie zu trocken. ck 


Jürgen Horlemann: Kindernot und Paten- 
glück. Frankfurt, Haag + Herchen, 1989, 
160 S., 19,80 DM 


„Handbuch ’Dritte-Welt-Arbeit’ in Mün- 
chen“ 

(Selbstdarstellung Münchner Gruppen/zur 
Arbeit des Nord-Süd-Forum München/kul- 


turelle Aktivitäten... 95 Seiten. 

Erhältlich für 5,- DM in Briefmarken (inkl. 
Versandk.) bei: Nord-Süd-Forum, c/o 3.- 
Welt-Cafe, Daiserstr. 9, 8 München 70. 


„VEHEMENT - Buchbe- 
sprechungen“ Nr. 2/Sept. ’89 


Enthält Rezensionen entwicklungs- 
politischer Bücher u.a. zu folgenden 
Themen: Entwicklungspolitik, Drit- 
te-Welt-Handbücher, Weltwirt- 
schaft, Rohstoffpolitik, Verschul- 
dung, Agrarpolitik, Bevölkerungs- 
politik, Tourismus, Frauen in der 
Dritten Welt, Flüchtlingsproblema- 
tik, Rassismus, Interkulturelles Ler- 
nen, Kinder in der Dritten Welt, Be- 
wußtseinsbildung 

sowie Rezensionen zu Afrika, Asien 
u. Lateinamerika. 

DIN A 4 - Format, 68 S., DM 5,00 + 
2,00 DM Versandkosten. (Nur gegen 
Vorauskasse in Briefmarken oder 
Verrechnungsscheck). 

Bestellung an: VEHEMENT e.V,, 
Goebenstr. 35, 6200 Wiesbaden 1 


„Im Dschungel der Bekenner — zehn Jahre 
politische Arbeit in der BRD 

und in Frankreich“: 

Unter diesem Titel und mit Hilfe beispielhaft 
erzählter eigener Erlebnisse analysiert der 
Autor den gestörten Ablauf der Versamm- 
lungen von Initiativen und politischen Grup- 
pen. Verspätung, fehlende Redeliste, Ent- 
scheidungsunfähigkeit und vieles mehr laßt 
er Revue passieren. Überlegungen zur sozia- 
len Herkunft der Aktivisten führen dann zur 
Frage ihrer Ziele: Wollen sie etwas in der Ge- 
sellschaft verändern, Propheten sein oderih- 
re Bedürfnisse nach Gemeinschaft mit ande- 
ren Menschen befriedigen? Bestellungen 
dieses kostenlosen Beitrages von 6 Seiten bei 
Christopher Pollmann, 8 rue St. Georges, 
F-54000 Nancy, Tel. 00 33-83.37,45.66.* 


OYO Wi 


SWAPO-Anhänger warten auf Sam Nujoma 


Filmrezension 


Namibia: On the brink 


„435 ist noch wie ein Traum — er könnte 
vielleicht wahr werden“. Kurz vor den Wah- 
len am 6. November, durch die alle Bevöl- 
kerungsgruppen die erste unabhängige 
Verfassung Namibias bestimmen werden, 
zeigt Afravision Einblicke in die Gesell- 
schaft Namibias. Der Traum der Unabhän- 
gigkeit, ist für viele auch Alptraum, für an- 
dere ein Punkt auf der Geschäftsordnung 
wie anderes auch, für manche nur eine 
scheinbare Lösung der Konflikte. Ist die 
Resolution 435, die der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen schon 1978 verab- 
schiedete, ein Plan vom grünen Tisch oder 
wird er der komplizierten Lage, den wider- 
streitenden Interessen gerecht? 

Stellung nehmen dazu etwa der südafri- 
kanische Administrator General, ein Ver- 
treter der „Turnhallen-Konferenz“ und der 
General Manager einer Uranium-Export 
Gesellschaft. Auf der anderen Seite, teils 
zuversichtlich wie die Vertreter der SWA- 
PO, teils äußerst skeptisch wie der Minen- 


gewerkschafter Ben Ulenga, äußern sich 
diejenigen, die mit 435 das Ende hundert- 
jähriger Kolonialgeschichte verwirklichen 
wollen. 

Die Erklärungen, Forderungen, Per- 
spektiven lassen ahnen, daß der Einsatz 
von UN-Truppen keine Garantie für einen 
konfliktfreien Übergang von einem Status 
zum nächsten sein kann. Obwohl beide 
Parteien von Friede, Freiheit und Demo- 
kratie reden, sind doch unterschiedliche 
Gesellschaften gemeint. Das Video porträ- 
tiert mit den verschiedenen Personen auch 
die gespaltene Lage. Ob auf der Schwelle 
zur Unabhängigkeit die Durststrecke für 
das Wüstenland Namibia überwunden ist 
oder noch bevorsteht, bleibt offen. 


Afravision, SA 1989 

Namibia: On the brink 

im Verleih der Medienwerkstatt Freiburg, 
Konradstr. 20, 78 Freiburg, 

Tel. 0761/7097 57, für DM 50,- 


Türkische Geständnisse 


In dem Dokumentarvideo des ’Videola- 
dens Zürich’ werden die Massenprozeße 
der türkischen Gesinnungsjustiz themati- 
siert. Es werden Zusammenhänge herge- 
stellt und die Hintergründe des derzeitigen 
Hungerstreiks der politischen Häftlinge 
beleuchtet. 

In zum Teil mit versteckter Kamera auf- 
genommenem Filmmaterial werden jene 
Menschen der Vergessenheit entrissen, die 
seitfast acht Jahren indenKerkerkellern je- 
nesrepressiven Regimes unter unmenschli- 
chen Bedingungen dahinvegetieren. Sie 
sind, von Folter und Haftsituation gezeich- 
net, oftmals nicht in der Lage, ohne fremde 
Hilfe zu gehen. 

Erinnern wir uns: Am 12. Dezember 
1980 hatte dastürkische Militär den dritten 
Staatsstreich innerhalb von zwei Jahrzehn- 
ten inszeniert. Die danach angelaufenen 
Massenprozeße sollten dazu dienen, das 
Eingreifen des Militärs zu legitimieren; sie 
sollten unterstreichen, daß der türkische 
Staat — so die Sichtweise des Militärs — 
vom anarchistischen Zusammenbruch be- 
droht war. 

Einführend erfolgt ein historischer 
Rückblick auf die politische Entwicklung 
des Jahres 1980: auf die sich verschärfen- 
den innenpolitischen Auseinandersetzun- 
gen, die auf eine breite Massenmobilisie- 
rung zurückgingen, die die politischen und 
ökonomischen Verhältnisse in Frage stell- 
te. Seit 1980 wurden 1,6 Millionen Türken 


aus politischen Gründen registriert und 
650.000 in die Gefängnisse geworfen, von 
denen ca. 72.000 wegen ihrer politischen 
Gesinnung angeklagt wurden. Die türki- 
sche Gesinnungsjustiz greift dabei auf Pa- 
ragraphen zurück, die 1936 von der faschi- 
stischen Diktatur Bennito Mussolinis über- 
nommen worden waren. So stellt der Para- 
graph 141 der türkischen Justiz „Gewalt- 
freie oppositionelle Gedanken“ mit bis zu 
15 Jahren Gefängnis unter Strafe. 

Das Dokumentarvideo verfolgt mehrere 
große Massenprozeße, wie zum Beispiel 
den des Sondergerichtes in Mamak, wel- 
cher in einer der zahlreichen Militärfestun- 
gen von Ankara durchgeführt wird. Von 
den ursprünglich 723 Angeklagten sitzen 
heute nur noch die, von der Todesstrafe be- 
drohten, aufder Anklagebank. Nachüber 7 
Jahren Folter — und Isolationshaft doku- 
mentieren diese Gefangenen ihren Willen, 
dieses Regime und seine Methoden anzu- 
prangern. Im August 1988 legten sie ein 
umfangreiches Dossier über das „Geständ- 
nislabor“ DAL der politischen Polizei in 
Ankara vor, in welchem die Aussagen und 
Geständnisse unter der Folter erpreßt wer- 
den, um später den Richtern als Beweise zu 
dienen. Die Gefangenen sind dieser Justiz 
auf Gedeih und Verderb ausgeliefert. In In- 
terviews von Angehörigen und oftmals 
ebenfalls Gefolterten wird das Prozedere 
des miltärischen Justizapparates darge- 
stellt. Eine systematische Verteidigung ist 


unter solchen Umständen nicht möglich. 
Die Gespräche der Inhaftierten mit ihren 
Anwälten sind nur durch Trennscheiben 
und über Telefon möglich und werden zu- 
dem noch fortlaufend abgehört. 
Beschwerden über den Instanzenweg wer- 
den von den Strafgerichten unterdrückt 
und bedeuten für die Gefangenen oftmals 
weitere Folter. Selbst die Mitglieder inter- 
nationaler Beobachterdelegationen (z. B. 
Europaparlamentarier) sind bei Prozeß- 
teilnahme dem türkischen Militärstraf- 
recht unterworfen. 

Obwohl es dem Dokumentarvideo an 
technischer Brillanz mangelt, bedeutet dies 
für sein Anliegen keinen Abbruch. Gerade 
im Rahmen der jüngsten Hungerstreikbe- 
wegung der Inhaftierten in den türkischen 
Gefängnissen kann er Öffentlichkeit in der 
BRD herstellen und die vermeintlichen 
„Demokratisierungstendenzen“ dieses re- 
pressiven Regimes entlarven. 


GESTÄNDNISSE IN MAMAK 
— Massenprozeße in der Türkei — 
Regie: E. Schmidt, H. VagnieresundR. A. Zum- 
bühl; Schweiz 1989; 47 Min. 
Verleih: Medienwerkstatt Freiburg, Konradstr. 
20, 7800 Freiburg; Tel. 0761/709757 
Verleih: 50,- DM 

Detlev Kanotscher 


blätter des iz3w, Nr. 161, November 1989 49 


Internationale Kampagne 
gegen die Umschuldungmit 
Südafrika 13.-19.11.1989 


itte nächsten Jahres läuft das — 
M vom Dresdner Bank Chefals „In- 

terimslösung ausschließlich zum 
Zweck der Rückführung unserer ausste- 
henden Forderungen“ bezeichnete — Um- 
schuldungsabkommen vom März 1987 
aus. Es sah u.a. die Rückzahlung von nur 
13% der Kredit-Außenstände Südafrikas 
in Höhe von damals 14 Mrd. US-Dollar 
oder — alternativ — die Umwandlung die- 
ser kurzfristigen Kredite in Laufzeiten von 
zehn Jahren vor. Die übrigen 7,6 Mrd. US-$ 
von den insgesamt 21,5 Mrd. US-$ Ge- 
samtschulden waren von diesem Abkom- 
men nicht berührt. Südafrika hat in Europa 
bereits Sondierungen über ein neues Um- 
schuldungsabkommen aufgenommen, so 
zumindest dürfte der Besuch des damali- 
gen südafrikanischen Präsidenten P.W. 
Botha anläßlich der Beerdigung von FJ. 
Strauß im Herbst 1988 sowie der Besuch 
des — damals schon als Nachfolger Bothas 
abzusehende — F.W. de Klerk im Juni 1989 
bei Schweizer Banken zu verstehen sein. 
Alle Experten gehen jedenfalls davon aus, 
daß noch 1989, also spätestens im Novem- 
ber oder Dezember, ein neues Umschul- 
dungsabkommen ausgehandelt und abge- 
schlossen sein soll. 

Südafrika hat zu solchen „Sondierun- 
gen“ und Verhandlungen allen Anlaß: Die 
wirtschaftliche Lage im Land wird zuneh- 
mend katastrophal. Selbst offizielle Politi- 
ker müssen zugeben, daß die „Finanzsank- 
tionen“ das Land erheblich getroffen und 
bereits zu wirtschaftlichen Schäden geführt 
haben. Südafrika ist nicht inder Lage, die in 
den Jahren 1990 bis 1992 fälligen Rück- 
zahlungen von zwei Dritteln der Schulden 
zu leisten. 

Die Devisenreserven — ohnehin auf „hi- 
storischem Tiefstand“, etwa halb so hoch 
wie die des Nachbarlandes Botswana (I) — 
nehmen weiter ab. Kapitalfließtdurch Des- 


50 blätter des iz3w, Nr. 161, November 1989 


Solidaritätsbewegung 


investment ab und politisch begründete 
Kapitalflucht nimmt zu, das Land ist zwi- 
schenzeitlich zum Netto-Kapitalexporteur 
geworden. 

Finanzminister du Plessies drohte ange- 
sichts des wachsenden Widerstandes gegen 
ein neues Abkommen bereits mit völliger 
Verweigerung der Schuldenrückzahlung 
für den Fall, daß die Banken Südafrika 
nicht entgegenkommen. 

Inzwischen fordern u.a. südafrikanische 
Kirchenführer, der Afrikanische National- 
kongreß (ANC), die Organisation Afrika- 
nischer Einheit (OAU), Evangelische Kir- 
chen in Westeuropa und den USA, der 
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) und 
die Einzelgewerkschaft Handel, Banken 
und Versicherungen (HBV) sowie interna- 
tionale Nicht-Regierungsorganisationen 
(NGOs), neue Umschuldungsverhandlun- 
gen abzulehnen oder mit klaren politischen 
Vorbedingungen zu verknüpfen. Denn ein 
Finanzboykott ist der schnellstwirkende 
und direkteste Weg, Südafrika zu wirkli- 
chen Reformen zu zwingen. 

Im Schreiben des Südafrikanischen Kir- 
chenrats SACC vom 26.4.89 an internatio- 
nale Gläubigerbanken — unterzeichnet 
von Chicane, Tutu, Nandi und Boesak — 
wird von den Banken gefordert, daß sie 


1) sich weigern Südafrikas Zahlungsver- 
pflichtungen umzuschulden 

2) Handelskredite für den Handel mit Süd- 
afrika nicht mehr gewähren 

3) die Abtrennung südafrikanischen Gol- 
des auf den Züricher und Londoner 
Märkten fordern 

4) ihre Beteiligung an Gold-Handel, Gold- 
swaps und -Anleihen beenden 

bis folgende Bedingungen erfüllt sind: Bis 

a) der Ausnahmezustand aufgehoben ist 

b)alle politischen Gefangenen und Verhaf- 

teten freigelassen sind 


: lieferbar. 


yerz 


egriff für politische Bildung 


: WOCHENSCHAU-Themenhefte 


5 Zur sachgerechten Beurteilung politischer Fragen ge- 
& hört die WOCHENSCHAU. Kontroverse Standpunkte 
; werden gegenübergestellt, Probleme mittels Do- 
kumenten, Statistiken und Hintergrundinfor- \ 
‘ mationen sorgfältig durchleuchtet. Es 
sind über hundert Unterrichts- 
einheiten zu allen wichtigen 
politischen Themen 


WOCHENSCHAU-VERLAG : 6231 Schwalbach - A.-Damaschke-Str. 103 


c) alle politischen Organisationen ent- 
bannt sind 

d)das Gesetz über die getrennten Wohnge- 
biete, das Land-Gesetz, das Gesetz über 
getrennte öffentliche Einrichtungen, das 
Gesetz zur Registrierung der Bevölkerung 
und alle anderen rassistischen Gesetze wi- 
derrufen sind 

e) ein Verhandlungsprozeß über eine neue 
Verfassung für ein demokratisches, nicht- 
rassistisches und einheitliches Südafrika 
eröffnet ist. 

VertreterInnen von Anti-Apartheid- 
Gruppen, Solidaritäts- und kirchlichen Or- 
ganisationen aus 16 Ländern — darunter 
den Hauptkreditoren USA, Großbritan- 
nien, Schweiz, Frankreich und Bundesre- 
publik — sowie vom „Special Commitee 
against Apartheid“ der Vereinten Nationen 
(UNO) rufen jetzt zu einer „Internationa- 
len Kampagne gegen die Umschuldung mit 
Südafrika“ mit einer Internationalen Ak- 
tionswoche (13.-19.11.1989) auf. 

Hauptziel dieser Kampagne ist es, ein 
neues Umschuldungsabkommen mit 
Apartheid-Südafrika zu verhindern. Dies 
wird als ein wesentlicher Schritt zu umfas- 
senden und bindenden Sanktionen angese- 
hen. Gefordert wird von den Banken dar- 
überhinaus, keine Kredite und Anleihen an 
südafrikanische Schuldner und keine Han- 
delskredite für Geschäfte mit Südafrika — 
zum Beispiel an bundesdeutsche Wirt- 
schaftsunternehmen — zu vergeben und 
sich nicht an Goldgeschäften zu beteiligen. 
Im Zentrum der Kampagne stehen fünf 
Großbanken, die im „Technischen Komi- 
tee“, das die Verhandlungen führt, sitzen: 
Dresdner Bank (BRD), Schweizerische 
Bankgesellschaft, National Westminster 
Bank (GB), Credit Lyonnais (F) und ein us- 
amerikanisches Kreditinstitut. Insgesamt 
ist Südafrika bei ca. 260 internationalen 
Gläubigerbanken verschuldet. 
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Geplant sind verschiedene Aktionsfor- 
men von Konsumentenboykott gegenüber 
diesen Banken, Mahnwachen, Gespräche 
mit Bankverantwortlichen, Unterschrif- 
tenlisten, Aktionen mit Bank-Gewerk- 
schaften, Jugendorganisationen, Verbrau- 
cherverbänden, Religionsgemeinschaften 
vor Ort und überregional. Hinzu kommen 
Lobbyaktionen in (Kommunal-)Parlamen- 
ten bis hin zu speziellen Tagesordnungs- 
punkten im US-Amerikanischen Kongreß, 
im Europäischen Parlament, im Rahmen 
der Organisation Afrikanischer Einheit 
(OAU) und der Blockfreien Staaten, sowie 
auf der Commonwealth-Tagung im kom- 
menden Oktober. Der ANC seinerseits 
wird hochrangige Delegationen zu Banken, 
Zentralbanken und Regierungen entsen- 
den. 

Das bedeutet: Alle Kräfte — vor Ort, 
überregional und international — sollen 
kurzfristig gebündelt werden, um die Aus- 
handlung eines Umschuldungsabkom- 
mens zu verhindern. In der Woche 13.- 
19.11.89 wird es also zu international abge- 
stimmten öffentlichkeitswirksamen Aktio- 
nen in aller Welt kommen. Insbesondere an 
den großen Finanzplätzen New York, Was- 
hington, London, Zürich, Paris und Frank- 
furt. 

Der Arbeitskreis „Kein Geld für Apart- 
heit“ ruftalleGruppen und Einzelpersonen 
zu kurzfristigen und engagierten Aktivitä- 
ten auf: 

a) Schreibt bitte möglichst viele Briefe an: 


Deutsche, Dresdner und Commerzbank 
2.Hd. des Sprechers des Vorstandes 
der Dresdner-Bank AG 
Jürgen-Ponto-Platz 1 
6000 Frankfurt 1 


in denen Ihr 

— die Forderungen der südafrikanischen Kir- 
chenvertreter und des ANC bekannt gebt 
und begründet 

— als Hauptziel fordert, es dürfe mit Apartheid- 
Südafrika keine weiteren Umschuldungen 
geben 

— die oben angegebenen weiteren Forderungen 
erhebt 

— auf die öffentlichen Aktivitäten und gegebe- 
nenfalls Eure eigenen Konsequenzen ver- 
weist 

(Bitte schickt uns eine Kopie Eurer Briefe) 


b) Macht bitte ab sofort möglichst häufig klei- 
nere Aktionen, Mahnwachen, Infotische oder 
andere Happenings vor zentralen Filialen der 
Dresdner Bank, die in der Internationalen Kam- 
pagne ausgewählt wurde als die hauptverant- 
wortliche bundesdeutsche Bank. 


c) Nehmt teil an der „Internationalen Aktions- 
woche gegen die Umschuldungen mit Apart- 
heid-Südafrika“, 13.-19.11.1989. Niemals war 
die Zeit günstiger für die Verhinderung weiterer 
Umschuldungen mit Südafrika bzw. die Durch- 
setzung elementarer Forderungen insbesondere 
hinsichtlich von „Runden-Tisch- 
Verhandlungen“ über ein demokratisches, 
nicht-rassistisches und einheitliches Südafrika! 


Weitere Informationen bei: 
Arbeitskreis „Kein Geld für Apartheid“, 
Daiserstr. 9, 8000 München 70, 

Tel. 089/725 7383 


Tagungsbericht 


„Dritte Welt im Kinder- 
buch“ 


Rund um das Kinder- und Jugendbuch zum 
Thema „Dritte Welt“ fand vom 30.9. bis 
1.10.1989 eine Tagungin Bonn statt. Einge- 
laden von der Deutschen Welthungerhilfe, 
UNICEF, dem Anderen Literaturklub und 
einem Bibliothekarsverband (VBB) trafen 
sich ca.60 Teilnehmer, um gemeinsam Ant- 
worten zu erarbeiten auf die Leitfrage: 
„Sind Kinderbücher ein geeignetes Me- 
dium gegen Rassismus und Ausländer- 
feindlichkeit?“ 

In ihrem Vortrag gab Birgit Dankert 
(Hamburg) einen Überblick über die au- 
thentische Jugendliteratur aus Afrika. 
Asien und Lateinamerika. Authentische 
Literatur, so Birgit Dankert, sei für Euro- 


NEUERSCHEINUNG 
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HUNGER IN AFRIKA 


Ausgearbeitete _Unterrichtsreihe 
(Stoff für ca. 25 U-Stunden) über 
Hintergründe und Ursachen des 
Hungersin Afrika für Sek. 1 (ab Klas- 
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päer nicht immer einfach zurezipieren. An- 
ders gesetzte Spannungsbögen z.B. ließen 
ein Buch für die action-gewöhnten Jugend- 
lichen unseres Kulturkreises womöglich 
langweilig erscheinen. Die vermittelnde, 
von Europäern geschriebene Literatur 
zum Thema „Dritte Welt“ könne die Lese- 
gewohnheiten zwar besser berücksichti- 
gen, dies allerding nur um den Preis des 
Verzichtes auf eine authentische ästheti- 
sche Struktur des Textes. 

In Arbeitsgruppen untersuchten die zu- 
meist aus der pädagogischen Praxis kom- 
menden Teilnehmer die Einsatzmöglich- 
keiten von „Dritte-Welt“-Kinderbüchern in 
Schule, Kindergarten und Bibliothek. Im 
Schulunterricht, so das Ergebnis der ent- 
sprechenden AG, ließen sich fiktionale 
Texte hervorragend einsetzen, da sie Schü- 
ler nicht nur kognitiv ansprächen. 

In der Podiumsdiskussion am letzten 
Tag warf Moderator Wolfram Frommlet 
(Köln) die wichtigsten Fragen noch einmal 
auf: Wie entstehen Vorurteile und was kön- 
nen Bücher dagegen setzen? Wie müßte 
das optimale „Dritte-Welt“-Jugendbuch 
aussehen? Welche Inhalte können Kinder 
zugemutet werden, um sie nicht der Hilflo- 
sigkeit und Resignation auszuliefern? 

Je nach beruflichem Hintergrund sahen 
die Antworten der Mitdiskutanten unter- 
schiedlich aus. Birgit Dankert wies darauf 
hin, daß Literatur ihren eigenen ästheti- 
schen Gesetzmäßigkeiten folgt und nicht 
beliebig funktionalisiert werden kann. 

Jugendbuchautor Rüdiger Siebert 
(Köln) berichtete von den Erfahrungen sei- 
ner zahlreichen Lesungen. Jugendliche 
seien durchaus offen für die Nord-Süd- 
Problematik, hätten aber ein großes Be- 
dürfnis nach Handlungsperspektiven, das 
befriedigt werden sollte. 

Vor dem Hintergrund ihrer Arbeit mit 
ausländischen Jugendlichen wies die So- 
zialpädagogin SithaBerg (Köln)daraufhin, 
daß Lesen bei vielen Jugendlichen wenig 
Attraktivität besitzt. 

Peter Conrady (Dortmund) äußerte of- 
fen seine Ratlosigkeit angesichts der Frage 
nach dem „optimalen“ „Dritte Welt“-Ju- 
gendbuch: „Noch vor drei Jahren hätte ich 
das ohne Zögern beantworten können. 
Heute bin ich mir sehr unsicher.“ 


Ausdruck einer „Krise der Linken“ oder 
gar einer Krise des aufklärerischen Den- 
kens, wie Birgit Dankert vermutete? Ist das 
Prinzip Hoffnung angesichts der Komple- 
xität und Größe der Nord-Sud-Problema- 
tik nicht mehr angebracht? 

Deutlich wurde jedenfalls, daß die eige- 
ne Unsicherheit und Ratlosigkeit in Bezug 
auf Handlungsperspektiven den Umgang 
mit dem „Dritte-Welt“-Kinderbuch prägt. 
Kindern und Jugendlichen kann nichtmehr 
an Auseinandersetzung zugemutet wer- 
den, als Erwachsene selbst zu leisten bereit 
oder in der Lage sind. 


Eine Dokumentation der Tagung kann (ab No- 
vember) bestellt werden bei: Aktion Dritte Welt 
im Kinderbuch c/o Sabine Dörrich, Benzstr. 7, 
5600 Wuppertal 1. 
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Mit der Rodung der Wäl- 
der droht Chiles Pehuen- 
che-Indianern die Vernich- 
tung 


ie in den südchilenischen Anden 
D lebenden Pehuenche-Indianer, die 

dem Volk der Mapuche angehö- 
ren, appellierten in den letzten Wochen an 
nationale und internationale Menschen- 
rechts- und Umweltschutzorganisationen, 
gegen die geplante Rodung der Jahrhun- 
derte alten Araukarien-Wälder in ihrem 
Siedlungsgebiet zu protestieren. Nicht zum 
ersten Mal bitten Vertreter der 7.500 Pe- 
huenche um internationale Unterstüt- 
zung, ist das Überleben der Indianer doch 
nicht nur durch die drohende Abholzung 
der natürlichen Waldbestände, sondern 
auch durch den geplanten Bau von 5 Stau- 
dämmen auf ihrem Siedlungsgebiet am 
Oberlauf des Bio-Bio-Flusses gefährdet. 
Tausenden von Ureinwohnern droht die 
Zwangsumsiedlung und die Zerstörung ih- 
res Lebensraumes. 

Während sich jedoch das Staudamm- 
projekt noch im Planungsstadium befindet 
(die Errichtung von zwei Staudämmen 
wurde bereits genehmigt, mit dem baldigen 
Baubeginn wird gerechnet), begannen 
Holzfirmen im Quellgebiet des Bio-Bio- 
Flusses in der Nähe der Indianer-Siedlung 
Quinquen, jahrhundertealte Araukarien- 
bäume zu fällen. Hielten sich die Abhol- 
zungen bislangnoch in Grenzen, so wird für 
das Frühjahr 1990 mit großflächigen Ro- 
dungenderdurchschnittlich 1.200 Jahre al- 
ten Bäume gerechnet, wenn im Oktober 
1989 von chilenischen Gerichten ein 
Rechtsstreit zwischen zwei Holzfirmen um 
ihre Eigentumsrechte an den Wäldern ent- 
schieden wird. 

Mit der Rodung der Araukarien würde 
auch ein einzigartiges Ökosystem vernich- 
tet werden, in dessen Mittelpunkt die Na- 
delschuppenbäume stehen. Die wegen ih- 
res wertvollen Holzes von Holzfirmen sehr 
begehrten Araukarien sind heute vor allem 
noch in den südchilenischen Anden ver- 
breitet. Sie wachsen sehr langsam (während 
ihr Stammesdurchmesser jährlich um 1 
Zentimeter zunimmt, werden sie jedes Jahr 
nur 3,5 Zentimenter größer) und sind erst 
ab einem Alter von 500 Jahren forstwirt- 
schaftlich nutzbar. 1976 wurden sie in Chile 
unter Naturschutz gestellt. Auf Druck der 
holzverarbeitenden Betriebe verabschie- 
dete die Regierung 1987 das Gesetz 141, 
das die forstwirtschaftliche Nutzung der 
Araukarien wieder zuläßt, soweit sie sich 
nicht in Naturschutzgebieten oder Hoch- 
gebirgsregionen befinden. So gibtes derzeit 
keine rechtliche Handhabe gegen die ge- 
planten Rodungen in der Nähe der Sied- 
lung Quinquen. 

Die Indianer leben seit mehr als hundert 
Jahren in dieser Region und fordern seit 24 
Jahren, daß ihnen das Eigentum für das 
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Land übertragen wird. Doch die &hileni- 
schen Behörden wollten davon nichts wis- 
sen, so daß den Ureinwohnern bis heute 
von den privaten Landeigentümern nurein 
Wohnrecht eingeräumt wurde. 

Welche Bedeutung die Rodung der 
Araukarien für die Pehuenche hat, wird al- 
lein schon daran deutlich, daß die Urein- 
wohner den Namen ihrer ethnischen Grup- 
pe von den alten mächtigen Bäumen ablei- 
ten, die von den Indianern als Pehuen be- 
zeichnet werden. Doch darüber hinaus be- 
sitzen die Araukarien auch große wirt- 
schaftliche und religiöse Bedeutung für die 
Indianer. Für die 160 Pehuenche in Quin- 
quen dienen die von ihnen gesammelten 
Araukarienfrüchte, die Pinones, als 
Grundlage ihrer Nahrungsmittelversor- 
gung. Sie werden als Tierfutter verwendet 
und mit den Überschüssen werden auf den 
Märkten andere Nahrungsmittel gekauft 
oder eingetauscht. Denn angesichts der kli- 
matisch sehr extremen Bedingungen in 
dem Anden-Gebiet und der unzureichen- 
den Bodenqualität ist das Land nur bedingt 
landwirtschaftlich nutzbar, so daß die 
Viehhaltung eine große Bedeutung besitzt. 
Der Baum gilt den Indianern aber auch als 
heilig und steht im Mittelpunkt zahlloser 
spiritueller Bräuche. So ist verständlich, 
wie besorgt die Pehuenche über die dro- 
hende Rodungder Araukarien sind. Fürch- 
ten sie doch, daß mit der Zerstörung der 
Araukarien-Wälder auch ihre Gemein- 
schaft untergehen wird. 

Nur die Wiederaufhebung des Gesetzes 
141 und umfassende Naturschutzbestim- 
mungen zugunsten der Araukarien können 
die Zerstörung des Lebensraumes der Pe- 
huenche-Indianer verhindern. 

Ulrich Delius 


Die GfbV bittet darum, folgenden Briefin spani- 
scher Sprache an den chilenischen Staatspräsi- 
denten (Senor Augusto Pinochet Ugarte, Pre- 
sidente de la Repüblica de Chile, Santiago de 
Chile, Chile) zu senden: 


Respetado Sr. Presidente: 


Recientemente, con la dictaciön del decreto ley 
131, del Ministerio de Agricultura, sehainiciado 
enlacomunidad Pehuenche de Quinquen, como 
en otras äreas, la explotaciön del Araucaria por 
parte de grandes empresas madereras. 

Esto coloca en peligro a una especie ünica del 
mundo y amenaza tambien la subsistencia del 
pueblo Pehuenche, que vive de su fruto.somo es 
elcasoespecificodelacomunidad de Quinquen, 
comuna de Lonquimay, novena regiön. 

Le pedimos por ültimo que se otorgue al Arau- 
caria por ley su protecciön en todo Chile; y tam- 
bien se restituya el derecho histörico de las com- 
unidades indigenas a sus tierras y a utilizar los 
recursos de esta especie. 


Atentamente 


Neuer Angriff auf das Alter- 
native Informationszen- 
trum in Jerusalem 


as “Alternative Informationszen- 
D trum‘, in dem PalästinenserInnen 

und Israelis zusammenarbeiten, 
sammelt Nachrichten und Hintergrundma- 
terial über die Situation in den, von Israel 
besetzten Gebieten und verbreitet sie wei- 
ter. Das AIC betreut JournalistInnen und 
Delegationen beiihren Besuchenindenbe- 
setzten Gebieten und arrangiert Treffen 
und Gespräche mit PalästinenserInnen. 
Die Arbeit des Zentrums ist so ein wichti- 
ger Beitrag zur Unterstützung der Intifada. 
Daher wird die Arbeit des AIC (Alternati- 
ve Information Center, POB 24 278, Jeru- 
salem, Tel. 241159) von den israelischen 
Sicherheitsbehörden ständig kriminali- 
siert. Darüber hinaus stellt die Zusammen- 
arbeit von PalästinenserInnen und Israelis 
eine besondere Provokation für die israeli- 
schen Behörden dar. So läuft schon seit Fe- 
bruar 1987 ein Prozeß gegen das AIC bzw. 
gegen den Leiter des AIC, Michael Wars- 
hawski. Ihm wird vorgeworfen, palästinen- 
sische „terroristische Organisationen“ un- 
terstützt zu haben. 

Nun soll ein weiterer Mitarbeiter des 
AIC, der Palästinenser Ali Mohammed 
Jedda, mit einer fadenscheinigen Anklage 
vor Gericht gestellt werden. Ali Moham- 
med Jedda arbeitet im Alternativen Infor- 
mationszentrum’ als Journalist und ist mit 
dem Sammeln von Nachrichten und Hin- 
tergrundmaterial über die Situation in den 
besetzten Gebieten für die israelische und 
ausländische Presse beschäftigt. Außer- 
dem begleitet er Journalisten und Delega- 
tionen und arrangiert Treffen mit Palästi- 
nensern. 

AliJedda hat 17 Jahre als politischer Ge- 
fangener in israelischen Gefängnissen ge- 
sessen und kam durch einen Gefangenen- 
austausch 1985 frei. Seitdem arbeitet er im 
AIC. Die israelischen Behörden wollen sei- 
ne Rückkehr ins zivile Leben nicht akzep- 
tieren; seit seiner Freilassung haben sie ihn 
zweimalunter Stadtarrest gestellt, jedesmal 
für sechs Monate. Während des Stadtar- 
restes durfte er seine Wohnung nach Son- 
nenuntergang nicht mehr verlassen, und er 
war gezwungen sich täglich um 12.00 Uhr 
mittags bei der Polizeistation in der Alt- 
stadt von Jerusalem zu melden. 

Seit seiner Freilassung wurde sein Weg 
von seiner Wohnung im afrikanischen Vier- 
tel der Altstadt zu seiner Arbeit im AIC zu 
einer „Via Dolorosa“, weil er ständig von 
der Grenzpolizei schikaniert, kontrolliert 
und geschlagen wurde. Der letzte Vorfallin 
diesem Zusammenhang wurde zu einer 
Anklage gegen ihn gewendet. Ihm wird vor- 
geworfen, die Polizei angegriffen zu haben. 
Die Verhandlung soll am 18. September 
1989 stattfinden. 

Die Wahrheit ist, daß nicht Ali Jedda die 
Polizei angriff, sondern umgekehrt die Poli- 
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zei gegen ihn vorging. Er fuhr zusammen 
mit seiner Frau und seinem Kind in dem 
Wagen seines Freundes Richtung Hadas- 
sah Hospital, als der Wagen iin der Nähe der 
Altstadt gestoppt wurde. Drei Grenzpolizi- 
sten, die ihn kannten, versuchten ihn zu 
provozieren, indem sie ihn nach seinem Ge- 
fängnisaufenthalt fragten und ihn be- 
schimpften. Weil Ali Jedda nicht auf diese 
Provokationen reagierte, griffen sie ihn an. 
Ein Polizist schlug ihn mit einem Gewehr- 
kolben gegen den Kopf und sie verweiger- 
ten ihm dann medizinische Hilfe. Er wurde 
48 Stunden in Gewahrsam genommen und 
dann gegen Kaution freigelassen. Einen 
Monat später mußte er im Polizeihaupt- 
quartier zu dem Vorfall Stellung nehmen. 

Es besteht kein Zweifel, daß mit diesen 
Anschuldigungen versucht werden soll, Ali 
Jedda einzuschüchtern und die wichtige 
Arbeit, an der Ali Jedda beteiligt ist, zu ver- 
hindern. Deswegen rufen wir all diejenigen 
auf, die die Meinungsfreiheit unterstützen, 
gegen diese Maßnahmen zu protestieren, 
und schlagen vor, an die israelischen Bot- 
schaften und an den Polizeiminister in Isra- 
el Protestschreiben zu richten. 


Verbot der südkorea- 
nischen Lehrergewerkschaft 


ie südkoreanische Regierung hat 
D dieerstim Mai gegründete Lehrer- 
gewerkschaft mit sofortiger Wir- 
kung verboten. Die etwa 30 Führungsmit- 
glieder der Gewerkschaft wurden verhaftet 
und ca. 5.000 Mitgliedern droht bisher die 
Entlassung aus dem Schuldienst. 
Seit die Olympischen Spiele letzten Herbst 
zu Ende gegangen sind, hat die staatliche 
Unterdrückung gegen die Opposition wie- 
der massiv zugenommen. Die Lehrerge- 
werkschatft ist für die Regierung besonders 
gefährlich, da sie als Interessengruppe, die 
in kürzester Zeit großen Zulauf hatte und 
als Teile der Intelligenz und als Pädagogen 
die Möglichkeit haben, regimekritische 
Gedanken in allen Schichten zu verbreiten. 
Die Gewerkschaft hattesichzum Zielge- 
setzt, Lehrer gegen behördliche Überwa- 
chung zu unterstützen. Zumeinengibtesan 
vielen Schulen Abhörgeräte, zum anderen 
drohtden Lehrern die Entlassung, wenn sie 
regimekritische Diskussionen unter den 
Schülern nicht sofort unterbinden oder so- 
gar noch selbst mitdiskutieren. Die Ge- 
werkschaft fordert auch die Reform desEr- 
ziehungswesens. Bisher müssen immer 
noch 3/4 aller Schul- und Universitätsko- 
sten von den Eltern selbst getragen werden. 
Die Qualität der Schulbildung ist mangel- 
haft, da nur Faktenwissen gelehrt und ge- 
prüft wird. 


Außerdem werden die Lehrer äußerst 
schlecht bezahlt beiextrem langen Arbeits- 
zeiten (35 Unterrichtsstunden/Woche), 
was die Lehrer auch anfälligfür Bestechung 
macht. 

Von Korea-KennerInnen wird die Leh- 
rergemeinschaft als wichtige Säule der De- 
mokratisierungsbewegung eingeschätzt. 
Auch viele Eltern und Schüler solidarisie- 
ren sich mit ihr. 

Sollte es ihr gelingen, trotz dieser massi- 
ven Repression weiterzuarbeiten, wäredies 
ein Erfolg für den langjährigen Kampf um 
Demokratie und Selbstbestimmung in Süd- 
korea. 

Die südkoranische Lehrergewerkschaft 
wandte sich deshalb an Lehrer und deren 
Organisationen in der Bundesrepublik mit 
der Bitte, gegen das Verbot und die Verhaf- 
tungen beim Minister für Erziehung (Prof. 
Chung, Won-Sik, Minister of Education, 
Ministry of Education, Republik of Korea, 
Seoul, Korea) zu protestieren. 

mm 
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Prozeß gegen Kurden 
in der BRD 


as Oberlandesgericht Düsseldorf 
D 5.Strafsenat hat der Eröffnungdes 

größten politischen Prozesses in 
der Geschichte der BRD gegen Kurden 
stattgegeben. Die seit Sommer 1987 auf 
Anordnung des Generalbundesanwalts, 
Kurt Rebmann geführten Überfälle auf 
Wohnungen und Vereine von kurdischen 
Werktätigen und die Verfolgung von un- 
zähligen Menschen haben sich nach Febru- 
ar 1988 zugespitzt und gipfelten in willkür- 
lichen Verhaftungen. Im Zeitraum vom 6. 
Februar 1988 biszum 15. August 1989 sind 
insgesamt über 20 kurdische Werktätige 
und Politiker verhaftet worden. Weitere 3 
Kurden sind ebenfalls angeklagt, haben 
aber Haftverschonung erhalten. 

Dem Beschluß des Oberlandesgericht 
Düsseldorf vom 31. August 1989 zufolge, 
werden die kurdischen Werktätigen und 
Politiker beidem am 24. Oktober 89 begin- 
nenden Prozeß damit beschuldigt, einer an- 
geblichen „terroristischen Vereinigung“ in- 
nerhalb der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) anzugehören bzw. diese zu unter- 
stützen. 

Die kurdischen politischen Gefangenen, 
die seit ihrer Verhaftung einer absoluten 
Isolation und psychologischer Unterdrük- 
kung ausgesetzt werden, wurden nach ih- 
rem Transport auf das Gefängnis in Düssel- 
dorf und umliegenden Gefängnissen, das 
parallel zu dem Beschluß über die Eröff- 
nung vollzogen wurde, um ihre zuvor schon 
äußerst beschränkten Rechte total beraubt. 
Seit annähernd zwei Monaten wird der 
Briefwechsel der Gefangenen mit ihren 
Verteidigern überhaupt nicht ermöglicht, 
indem jegliche Verteidigerpost von dem 
Gefangenen an den Verteidiger und umge- 
kehrt wieder zurück an den Absender ge- 
schickt wird. Selbstverständlich ist das eine 
grobe und eindeutige Verletzung des 
Rechts auf Verteidigung. Mit der Verhinde- 
rung der Verteidigung ist mit aller Eindeu- 
tigkeit klar geworden, daß dieses Verfahren 
weder aus der Sicht der bundesdeutschen 
Rechtssprechung als auch der internatio- 
nalen Rechtssprechung sich auf keinerlei 
legitime Grundlage stützt. 


Prosteste an die folgende Adresse: 
5. Strafsenat am OLG 
Cecilienallee 3 
4000 Düsseldorf 30 
Aus der Presseerkärung des 
Kurdistan-Komitees Köln. 
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Kurz belichtet —- 


AG SPAK 
Adizreiterstr. 23 
8000 München 2 
Tel.: 089/774078 


AG SPAK BÜCHER 


Trudi und Heinz Schulze (Hg) 
ZUKUNFTSWERKSTATT 
KONTINENT 
Volkserziehung 
in Lateinamerika 
ISBN 3-923 126-57-3 
336 Seiten DM 28,- 
In Lateinamerika hat sich, ausgehend von 
der Pädagogik Paulo Freires, eine Bil- 
dungsbewegung entwickelt, deren theoreti- 
scher Rahmen und damit verknüpfte prakti- 
sche Erfahrungen ausführlich In diesem 
Buch dokumentiert werden. 
Die Herausgeber, mit der Bildungsarbeit In 
Laleinamerika vertraut und in ständigem 
Kontakt zu vielen Gruppen und Institutionen 
der "education popular‘, lassen In diesem 
Band lateinamerikanische Voikserzieher und 
die Basisbewegungen selbst zu Wort kom- 
men. 
Einer aktuellen Theoriediskussion mit Bei- 
trägen von Paulo Freire und Oscar Jara 
schließen sich Darstellungen von Konzeptio- 
nen einer politischen Bildungsarbeit an. 
Neben M.P. Gerhardts Rückblick auf zwei 
Jahrzehnte Volkserziehung in Brasilien fin- 
den sich Beiträge zur praktischen Arbeit im 
einzelnen zu folgenden Schwerpunkten: Bil- 
dungsarbeit mit Frauen; Erziehung zum 
Frieden und für Menschenrechte; Kulturar- 
beit und Alfabetisierung; Gesundheitserzie- 
hung und Ökologische Bildungsarbeit; 
Volkserzienung und Theologie der Befrei- 
ung; Volkserziehung In Elendsviertein und 
im ländlichen Bereich; politische Parteien 
und Volkserziehung u.v.a.m. 
Berücksichtigt werden die Erfahrungen aus 
der politischen Bildungsarbeit In Nicaragua, 
Costa Rica, Kuba, Chile, Peru, Brasilien, 
Equador und Mexiko. 


arbeitsgemeinschaft 
sozialpolitischer arbeitskreise 


Fotoausstellung 


“Verlassener Berg, 
Lebendiger Berg“ 


ie Idee für den Fotoworkshop über 
D das Bergwerkzentrum Siglo XX in 

Bolivien entstand an der Nationa- 
len Universität. Diese Universität ist das 
Ergebnis eines zähen Kampfes der Bergar- 
beitergewerkschaft für eine Volksuniversi- 
tät, die den Menschen der „classes popu- 
lar“, den unteren Volksschichten, zugäng- 
lich sein soll. Ein Experiment, das in dieser 
Formin Lateinamerika einzigartig ist. Vier- 
zig StudentInnen dieser Volksuniversität 
machten sich auf, Bilder ihres Alltags zu 
dokumentieren; Alltagin dem fast verlasse- 
nen Bergwerksort, der seit der vom IWF 
diktierten Schließung der Zinnminen, zu 
einer Geisterstadt zerfällt. Die Fotos sind 
ein Porträt des Bergwerkzentrums und der 
Menschen, die dort leben. Siglo XX steht 
für Ausbeutung, Armut, Repression, aber 
auch für Klassenbewußtsein und Wider- 
stand. Inder Ausstellung wird ein Stück bo- 
livianischer Volkskultur dokumentiert, die 
sich gegen die offizielle Geschichtsschrei- 
bung richtet. 

Die Ausstellung wurde von zwei Studen- 
tInnen der Universität Kassel in die BRD 
gebracht, neu zusammengestellt und durch 
Texte des uruguayischen Schriftstellers 
Eduardo Galeano ergänzt. Galeanos Texte 
passen zu den Bildern, obwohl sie nicht für 
die Ausstellung geschrieben wurden. Sie 
machen Zusammenhänge deutlich, weisen 
über das Gezeigte hinaus. 


„Verlassener Berg, Lebendiger Berg“ 
Fotografien aus dem Bergwerksort Siglo XX in 
Bolivien, mit Texten von Eduardo Galeano. Info 
Paket für DM 10,- (incl. Ausstellungskatalog, 
Beiheft und Infos über Verleih) bei: ISKA, c/o 
Uli Stelzner, Schillstr. 9, 3500 Kassel 


Von der Politik zu Kommerz. 
Zum entwicklungsbezogenen 
Handel 
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Ich kann mich eigentlich nur wundern, mit wie 
wenig Verständnis für die Möglichkeiten und 
Grenzen der Aktion Dritte Welt Handel zwei 
Leute umgehen, die selbst jahrelang als Insider 
an der Verwirklichung der Zieleder A3WH mit- 
gearbeitet haben. 

Die Idee der A3WH lebt seit Entstehung von 
der Spannung zwischen Handel und entwick- 
lungspädagogischer Arbeit. Diese Spannung ist 


Leserbrief 


eine Chance für diese Arbeit, die wir immer 
noch als Lern- und Aktionsmodell ansehen. Ei- 
nen „kommerziellen Erfolg“ vorweisen zu kön- 
nen — unter diesem Anspruch hat die GEPA nie 
gestanden und steht sie auch heute nicht. Im Ge- 
sellschaftsvertrag ist ausdrücklich enthalten, 
daß die GEPA gemeinnützige Ziele verfolgt. 
Darum kann es auch bei einer Ausweitung des 
Handels nicht um eine Ertragssteigerung gehen, 


Die Revolution geht weiter 
— die Demokratie auch 


: Seh 1990 finden in Nicaragua die Präsidentschafts-, Parlaments- und 
Kommunalwahlen statt. 

Das kleine mittelamerikanische Land mußte sich ab März 1982 gegen einen uner- 
klärten Krieg der Reagan-Administration zur Wehr setzen. Die militärischen An- 
griffe der Contras und der umfassende Wirtschaftsboykott durch die USA haben 
zu einer katastrophalen Wirtschaftskrise in Nicaragua geführt. Trotz dieser Situa- 
tion ist die FSLN (Frente Sandinista) stärkste politische Kraft im Lande. Sie ist ge- 
rade für die arme Bevölkerungsmehrheit Garant und Hoffnungsträger für eine 
langfristige Verbesserung der Lebensbedingungen im Lande. 

Die Sandinisten haben in den Jahren seit dem Sieg der Revolution auch Fehler ge- 
macht, sie haben aber auch die Fähigkeit bewiesen, aus Fehlern zu lernen und 
diese zu korrigieren, wie z.B. im Bereich der Menschenrechte und des Umgangs 
mit ethnischen Minderheiten. 

Die FSLN hat im mittelamerikanischen Friedensprozeß die größten Vorleistungen 
erbracht. Nachdem die Contras keinen militärischen Sieg über die Sandinisten er- 
ringen konnten, versucht Washington, die Sandinisten mit anderen Methoden nie- 
derzuringen. Dabei ist fast jedes Mittel recht. So erhielt die CIA bereits die Erlaub- 
nis, in den nicaraguanischen Wahlkampf einzugreifen sowie die Oppositionsgrup- 
pierungen finanziell zu unterstützen. Ein seltsames Bündnis aus rechter Opposi- 
tion und der kommunistischen Partei wird dabei mit Dollarmillionen unterstützt. 
Zur Sicherung der Errungenschaften der nicaraguanischen Revolution ist'es wich- 
tig, daß die FSLN die bevorstehenden Wahlen gewinnt. Es geht um die Fortset- 
zung der Landreform, der Absicherung des Grundrechts auf Bildung und Gesund- 
heit, es geht um die Fortentwicklung einer eigenständigen Kultur. 

Bei diesen Wahlen geht es um die Alternative Sozialstaat oder — wie früher — 
Ausbeutung, geht es um Eigenständigkeit des Landes oder Rückkehr zur halbko- 
lonialen Abhängigkeit. 

Die FSLN braucht deshalb unsere Solidarität. Helfen Sie mit! 


Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völker! 
Spenden Sie auf das Konto 666, BfG Bonn, BLZ 380 101 11, Juso Bundesvorstand, Stichwort FSLN 


Erstunterzeichner: Hans Koschnick, Heidi Wieczorek-Zeul, Herta Däubler-Gmelin, Karin 
Benz-Overhage, Gert Weisskirchen, Dietmar Schönherr, Horst Klaus, Hans Seus, Roland Rö- 
scheisen, Hans Matthöfer, Norbert Gansel, Karin Junker, Wolfgang Däubler, Gunther Hilli- 
ges, Vivi Bach, Jannis Sakellariou, Norbert Greinacher, Klaus Staeck, Karlheinz Blessing, 
Günther Horzetzky, Prof.Dr. Helga Einsele, Susi Möbbeck, Christa Randzio-Plath, Barbara Si- 
mons, Hans Peters, Katrin Fuchs, Ladislav Ceki, Prof.Dr. Helmut Gollwitzer, Henning Scherf, 
Johano Strasser, Prof.Dr. Uwe Holtz, Renate Schmidt, Prof. Martin Hirsch 


Wir danken für den kostenlosen Abdruck dieser Anzeige 
Kontakt: Roland Röscheisen, Juso Bundessekretariat, Ollenhauerstr. 1, 5300 Bonn, Tel. 0228/5322 12 


sondern darum, Lieferanten (oder „Partnern“ — 
ich zögere auch, mit diesem Begriff zu arbeiten), 
die unter Wahrung der Projektpartnerkriterien 
dazu in der Lage sind und dies z.T. ausdrücklich 
fordern, eine Absatzmöglichkeit für ihre Waren 
zu bieten. Aufder anderen Seitehaben wirschon 
die Erwartung, daß die GEPA wirtschaftlich ge- 
sund und unabhängig von Zuschüssen arbeiten 
kann. 


Daß wir dabei grundsätzlich in dem Dilemma 
stehen, einen Welthandel zu unterstützen, den 
wir eigentlich in der bestehenden Form ableh- 
nen, ist allen Beteiligten eigentlich von Anfang 
klar gewesen. Mit welchen Möglichkeiten wir 
versuchen, unseren Anteil am Handel etwas ge- 
rechter zugestalten („gerecht“isterdamitimmer 
noch nicht, das wissen wir auch), wissen die Au- 
toren besser als ich. Daß wir bei diesem Handel 
auch einseitigen Exportabhängigkeiten (Tee, Ju- 
te...) unterliegen, ist klar. Daß allerdings „Projek- 
te durch die GEPA erst recht in Export-Abhän- 
gigkeiten geraten — Jute aus Bangladesh“ ist Un- 
fug. Jute ist nun mal — daran ändert auch die 
A3WH nichts — Exportartikel Nr. 1 Bangla- 
deshs (60-80% des Exportwertes) und daran ist 
CORR — The Jute Works nur minimal beteiligt. 
Aber durch die Einnahmen aus ihrem Juteex- 
port konnten die Frauengruppen eine ganze 
Reihe von anderen Projekten durchziehen 
(Vieh-, Fisch-, Hühner- und Entenzucht, Auf- 
forstungsprogramme, Alphabetisierungskurse, 
Anbau anderer landwirtschaftlicher Güter für 
den Eigenbedarf und den lokalen Markt wie z.B. 
Ananas...). Das bedeutet zumindest für die be- 
teiligten Gruppen etwas mehr Unabhängigkeit 
von der Jute. Gerade dieses Beispiel zeigt zu- 
mindest ansatzweise, daß die Instrumente des 
Dritte-Welt-Handels durchaus „Autonomieund 
Selbsthilfe der Produzenten vorantreiben hel- 
fen“ — bei allen Einschränkungen und Eingren- 
zungen, die die weltwirtschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen für unsere Arbeit bedeuten. Daß 
A3WH diese Probleme weltweit lösen könne — 
diesen unrealistischen Anspruch hat doch kei- 
ner von uns. Aber daß wir durch konkrete Hilfe 
und durch entsprechende pädagogische und po- 
litische Arbeit hier ein wenig auf eine Lösung 
hinarbeiten können, ist unser Anspruch. 


„Durch welche Vorstellungen von Unterent- 
wicklung, Entwicklungshilfe und -planung diese 
Organisation ihre Projektarbeit in der Dritten 
Weltleiten lassen“ — dazu hat Misereor als einer 
der kirchlichen Träger der GEPA in den letzten 
Jahren nun wirklich genug Materialien heraus- 
gegeben (Arbeitshefte, Paperback-Reihe „Dia- 
log“). Wer etwas guten Willen hat, kann das ger- 
ne nachlesen. 


Ob es stimmt, daß die Gruppen (Weltläden 
und -Gruppen) „in Zukunft kaum mehr als sym- 
bolischen Einfluß haben“, wird die Zukunft 
wohl selbst zeigen. Immerhin wurde der neue 
Gesellschaftsvertrag einstimmig verabschiedet, 
also mit Zustimmung der AG3WL und der Ba- 
sisgruppenvertreter. Der neugeschaffene Auf- 
sichtsrat soll— so die Absprache — einvernehm- 
lich besetzt werden. Alles nur symbolisch? 

In dem Papier von Michael Sommerfeld und 
Rainer Stahl sind viele Ansätze zur Diskussion 
und Auseinandersetzung. Schade, daß es jetztin 
diesem Stil passiert. 


Heiner Grysar. Misereor-Vertreter 
im Info-Ausschuß 


blätter des iz3w, Nr. 161, November 1989 55 


Südostasien Informationen Nr. 3/89 (Sept.): 
Ende der Blockkonfrontation in Südostasien? 
Schwerpunkt: Die neue sowjetische Asienpoli- 
tik. (Prof. Dr. Marina E. Trigubenko, führende 
sowjetische Asienwissenschaftlerin) * Auflö- 
sung der Blöcke im asiatisch-pazifischen Raum? 
* Verlauf der Pariser Kambodscha-Konferenz 
* Vom Kalten Krieg zum heißen Markt: Thai- 
land und seine sozialistischen Nachbarn - Phi- 
lippinen: Wie reagiert die Linke auf die neue in- 
ternationale Situation? 

Bezug: Südostasien-Informationsstelle, Jose- 
phinenstr. 71, 4630 Bochum 1 

Einzelheft DM 6,-; Inland-Abo DM 24,- (Insti- 
tutionen DM 48,-) 


Gen-ethischer Informationsdienst (GID) 48, 
Oktober 1989 

Aktuelles: Schering als Brunnenvergifter? / 
Gengesetzgebung BRD/EG/HIV-Aids- 
Forschung aus Prestige- und Profit / Bürokratie- 
freiheit im Food-Design? / Brit. Ärzte für Euge- 
nik. 

Berichte: Zugriff auf die Fruchtbarkeit: Immu- 
nisierung gegen Schwangerschaft / Anthroplo- 
gogen- und Humangenetiker-Tagung verhindert 
/ Organismen ignorieren biologische Schran- 
ken. 

Einzelpreis 5,- DM, Jahresabo 60,- DM 

Bezug: GID-Redaktion, Potsdamer Str. 96, 
1000 Berlin 30 


ila Nr. 128, September 1989 

Schwerpunktthema: Coca und Kokainwirt- 
schaft — KOKApitalismus. Kultur- und Sozial- 
geschichte des Kokains. Rauschgiftabhängigkeit 
der Wirtschaften von Peru, Bolivien und Kolum- 
bien. US-Strategien gegen den „Narco-Terroris- 
mus“. Frauen als schwächste Glieder der Kette 


/eitschriftfenschau 


im internationalen Kokainhandel. Kolumbien 
und seine KOKA-Lumpen. Die zwielichtige 
Rolle des „Leuchtenden Pfades“ im Huallaga- 
Tal, Peru. 

Bezug: ila, Heerstr. 205, 5300 Bonn 1 
Einzelpreis: DM 4,-; Jahresabo DM 40,- 


Entwicklungspolitische Korrespondenz 

Schwerpunkt: Rüsselsheim ist überall — Neue 
Strategien der Automultis: Entwicklungsten- 
denzen und Perspektiven für die „Dritte Welt“ — 
Strategie des „Global Sourcing* — Autoindu- 
strie in den europäischen Randländern und der 
EG-Binnenmarkt — Fordismus in Brasilien — 
Taiwans Autoindustrie auf Expansionskurs — 


, Scheitern der argentinischen Exportstrategie. 


Öl, Verschuldung und die Zukunft des Autos. 
Die Eisenbahn in China und Indien als alternati- 
ver Verkehrsträger, usw. 

Bezug: EPK, Postfach 2846, 2000 Hamburg 20 
Preis: DM 5,- (Abo DM 27,-; Institutionen 
DM 40,-) 


„RUNDBRIEF Päd. Paulo Freire — bewußt: 
päd“ — Nr. 42-89: 

.. Bankierskonzept der Erziehung und zum 
Konzept einer befreienden Pädagogik / Unter- 
drückte in Europa und A. Boal-Theaterarbeit / 
Kulturelle Aktion / Rezensionen, viele Tips... 
Spendenerwartung: 3,- DM. 

Bezug: AG SPAK, Adlzreiterstr. 23,8000 Mün- 
chen 2 


Informationsdienst Südliches Afrika Nr. 5 Sep- 
tember 1989 

Schwerpunktthema: * Namibia/Parteienland- 
schaft vor den Wahler, Wahlprogramm der 
SWAPO, Wirtschaftslage, Bergbau, Verschul- 


dung, Aktivitäten von NGOs in Namibia, Befrei- 
ungsbewegungen und Menschenrechte — zu 
den SWAPO-Gefangenen * Südafrika/Kam- 
pagne des Zivilen Ungehorsams, Positionspa- 
pier ANC-Cosatu, Profitstrategien deutscher 
Unternehmen: Daimler und Laepple * Zimbab- 
we/Willowvale II* Mosambik/5. Parteikongreß 
der Frelimo 

Einzelpreis: DM 5,-; Abo: DM 40,- 

Bezug: issa, Blücherstr. 14, 5300 1 


Inprekorr, Nr. 220, Oktober 1989 

Kuba: Der Stand der sowjetisch-kubanischen 
Beziehungen; UdSSR: Perestroika und Beschäf- 
tigung; Jugoslawien: Krise in Staat und Gesell- 
schaft; Irland: Wachsende Opposition gegen 
Sparpolitik; die Internationale: Zur nationalen 
Fragein der Sowjetunion; Meldungen aus derin- 
ternationalen Arbeiterbewegung, Buchrezen- 
sionen u.a. 

Bezug: Inprekorr, Zülpicher Str. 7,5000 Köln 1. 
Einzelheft: 4,50 DM/Abo 45,- DM. 


BRASILIEN RUNDBRIEF — September 1989: 
Was willdiePT (Arbeiterpartei) — Lulain Bonn; 
Zerstörung Amazoniens: CALHA NORTE — 
PROFFAO; Brief des Außenministeriums zu 
CALHA NORTE,; Einblicke in eine engagierte 
Kirche: Sao Felix do Araguaia; Friedensnobel- 
preis für Kardinal Arns; Alternativer Friedens- 
preis für die CPT; DED streicht Mitbestim- 
mungsrechte. 

Bezug: Brasilieninitiative Freiburg, In der Wei- 
hermatten 27, 7800 Freiburg 

Preis: 4,- DM (Einzelheft), 15,- DM (Jahres- 
abonnement, 4 Ausgaben) 


COUPO N: Nach Erhalı dieses Couponsund ö$ 70,- (DM 10,, sFr. 10,-} 


schicken wir Ihnen die jüngste Ausgabe der MONATSZEITUNG und die 
folgenden 2 Nummern. Wollen Sie die MONATSZEITUNG danach re-gelmäßig 
für zumindest 1 Jahr weiterbeziehen, brauchen Sie nichs weiter dazu tun. Die 
MONATSZEITUNG wirdsichsodannmonallich ( Juli-August Doppelnummer) in 
Ihrem Briefkasten einfinden. Sie erhalten dann eine Rechnung über 65 320,-(DM 
50,-, sfr. 50,-, Auslands-Abos ö$ 350,- ind. Versand und MWST.) Studentinnen 
und Studenten: -30%. 

Falk Sie aus finanziellen {oder anderen) Gründen nicht bereit sind, die 
MONATSZEITUNG zu abonnieren, genüg! eine Karte onuns nach Erhalt des 2. 
Hefies mit einem diesbezüglichen Hinweis. Sie erhalten danach nur noch eine 
Ausgabe. 


MONATSZEITUNG 


FÜR POLITIK, WIRTSCHAFT UND KULTUR 


NAME, VORNAME 


STR. 


PLZ, ORT 


DATUM, UNTERSCHRIFT 


„Selhstvorständlich kann Ich meine Bestellung innerhalb ainer Woche schriftlich 
widerreien uad bestätige dies durch meine Unterschrift.” 


UNTERSCHRIFTL (WICHNG) 


BITTE IN BLOCKBUCHSTABEN SCHREIBEN! 


Radikalgegen die 
Extremisten der Mitte 


Cowon und Geldscheinfs) bitte on: GRÜN-ALTERNATIV VERLAG 
MONATSZEITUNG 
NEULERCHENFELDER STRASSE 12 
A-1160 WIEN, ÖSTERREICH 


SCHNUPPER-ABO 


Abo zu DM 50,- oder Probeexemplar bei Grün-Alternativ Verlag 


Neulerchenfelder Straße 12, A-1160 Wien, Österreich, Telefon 0222/48 35 71 
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Bolivia Nr. 78, Juli/August 1989 

Wahlen in Bolivien — Farce oder Durchbruch 
zur Demokratie?; Wechselbad der Koalitionen; 
Die Wahl von Jaime Paz Zamora zum neuen Prä- 
sidenten Boliviens; Yankees und Narcotrafico; 
Kanzler und Condor — Skandal um eine Or- 
densverleihung; Gespräch mit Evilio Arambiza, 
Indianerführer aus dem Tiefland Boliviens; Ak- 
tuelles; Seminarankündigung. 

Bezug: Bolivia, SAGO-Informationsblatt, Wit- 
tenberplatz 3a, 1000 Berlin 30; Preis: 2,50 DM 


Lateinamerikanachrichten Nr. 185, Sept./Okt. 
1989 

Schwerpunkt des Heftes: Kolumbien. Kolum- 
biens ehrenwerte Gesellschaft — Hinter den Ku- 
lissen des Drogenkrieges — Argentinien: Me- 
nem ganz neoliberal — Nicaragua: gespaltene 
Opposition — Bolivien: Zamora regiert, Banzer 
diktiert — Amazoniensolidarität oder Ökoim- 
perialismus — El Salvador: „Alle gegen Arena!“ 
Oligarchie gegen „Agrarreform“ — Mittelameri- 
ka/USA: Geistliche Kriegsführung niedriger In- 
tensität. 


Materialien zu Peru 


© „Lieder vom Leben und Überleben 
aus Ayacucho“ von Juana Lidia Argu- 
mendo, die selbst Opfer des staatlichen 
Terrors in Ayachucho war; Tonkassette 
mit ausführlichem Begleitheft zu Musik 
und Gesellschaft in Ayacucho, 16,50 
DM incl. Porto. 
© „Trilce*, Lieder über Gewalt, Wider- 
stand und Hoffnung in Ayacucho von 
der Gruppe Trilce, u.a. mit Manuelcha 
Prado, dem derzeit besten Komponi- 
sten und Gitarristen ayacuchanischer 
angagierter Musik; Kassette (60 Min.) 
und Begleitheft mit Texten und Erläute- 
rungen, 18,50 DM incl. Porto. 
Der Erlös beider Kassetten geht zur 
Hälfte an die Künstler, zur Hälfte in die 
Menschenrechtsarbeit von Serpaj Aya- 
chucho. 
e Tonbildschau „Im Totenwinkel: trotz 
allem das Leben“, 79 Dias, 35 Min., Ton; 
eine Montage aus Informationen, Musik 
und bildender Kunst zur Situation in 
Ayacucho; auszuleihen bei der Peru- 
gruppe Nürnberg. 
© Informationsmaterial zur Lage in Pe- 
ru (Broschüren etc.) 
Bestellungen und Anfragen an: 
Perugruppe Nürnberg 
c/o Jugendzentrum 
Untere Talgasse 8 
8500 Nürnberg 1 


Spenden und Zahlungen an: 
Otto Böhm 

Sonderkonto Peru 

Kto. 305010-851 

PschA Nbe. 


Siegmar Schmidt: Gewerkschaften in Südafrika, 
Arbeiteremanzipation unter den Bedingungen 
des Apartheid-Regimes. isp-Verlag, Frankfurt 
1989, 140 Seiten, 20,- DM 


Jeff Faux, Miles Kahler, Martin Carnoy: The 
U.S. Economy after Reagan, Reihe „Analysen“ 
der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn 1989, 73 
Seiten. Bezug: Friedrich-Ebert-Stiftung, Pro- 
jektgruppe Internationale Wirtschaft und Poli- 
tik, Godesberger Allee 149, 5300 Bonn 2 


Jutta Klaß (Hrsg.): Die EGmbH der Bosse und 
Banker, Binnenmarkt 92, isp pocket 43, Frank- 
furt 1989, 136 Seiten, 16,80 DM 


Jürgen Rüland: Another Asian Miracle Econo- 
my in the Making? Thailands Prospects for Be- 
coming a NIC in the Nineties. Hrsg. v. Arnold 
Bergsträsser Institut, Aktuelle Informationspa- 
piere zu Entwicklung und Politik, Freiburg 1989 


Yasmeen Hamdan, Hans Otto Wiebur (Hrsg.): 
Palästina — Menschen Landschaften, Elefan- 
ten-Press, Berlin 1989, 126 Seiten 


id-Archiv im IISG Amsterdam (Hrsg.): radikal 
1984-1989. Ein Interview, 83 Seiten, 5,- DM. 
Bezug: Edition ID-Archiv im IISG, c/o Aurora 
Verlagsauslieferung, Knobelsdorffstr. 8, 1000 
Berlin 19 


Verschenkaktion: 
„Aktionshandbuch Dritte Welt“. 
Der ‘Bundeskongreß entwicklungspoli- 
tischer Aktionsgruppen’ — BUKU — 
verschenkt die Restexemplare (7. und 
letzte Auflage, 290 S.) 

Aus dem Inhalt: Medien und Materia- 
lien für den Einsatz in Unterricht, Drit- 
te-Welt-Gruppen etc., eine annotierte 
Bibliographie mit Bezugsadressen; Un- 
terstützung von Dritte-Welt-Projekten, 
aber wie?; welche Gruppen und Organi- 
sationen arbeiten wo zu entwicklungs- 
politischen Themen... 

BUKO, Nernstweg 32-34, 2000 Ham- 
burg 50, (Bitte 2,- DM Rückporto beile- 
gen) Kennwort: Aktionshandbuch‘. 


Günter Altner, Wanda Krauth (Hrsg.): Gentech- 
nik und Landwirtschaft, Reihe Alternative Kon- 
zepte 64, Verlag F. Müller, Karlsruhe 1988, 200 
Seiten, 16,80 DM 


Per Lindskog u. Jan Lundgvist: Why Poor Chil- 
dren Stay Sick, The Human Ecology of Child 
Health and Welfare in Rural Malawi, Uppsala 
1989, 111 Seiten, 60 SEK. Bezug: The Scandina- 
vian Institute of African Studies, PO Box 1703, 
S-751 47 Uppsala, Sweden 


Fernando Mires: Im Namen des Kreuzes. Der 
Genozid an den Indianern während der spani- 
schen Eroberung: theologische und politische 
Diskussionen, 253 Seiten, 39,50 DM/36,80 Sfr, 
Edition Exodus, Fribourg (CH) 1989 


Neu eingetroffene Bücher 


Arbeitsbrigade für.das befreite Nicara- 
gua! 
Von Febr. bis April 1990 soll eine Gruppe 
aus dem Raum Heidelberg, Mannheim und 
Karlsruhe nach Nicaragua fliegen, um die 
Agrarreform der sandinistischen Regierung 
kennenzulernen und zu unterstützen. Die 
Brigade wird gemeinsam mit nicaragua- 
nischen Bauarbeitern an dem Projekt LA 
PAZ DE TUMA arbeiten. Ziel des Projekts 
ist der Bau einer Kaffeeverarbeitungsanlage 
sowie die Verbesserung der sozialen Infra- 
struktur in den umliegenden Siedlungen. 
Teilnehmen kann, wer 
— 7 Vorbereitungswochenenden besucht, 
— sich mit dem nicaraguanischen Revolu- 
tionsprozess auseinandersetzt, 
— bereit und fähig ist, körperlich hart zu ar- 
beiten. 
Der Arbeitseinsatz wird 8 Monate dauern, 
anschließend folgt ein einwöchiges Pro- 
gramm in Managua. Die Kosten für Reise, 
Unterkunft, Verpflegung und Ausrüstung 
müssen selbst aufgebracht werden (2.500- 
3.000 DM). 
Interessenten melden sich bei: 
Rudi Kurz, Angelweg 3, 
6900 Heidelberg, Tel. 06221/472163 


Arnold Köpcke-Duttler (Hrsg.): Buber — Ghan- 
di — Tagore. Aufforderung zu einem Weltge- 
spräch, 221 S., 32,- DM, 1989, Verlag für inter- 
kulturelle Kommunikation, PF 900965, 6000 
Frankfurt/M. 90 


Die Stimme 
Nicaraguas 


jede Woche 
ein Heft voller 


ews 
Analysen 


Dokumente 
aus Zentralamerika 


direkt 
unabhängig 
authentisch 


ANN durchbricht das 
Nachrichtenmonopol 


ANN-Europa 
Agencia Nueva Nicaragua 
Postfach 236, 8042 Zürich 
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PROGRAMM 


Die dreimonatigen 
Arbeits- und Studien- 
aufenthalte in Afrika, 
Asien und Lateiname- 
rika bieten die Mög- 
lichkeit zu einem Er- 
fahrungsaustausch 
und einer Vertiefung 
theoretischer und 
fachspezifischer 
Kenntnisse. 


Die Vorbereitung auf den Aus- 
landsaufenthalt erfolgt sowohl im 
Selbststudium als auch auf Vorbe- 
reitungsseminaren. 
Teilnahmeberechtigt sind deutsche 
Studentinnen und Studenten sowie 
Postgradvierte aller Fachbereiche 
und Studentinnen und Studenten 
aus Afrika, Asien und Lateiname- 
rika, die in der Bundesrepublik 
studieren. Junge Berufstätige mit 
abgeschlossener nichtakademi- 
scher Ausbildung (auch z.Zt. Ar- 
beitslose) sind ebenfalls teilnah- 
meberechtigt. 


Termin für 1990 


Einsendeschluß für Bewerbungen: 
13. November 1989 
Vorbereitung: Seminare zwischen 
1989 und Juni 1990 

Ausreise: Juli bis Oktober 1990 
Programmkatalog 1990 und Be- 
werbungsunterlagen anfordern 
bei: 

ASA-Programm, Carl Duisberg 
Gesellschaft e.V., Lützowufer 6-9, 
1000 Berlin 30, Telefon: 030/ 
25482-0 


"1980 


Tagungshinweise 


„Das diskrete Geschäft — Rüstungsexporte in 
die Dritte Welt“; 10.-12.11.89 in der Evang. 
Akademie Bad Boll; Information und Anmel- 
dung: Zentrum für Entwicklungsbezogene Bil- 
dung, Gerokstr. 17, 7 Stuttgart 1. 


Ev. Akademie Bad Boll: Theater and Politics in 
South Africa; 15.-17.12.89; 4. Konferenz zur 
südafrikanischen Literatur; Leitung: R. Krieger; 
Information und Anmeldung: Ev. Akademie 
Bad Boll, z.Hd. Frau K. Kollmann, 7325 Bad 
Boll. 


AKE Bildungswerk: Spielend leicht verändern 
— Entwicklungspolitisches Theater zum Mit- 
machen; 10.-12.11.89; Ort: Bielefeld; Anmel- 
dung und Information: Arbeitskreis Entwick- 
lungspolitik, Carlos Petram, Horstweg 11,4973 
Vlotho. Menschenrechte und Demokratisie- 
rung in Lateinamerika; 17.-19.11.89; Ort: Biele- 
feld; Anmeldung und Information: s.o. 


Ev. Akademie Arnoldshain: X. Fernsehwork- 
shop Entwicklungspolitik; 26.-30.3.90; Anmel- 
dung und Information: Ev. Akademie Arnolds- 
hain, 6384 Schmitten 1. 


Globale Herausforderungen: Europa und die 
Dritte Welt; 11.-12.11.89; Ort: Frankfurt; Veran- 
stalter: JungsozialistInnen in der SPD; Informa- 
tion und Anmeldung: Juso-Bundessekretariat, 
z.Hd. R. Röscheisen, Ollenhauerstr. 1,53 Bonn 
1. 


„Die Hälfte des Himmels“ — Ausstellung zum 
Frauenalltag in Zentralamerika; 11.11.-17.12.89; 
10.00-17.00 Uhr; Veranstaltungsreihe von 
Dienst in Übersee; Information: Haus am Schü- 
berg, ev. Tagungszentrum, Wulfsdorferweg 33, 
2075 Ammersbek. 


Diakonisches Werk Westfalen: Technologie- 
transfer als entwicklungspolitische Strategie? 
— Modelle, Probleme und Perspektiven der 
„Angepaßten Technologie“ in der Dritten Welt; 
25.-26.11.89; Ort: Höltingshof bei 4420 Coes- 
feld/Lette; Information und Anmeldung: Dia- 
konisches Werk Westfalen, Friesenring 32,4400 
Münster. 


Chile Informationsbüro: Das wirtschaftl. Erbe 
Chiles nach 16 Jahren Militärdiktatur, aus der 
Seminarreihe: Hat die Demokratie in Chile eine 
Chance?; 4.-5.11.89; Ort: Walberberg bei Bonn; 
Information und Anmeldung: Chile-Informa- 
tionsbüro e.V,, Frauenstr. 3-7, 4400 Münster. 


Institute of Social Studies: Frauen und Rassis- 
mus — überregionale Frauen-Arbeitstagung; 1.- 
5.11.89; Ort: Bremen-Vahr; Information und 
Anmeldung: Institute of Social Studies, Beim 
Steinernen Kreuz 11, 28 Bremen 1. 


FIAN: Hunger und Landrechte — Die Men- 
schenrechtsarbeit bei FIAN; 17.-19.11.89; Ort: 
7061 Lichtenwald-Hegenlohe; Anmeldung und 
Information: FIAN-Sekretariat, Pf. 102243, 69 
Heidelberg. 


Servicio Paz y Justicia — Gewaltfrei widerste- 
hen in Lateinamerika; 3.-5.11.89; Ort. Anmel- 
dung und Information: Friedenskotten, Auf der 
Sandkuhle 15, 4517 Hilter-Hankenberge. 


AGG: Ein Paradies wird geplündert —- Militä- 
risch-wirtschaftliche Großprojekte in Brasilien; 
10.-12.11.89; Ort: Düsseldorf; Anmeldung und 
Information: AGG-Geschäftsstelle, Rheinweg 
34, 5300 Bonn 1. 


Afrika-Initiative Hannover: Reihe Afrika- 
Forum: 7.11., 20.00 Uhr: Namibia vor der Unab- 
hängigkeit — Dia-Bericht; 5.12., 20.00 Uhr: 
Frauenalltag im Sudan — Dia-Bericht; Ort: Pa- 
villon, Lister Meile 4, 3 Hannover 1. 


Aktionsgruppe Philippinen: Philippinen — Pro- 
bleme und Perspektiven des Befreiungskamp- 
fes; 17.-19.11.89; Ort: Frankfurt; Information 
und Anmeldung: agphi, Pf. 1141, 544 Polch. 


„Zimbabwe“ Erziehungswesen, Schulpartner- 
schaften, Rollenspiele. 1.-3.12.1989 in Lohmar 
(bei Siegburg), Veranstalter: Zimbabwe Netz- 
werke e.V., Frankfurt und Dritte Welt Haus e.V,, 
Bielefeld; Zimbabwe Netzwerk e.V. Germa- 
niastr. 89-91, 6000 Frankfurt 60, Tel. 069/ 
4692703. 


Seminar der Naturfreundejugend Internationa- 
le: „Europa 1992 — Wer fürchtet sich vorm Bin- 
nenmarkt?“ im Europäischen Jugendzentrum 
Strasbourg vom 19.-26.11.1989. Information: 
NFJI, Rosenstr. 1, D-4806 Werther. 


Welternährung, Weltnahrungsmittelproduk- 
tion und Pestizide; 17.-19.11.89; Ort: Frankfurt; 
Anmeldung und Information: Pestizid Aktions- 
Netzwerk (PAN) e.V,, Gaußstr. 17, 2 Hamburg 
50. 


Südostasien Informationsstelle: Regenwald und 
Ökologie in Thailand; 17.-19.11.89; Ort: Freu- 
denstadt; Anmeldung und Information: Um- 
weltzentrum Freudenstadt, z.Hd. Frau Haas, 
Bleichstr. 3, 7290 Freudenstadt/Schwarzwald. 


Spanisch dp 


Wer ein Land kennenlernen will, 
muß mit dessen Menschen 
sprechen können! 


TRAMONTANA 
Metodo Progresivo 


Das fortschrittliche Spanisch- 
Sprachlehrbuch für alle, die 

@ Spanisch anhand der sozio- 
kulturellen Realität der 
Spanisch sprechenden Länder 
lernen wollen 

® Wert auf ein didaktisch 
bewährtes Lehrbuch legen 

© nichts von trockenen 
Schulbüchern halten 


256 $., DM 29,80 aktualisierte Neu- 
fassung. Im Buchhandel oder beim 
Schmetterling Verlag, Holzhauser 

Str. 31, 7000 Stuttgart 80 


Hrsg.: Aktion Dritte Welt e. V. — Informations- 
zentrum Dritte Welt, Postfach 5328, Kronen- 
str. 16 (Hinterhaus). D-7800 Freiburg i. Brsg., 
Tel.: 0761/74003, Bürozeiten: Mo., Di., Do.- 
Fr. 10-13 u. 15-18 Uhr, mittwochs geschlos- 
sen 


Zusammengestellt von: Isabel Armbrust, Alf 
Baier, Frank Ballot, Iris Bauer, Andreas Beil, 
Andrea Borchers, Horst Breit, Konrad Fisch, 
Uwe Hartwig, Claudia Heid, Daniela Heuber- 
ger, Uwe Jungfer, Inge Kamolz, Christa Kern- 
bichl, Michael Knüfer, Barbara Kupfer, Tilman 
Lamperter, Teresa Löbbert, Mechtild Maurer, 
Christel Opeker, Mariele Pelster, Gunhild 
Rauch, Bernd Riegraf, Norbert Stamm, Detlev 
Vogel, Regine Wlassitschau, Udo Wolter 


Bei Einsendung von Artikeln beachten Sie 
bitte folgende Angaben: 

Manuskripte sollten mit der Schreibmaschine 
geschrieben sein, mit 2-zeiligem Abstand: 40 
Anschläge und 30 Zeilen. Artikellänge: höch- 
stens 15 Manuskript-Seiten. 

Drück und Satz: 

SOAK Hannover, Tel.: (0511) 326187 


Vertrieb für Buchhandel: 

prolit buchvertrieb gmbh, Siemensstraße 18a, 
Postfach 111008, 6300 Gießen 11, 

Telefon: (0641)77053 


Copyright beider Redaktion und den Autoren. 


Vervielfältigungen für Unterrichtszwecke 
erlaubt und erwünscht. 

Jahresabonnement (8 Ausgaben) im Inland: 
DM 40,- (für Rentner, Arbeitslose, Schüler, 
Studenten, Wehr- und Zivildienstleistende 
30,- DM). 

Kündigung zum Jahresende (schriftlich) 
ermäßigtes ABO nicht über den Buchhandel 
erhältlich 

Schweiz: SFR 40,- (bzw. 30,-) 

Österreich: 45,- DM 

übriges europäisches Ausland: 

DM 45,- (bzw. 35,-) 

Luftpostabonnements: 

Afrika, Nord- und Mittelamerika, Nahost und 
Südasien: 61,60 (bzw. 51,60) 

Südamerika, Südostasien, Fernost: 68,80 
(bzw. 58,80) 

Australien, Südpazifik: 76,- (bzw. 66,-) 


Einzelpreis: DM 5,-/SFR 5,-/ÖS 37,- 


Konten (Aktion Dritte Welt e. V.): 
Postscheckkonto Karlsruhe Nr. 1482 39-755 
Postscheckkonto Basel Nr. 40-35899. 


Redaktionsschluß für Nr. 162: 
7.11.1989 


Anzeigenschluß für Nr. 162: 
14.11.1989 


Eigentumsvorbehalt: 

Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist die Zeit- 
schrift solange Eigentum des Absenders, bis 
sie dem Gefangenen persönlich ausgehän- 
digt worden ist. Zur-Habe-Nahme ist keine 
persönliche Aushändigung im Sinne des Vor- 
behalts. Wird die Zeitschrift dem Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, so ist sie dem 
Absender mit dem Grund der Nichtaushändi- 
gung zurückzusenden. 
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20 Jahre Revolution in Libyen: Qaddafis neue Ausgleichspolitik ..... Seite 3 
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Jetzt zugreifen! 


% seit zwanzig Jahren kontinuierliche Be- 
richterstattung über die Länder der Drit- 
ten Welt, Entwicklungspolitik, Solibewe- 
gung, Kampagnen, Ausländerpolitik... 

% Informationen über die Hintergründe und 
Zusammenhänge zwischen Politik hier 
und den Verhältnissen in der Dritten Welt. 

% Nachrichten zu Politik, Wirtschaft, Kul- 
tur, Rüstung... 

% gemacht von einer unabhängigen Gruppe 
kritischer und engagierter Leute 


Bis zum 31.12.1989 


das Abo zum alten Preis 


von DM 40,-* * ab 1.1.1990 DM 48,- iz3W, Pf. 53 28, 7800 Freiburg 
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PRESSEFRECHHEIT 


Die folgende Bestellung kann Innerhalb von 7 Tagen schriftlich widerruien 
werden (Posistempel) — bel taz-Abo, Kochstraße 18, 1000 Berlin 61 


Ichteste dietaz 


OD 4 Wochen für 25 Mark 
D 8 Wochen für 50 Mark 
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DIESES ABO VERLÄNGERT SICH NICHT AUTOMATISCH! | 
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Straße, Hausnummer: | 
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taz-Abo, Kochstraße 18, 1000 Berlin 61. 
Davon habe ich Kenntnis genommen. 462 


Datum, Unterschrift: 


die tageszeitung, 
DIE KEIN BLATT VOR 
DEN MUND NIMMT. 


